Sozialistische Wochenzeitung 
Zeitung der DKP 



ver.di in die Staatskanzlei? 

Tarifverhandlungen AWO Nordrhein-West¬ 
falen: Sparpolitik und Blockade der „Ar¬ 
beitgeber“. Ein Interview. 
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Geschenk für die Finanzindustrie 

Schäuble lässt seine Beamten durchrech¬ 
nen, was es kosten würde, die Autobah¬ 
nen privat zu betreiben. 
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Gepflegte Gewinne 

Alle reden über Pflegenotstand - wer bezahlt? 


„Jede vierte Stelle fehlt“, erklärt Ivo 
Garbe von ver.di Baden-Württem¬ 
berg. In einem Ende September ver¬ 
öffentlichten „Personalcheck“ macht 
die Gewerkschaft wieder einmal deut¬ 
lich, wie groß die Unterbesetzung in 
der Altenpflege ist. Für diejenigen, 
die eine gute Pflege für sich und ihre 
Angehörigen bezahlen können, ist 
das kein Problem, für die Mehrheit 
der Bevölkerung schon. Auch bürger¬ 
liche Politiker und Journalisten haben 
seit längerem bemerkt, dass die Sozi¬ 
alsysteme unseres Landes kaum in der 
Lage sind, menschenwürdige Bedin¬ 
gungen für alle Pflegebedürftigen zu 
gewährleisten. Gesundheitsminister 
Gröhe (CDU) kennt die Lösung: „Der 
wichtigste Pflegedienst ist die Familie.“ 
Die Konservativen stellen ihr Bild 
der Familie in den Mittelpunkt - sol¬ 
len sich die Angehörigen doch selbst 
drum kümmern. 

Die Grünen setzen auf ehrenamt¬ 
liche Helfer statt mehr Geld für die 
Pflege. Der Vorschlag der rheinland- 
pfälzischen Ministerpräsidentin Malu 
Dreyer (SPD): „Wir brauchen mehr 
Betreuungskräfte, mehr Zuwande¬ 
rung.“ Zuwanderung von Pflegekräf¬ 
ten bedeutet überwiegend: Polnische 
oder tschechische Frauen kommen als 


billige Arbeitskräfte nach Deutsch¬ 
land. Ausbeutung billiger Arbeits¬ 
kräfte aus Osteuropa statt bessere 
Arbeitsbedingungen und Ausbildung 
hier - die SPD hat für solche Model¬ 
le die rechtlichen Grundlagen gelegt. 

Die übliche Ergänzung bilden die 
Geschichten vom freien Markt und 
Eigenverantwortung. Während die 
Pflegeversicherung nur einen Teil der 
notwendigen Leistungen abdeckt, soll 
der freie Markt der privaten Pflege¬ 
versicherer Abhilfe schaffen. Der 
ehemalige FDP-Gesundheitsminister 
Daniel Bahr sorgte mit diesen Argu¬ 
menten dafür, dass die Geschäfte der 
Versicherer gefördert werden - die 
Allianz-Krankenversicherung dankte 
ihm im September mit einem neuen 
Job. 

Ehrenamt und Multikulti, Markt 
und Familie - für jede Partei ihr ei¬ 
genes romantisches Patentrezept. 
Mehr Personal, bessere Bezahlung, 
bessere Ausbildung, gleicher Lohn 
unabhängig von Pass oder Herkunft: 
Die entscheidenden Fragen fallen in 
der sentimentalen oder hysterischen 
Mainstream-Debatte schnell unter 
den Tisch. 

Aber während die Öffentlichkeit 
ideologische Wunschvorstellungen 


präsentiert bekommt, haben Bundes¬ 
und Landesregierungen auch ganz 
handfeste Politik entwickelt. Die Fi¬ 
nanzierung der Pflege soll Privatsache 
sein, private Träger sollen es richten. 
Die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Ernst & Young hat die Profitaus sich¬ 
ten ihrer Kunden auf dem Pflegemarkt 
untersucht und kam zu dem Schluss: 
„Pflegeheimketten gewinnen auf gan¬ 
zer Linie“. Großunternehmen verdrän¬ 
gen ihre kleinen Konkurrenten - im 
Jargon der Wirtschaftsprüfer heißt 
das: „Die Branche stellt sich auf eine 
zunehmende Marktbereinigung ein.“ 
Die Politik der letzten Bundesregie¬ 
rungen hat dafür gesorgt, dass auch 
das Geschäft mit unserer Gesundheit 
viel Raum für den Konkurrenzkampf 
der Unternehmer bietet. 

★ 

Diesen Konkurrenzkampf tragen die 
Unternehmer auf den Rücken der 
Beschäftigten aus. Freier Markt be¬ 
deutet immer, dass viele die Arbeit 
machen, während die Wirtschaft an 
den Bedürfnissen der Profite Weni¬ 
ger ausgerichtet ist. Pflegebedürftige 
sind Kunden, Pflegekräfte Kostenfak¬ 
toren - und sie haben allen Grund, die 
Kosten für ihre Arbeit zu steigern. Bei 


der Arbeiterwohlfahrt in Nordrhein- 
Westfalen kämpft ver.di für einen Ta¬ 
rifabschluss, der sich am Öffentlichen 
Dienst orientiert. In den Kranken¬ 
häusern haben die Beschäftigten da¬ 
mit begonnen der personellen Unter¬ 
besetzung den Kampf anzusagen: An 
der Berliner Uniklinik Charite haben 
die Beschäftigten im Juni zum ersten 
Mal erreicht, dass der Tarifvertrag 
auch die Personalbemessung regelt - 
obwohl die Geschäftsleitung der Mei¬ 
nung war, dass die Beschäftigten sich 
in solche Fragen nicht einzumischen 
haben. Es lohnt sich, zu kämpfen, und 
die DKP unterstützt alle Forderungen 
nach höheren Gehältern, niedrigen 
Arbeitszeiten und weniger Arbeits¬ 
druck. Es ist möglich, einiges zu ver¬ 
bessern - aber nicht, das Problem zu 
lösen, solange die Pflege ein Geschäft 
ist und solange die arbeitenden Men¬ 
schen in Unternehmen arbeiten, die 
diesen Geschäftemachern gehören. 
Die Ideologien von Familienhilfe, von 
Eigenverantwortung und von freiem 
Markt verdecken, dass die Pflege eine 
gesellschaftliche Aufgabe ist - und 
dass eine Gesellschaft, die sich an den 
Bedürfnissen der Menschen orien¬ 
tiert, nur im Sozialismus zu haben ist. 

Olaf Peters 


Thema der Woche 


Der Krieg beginnt hier... 

„Drachen statt Drohnen“: Am vergan¬ 
genen Sonnabend gab es vor dem Ber¬ 
liner Reichstagsgebäude und in ande¬ 
ren Städten und Gemeinden Proteste 
gegen Kampf- und Überwachungs¬ 
drohnen. 

In Kalkar hatten bereits am Tag zu¬ 
vor mehr als 750 Menschen unter dem 
Motto „Den Roboter-Krieg im 21. Jahr¬ 
hundert verhindern!“ gegen den NA- 
TO-Stützpunkt in Kalkar demonstriert. 
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Aus gegebenem Anlass wird noch ein¬ 
mal vor kriminellen Taten gewarnt, die 
in den letzten Jahren in großer Anzahl 
an unschuldigen Menschen verübt 
wurden. 

Wer nämlich Bürger mit Sank¬ 
tionsmaßnahmen terrorisiert, sie mit 
Rechtsbescheiden erpresst, ihnen will¬ 
kürlich die existenzielle Unterstützung 
entzieht oder es ihnen androht, sowie 
sie ständig mit öffentlicher Gewalt 
schikaniert, so dass sie sich manchmal 
deshalb umbringen, macht sich straf¬ 
bar. - Es sei denn der Täter ist amtlich 
bestellter Fallmanager und das Opfer 
Hartz- IV-Empfänger. 

Systemfehler 

Die Bundesagentur für Arbeit teilt er¬ 
freut mit, dass nur fünf Prozent der 
Hartz-IV-Bescheide fehlerhaft sind. - 
Zum Ausgleich erleben die restlichen 
95 Prozent der Leistungsempfänger 
täglich, dass der Fehler Hartz TV ist. 

Bürgeren tsch eid 

Bekanntlich soll der jetzige Solidari¬ 
tätszuschlag durch Steuererhöhungen 
abgelöst werden. 

Erstmalig haben dabei die Bürger 
eine Auswahlmöglichkeit per TETAb- 
stimmung. Zur Auswahl stehen Steu¬ 
ererhöhungen für Waffenspenden, 
Waffenbrüderschaften, Waffenförder¬ 
maßnahmen, Waffenhilfen oder Waf¬ 
fenexporte für Notleidende. - Damit 
bleibt der Solidaritätsgedanke des So¬ 
lidaritätszuschlags erhalten. 

Wahlmodus 

Auf Vorschlag des Bundestagspräsi¬ 
denten sollen Wahlen nur noch alle 
fünf Jahre stattfinden. 

In Anbetracht des miserablen Ge¬ 
samtzustandes des deutschen Parla¬ 
mentarismus bräuchten genau genom¬ 
men gar keine Wahlen mehr stattfinden, 
weil die Regierenden ohnehin machen, 
was sie wollen. 

Am einfachsten wäre es sogar, wenn 
die künftigen Merkels sich ihre Regie¬ 
rungsmehrheiten je nach Belieben und 
Farbgebung der Parteien selbst aussu¬ 
chen. - Dann würden sie zumindest 
uns Wählern das bekannte üble Gefühl 
nach einer Wahl nehmen, wieder ein¬ 
mal nichts entschieden zu haben. 

Werner Lutz 

(Deutscher Einheit (z)-Textdienst) 


TTIP und CETA verhindern! 

11. Oktober: Europaweiter dezentraler Aktionstag gegen TTIP und CETA - Beginn der Unterschiftensammlung 


Die Proteste gegen TTIP und CETA 
wachsen. Es ist an der Zeit in Betrie¬ 
ben, in Gewerkschaften und in den 
Kommunen nicht nur mehr über TTIP 
und CETA aufzuklären, sondern auch 
Beschlüsse herbeizuführen und den 
Widerstand weiter zu intensivieren. 
Dafür steht auch die DKP. 

Auf Risiken durch das Freihan¬ 
delsabkommen TTIP verweisen in¬ 
zwischen auch die kommunalen 
Spitzenverbände Deutscher Städte¬ 
tag, Landkreistag und Städte- und 
Gemeindebund sowie der Verband 
kommunaler Unternehmen (VKU). 
CETA und TTIP fördern das Wachs¬ 
tum, behaupten dagegen nach wie vor 
die Befürworter und sie verteidigen 
die nichtöffentlichen, intransparen¬ 
ten Verhandlungen. 


Eigentlich sollte die europaweite 
Unterschriftensammlung gegen TTIP 
und CETA bereits Anfang September 
starten. Doch die EU-Kommission 
wollte dies nicht zulassen - mit frag¬ 
würdiger Begründung. Darauf ent¬ 
schied das aus rund 250 Organisatio¬ 
nen bestehende Bündnis „Stop TTIP“, 
Rechtsmittel gegen die Ablehnung 
der Europäischen Bürgerinitiative zu 
TTIP und CETA durch die Europäi¬ 
sche Kommission einzulegen. Die Or¬ 
ganisatoren kündigten zudem an, dass 
die Europäische Bürgerinitiative wie 
geplant durchgeführt werde. 

In einer aktuellen Presseerklärung 
schrieben jetzt die Vertreter des Bünd¬ 
nisses „Stop TTIP“ in der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland anlässlich der Akti¬ 
onswoche und des bevorstehenden eu¬ 


ropaweiten dezentralen Aktionstages 
am 11. Oktober: „Das Bündnis Stop 
TTIP hat heute (7. Oktober) die Un¬ 
terschriftensammlung für die selbstor¬ 
ganisierte europäische Bürgerinitiative 
(sEBI) gegen TTIP und CETA gestar¬ 
tet. Rund 250 Organisationen aus 22 
EU-Mitgliedstaaten werden ab sofort 
im Internet und auf der Straße Unter¬ 
schriften für die Forderung sammeln, 
die Verhandlungen mit den USA über 
TTIP zu stoppen und CETA nicht zu 
ratifizieren. 

,Wir nehmen die Ablehnung der 
EBI durch die EU-Kommission nicht 
hin’, sagte Ernst-Christoph Stolper, 
Mitglied im Steuerungskreis der Eu¬ 
ropäischen Bürgerinitiative. ,Der Pro¬ 
test gegen TTIP und CETA lässt sich 
nicht mit einer rechtlich fadenscheini¬ 


gen Begründung aufhalten. Wir klagen 
vor dem Europäischen Gerichtshof auf 
Zulassung der Bürgerinitiative. Gleich¬ 
zeitig starten wir heute die Sammlung 
von Unterschriften und wollen euro¬ 
paweit mindestens eine Million Un¬ 
terstützer gewinnen. Das ist auch ein 
klares Signal an die neue Kommission, 
die eine radikale Kursänderung voll¬ 
ziehen muss.’ 

Das Bündnis will sich an ähnliche 
formale Vorgaben halten wie es das of¬ 
fizielle Verfahren erfordert hätte: Die 
Unterschriften sollen aus möglichst 
vielen EU-Ländern kommen, eine Per¬ 
son darf nicht mehrfach als Unterzeich¬ 
ner gezählt werden und die Daten auf 
den Listen müssen nachprüfbar sein. 
„Wir wollen ein Zeichen setzen gegen 
Demokratieabbau, Geheimverhand¬ 


lungen und die Absenkung bewährter 
Umwelt- und Verbraucherschutzstan¬ 
dards durch TTIP und CETA. Europas 
Bürger haben ein Recht darauf, sich in 
politische Prozesse einzumischen. Das 
lassen sie sich weder von der EU-Kom¬ 
mission verbieten noch von der Bun¬ 
desregierung ausreden“ sagte Roland 
Süß vom Steuerungskreis der Europä¬ 
ischen Bürgerinitiative. 

Die Bündnis-Organisationen wer¬ 
den zusätzlich am europaweiten Ak¬ 
tionstag gegen TTIP und CETA, am 
11. Oktober, Hunderte von Sammel- 
und Protestaktionen gegen die Verträ¬ 
ge organisieren ...“ (Kontakt: Presse- 
Team Stop TTIP, press@stop-ttip.org). 
Übersicht über geplante Aktionen auf 
http://www.attac.de/ttip-aktionstag. 

UZ 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Gastkolumne von Olaf Harms 

Erneuerung 
durch Streik II 


ver.di in die Staatskanzlei? 


Tarifverhandlung AWO Nordrhein-Westfalen: Sparpolitik und 
Blockade der „Arbeitgeber“, ver.di ist trotzdem optimistisch. 



Vom 2. Bis 4. Oktober fand in Hanno¬ 
ver die zweite Streikkonferenz unter 
dem Motto „Erneuerung durch Streik“ 
statt, diesmal mit dem Untertitel „Ge¬ 



meinsam Strategien entwickeln. Kon¬ 
flikte führen. Beteiligung organisieren.“ 
Über 550 Menschen aus Gewerk¬ 
schaften, Interessenvertretungen und 
der Wissenschaft kamen zusammen. 
Die Konferenz der Rosa-Luxem- 
burg-Stiftung der PDL wurde dabei 
unterstützt durch die Gewerkschaf¬ 
ten ver.di, IGM, NGG, GEW und IG 
BAU aus Hannover. In mehr als 20 
Arbeitsgruppen, in Branchentreffen, 
Praxisseminaren und Foren wurden 
rund um das Thema Streik Erfah¬ 
rungen ausgetauscht, Best-Practice- 
Beispiele gegeben und darüber dis¬ 
kutiert, wie zukünftig Tarifausein¬ 
andersetzungen und Streiks geführt 
und Kolleginnen und Kollegen betei¬ 
ligungsorientiert einbezogen werden 
können. Insbesondere die Tarifaus¬ 
einandersetzungen im Einzelhan¬ 
del, im Sicherheitsgewerbe oder bei 
einzelnen Unternehmen wie Ama- 
zon oder dem Berliner Uniklinikum 
Charite zeigten auf, dass mit frischen 
Ideen und Aktionen Druck auf die 
Kapitalseite ausgeübt werden kann. 


Nach einer Woche Besetzung des 
DGB-Hauses des Bezirks Berlin Bran¬ 
denburg durch Flüchtlinge kam es am 
1. Oktober zur Räumung durch die 
Polizei. 200 Beamte holten rund 20 
Besetzerinnen aus dem Haus in der 
Berliner Keithstraße. Es gab Verletzte 
und Strafanzeigen gegen die Besetze¬ 
rinnen - gestellt von Polizeibeamten, 
aber auch vom DGB. Letztere sollen 
dem Vernehmen nach zurückgezogen 
werden. Eine Woche Besetzung hätten 
„viele Beschäftigte des Hauses an die 
Grenze der Belastbarkeit geführt“, er¬ 
klärte der DGB Bezirk Berlin Bran¬ 
denburg das Rufen der Polizei und da¬ 
mit einen eklatanten Bruch mit dem 
ungeschriebenen Gesetz: Keine Poli¬ 
zeieinsätze in Gewerkschaftshäusern. 

Gewerkschafter haben den Vor¬ 
gang unter anderem auf der Streikkon¬ 
ferenz am vergangenen Wochenende 
in Hannover heftig kritisiert und dazu 
aufgerufen, gegen „diese Schande“ zu 
protestieren. Als „zynisch“ wurde ein 
DGB-Transparent „Flüchtlingen hel¬ 
fen? Ja! - Unser Haus besetzen? Nein!“, 
das aus dem Gebäude gehängt wurde, 
bezeichnet. Nicht besser war es in der 
DGB-Erklärung zur Räumung formu¬ 
liert: Es gebe eine Reihe von politischen 
Aufgaben, die in einem DGB-Haus zu 
leisten seien. „Flüchtlingshilfe gehört 
nicht dazu, damit sind die Gewerkschaf¬ 
ten überfordert. Dafür gibt es u. a. Orga¬ 
nisationen wie den Flüchtlingsrat oder 
ProAsyl“ 

Diese in der Tat ätzende Haltung 
kann man den Kolleginnen im DGB- 
Haus allerdings nicht unterstellen. Sie 
haben die Flüchtlinge nicht abgewim¬ 
melt, sondern sich bemüht, auf ihre For¬ 
derungen einzugehen. Dem entspre¬ 
chend wurden eine Pressekonferenz 


Natürlich spielte auch das Thema 
Freihandelsabkommen eine Rolle. In 
Reden sprachen sich sowohl der PDL- 
Vorsitzende Bernd Riexinger als auch 
Hans-Jürgen Urban, geschäftsführen¬ 
des Vorstandsmitglied der IG Metall, 
gegen diese Freihandelsabkommen 
aus. 

Auf der Konferenz wurde deut¬ 
lich, dass auch das Thema „Tarifein¬ 
heit“ aktuell eine Rolle spielt. Unter 
diesem Titel wird der Eingriff in das 
Streikrecht vorbereitet. Bundesmi¬ 
nisterin Andrea Nahles will bereits 
Ende Oktober einen ersten Gesetz¬ 
entwurf zur „Tarifeinheit“ vorlegen. 
Zu befürchten ist, dass mittels Ge¬ 
setz Einschränkungen des Streik¬ 
rechts im Verkehrsgewerbe oder in 
der Daseinsvorsorge bis hin zum 
Verbot von Solidaritätsstreiks erfol¬ 
gen sollen. Die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer der Konferenz lehnten 
deshalb einstimmig und auf Basis ei¬ 
nes entsprechenden Beschlusses des 
DGB-Bundeskongresses einen Ge¬ 
setzentwurf der Bundesregierung ab. 

Die Konferenz rief dazu auf: 
„Wir werden uns in unseren Einzel¬ 
gewerkschaften dafür stark machen, 
das aktuelle Vorhaben der Bundes¬ 
regierung klar abzulehnen.... Wenn 
die Bundesregierung ihre bisherigen 
Pläne der Einführung eines betriebs¬ 
bezogenen tarifvertraglichen Mehr¬ 
heitsprinzips weiterverfolgt, werden 
unweigerlich die Tarifautonomie und 
das Streikrecht eingeschränkt. Ge¬ 
gen diese Gesetzesinitiative der Bun¬ 
desregierung muss der DGB dann zu 
bundesweiten Protesten aufrufen.“ 

Gleichzeitig fiel der Startschuss 
für eine Unterschriftenaktion vom 
ver.di-Bezirk Hannover/Leine-We- 
ser gegen die gesetzliche Regelung 
der „Tarifeinheit“. 


organisiert, der Kontakt zu Bundespo¬ 
litikern hergestellt, eine Rechtsbera¬ 
tung vorbereitet und eine alternative 
Unterbringungsmöglichkeit im gemein¬ 
samen Haus von DGB-Jugend und Fal¬ 
ken angeboten. Es wurde zugesagt, die 
durch den Bezirk nicht einzulösende 
Forderung nach Mitgliedschaft in der 
Gewerkschaft und vollem Rechtsschutz 
für Flüchtlinge an die Einzelgewerk¬ 
schaften und den Bundesvorstand wei¬ 
terzuleiten. In einem Papier schloss sich 
der DGB-Bezirk wichtigen Forderun¬ 
gen wie dem Recht auf Leben in einer 
Privatwohnung und der Abschaffung 
des Asylbewerberleistungsgesetzes und 
des Arbeitsverbotes an. 

Die Flüchtlinge fordern zu Recht, 
dass der Gewerkschaftsbund seiner ge¬ 
sellschaftlichen Verantwortung gerecht 
wird, dass er „seine Organisation und 
politische Schlagkraft“ nutzt und seine 
Mitglieder mobilisiert, um für die Rech¬ 
te der Flüchtlinge auf die Straße zu ge¬ 
hen. Die Besetzer sind dabei nicht auf 
taube Ohren gestoßen, sondern konnten 
eine Reihe ihrer Forderungen durchset¬ 
zen. Vielleicht wäre es nötig gewesen, 
die schlechten Erfahrungen mit dem 
Berliner Senat, der die Flüchtlinge stets 
über den Tisch gezogen hat, für einen 
Moment an die Seite zu schieben, die 
alternativen Schlafplätze anzunehmen 
und den Dialog fortzusetzen, um nach 
den Worten auch wirksame Taten zu er¬ 
reichen. 

Alles dies rechtfertigt jedoch nicht 
den Polizeieinsatz im Gewerkschafts¬ 
haus. Es dürfte klar sein, dass die Gren¬ 
ze der Belastbarkeit bei den Flüchtlin¬ 
gen, die seit zwei Jahren im Wechsel ig¬ 
noriert oder schikaniert werden, schon 
länger erreicht ist. 

Wera Richter 


Gespräch mit Wolfgang Cremer 

UZ: In der Tarifverhandlung für die 
Beschäftigten der Arbeiterwohlfahrt 
(AWO) in Nordrhein-Westfalen ist die 
zweite Runde gescheitert. Vor der drit¬ 
ten rufen Sie zu Warnstreiks auf Die 
AWO wirft Ihnen vor, dass ver.di es von 
vorne herein auf eine Zuspitzung ange¬ 
legt hätte. Haben Sie? 

Wolfgang Cremer: Nein. Wir haben ei¬ 
nigungsorientiert gearbeitet, im Sinne 
von: Wenn es etwas zu verhandeln gibt, 
verhandeln wir auch. Aber die Arbeit¬ 
geberseite der AWO hat ein Angebot 
vorgelegt, das für uns nicht verhand¬ 
lungsfähig ist: 1,9 bis 2,3 Prozent bieten 
sie an. Da können wir auf gar keinen 
Fall mitgehen. Außerdem verlangen 
die Arbeitgeber für die Beschäftigten 
der Kitas noch mal einen Sonderweg, 
der sich an den Finanzierungsvorgaben 
der Landesregierung orientiert. 

UZ: Sie verhandeln jetzt über den Tarif¬ 
vertrag für die AWO NRW, es gibt keine 
einheitlichen Tarife für den sozialen Be¬ 
reich. Wie gehen Sie damit um? 

Wolfgang Cremer: Es wird immer 
schwerer, wenn wir wollen, dass ein 
Altenpfleger, eine Erzieherin oder ein 
Sozialarbeiter für ihre Arbeit gleich 
bezahlt werden, unabhängig davon, 
bei welchem Träger sie beschäftigt 
sind. Wir orientieren uns als „Leit¬ 
währung“ am Tarifabschluss im Öf¬ 
fentlichen Dienst. Wir wollen gleichen 
Lohn für gleiche Arbeit: es ist nicht 
einzusehen, dass eine Erzieherin in ei¬ 
ner AWO-Kita weniger verdient als in 
einer kommunalen Kita. 

UZ: Die AWO behauptet, sie habe 
3,5 Prozent Entgelterhöhung angebo¬ 
ten. Das klingt doch nicht schlecht... 

Wolfgang Cremer: Die Tariferhöhung 
soll für die Kitas erst zum ersten Januar 
kommen. Wenn man das Ganze spitz 
durchrechnet, landen wir bei den Ki¬ 
ta-Beschäftigten bei 1,9 Prozent Plus, 
denn die AWO schlägt eine Laufzeit 
von 24 Monaten vor. Der Öffentliche 
Dienst hat im Frühjahr mit 3 Prozent, 
mindestens aber 90 Euro Erhöhung 
abgeschlossen. Die AWO läge damit 
also deutlich unter den Leistungen 
des Tarifvertrags Öffentlicher Dienst 
(TVÖD). 

UZ: Auf die Forderung nach einem 
Sockelbetrag, einer Erhöhung um 
100 Euro für alle Beschäftigten zusätz¬ 
lich zur prozentualen Erhöhung, hat die 
AWO besonders allergisch reagiert. 

Wolfgang Cremer: Die Antwort der 
AWO-Arbeitgeberseite lautet: Gibt’s 
nicht. Aber wir haben die Vielzahl der 
Beschäftigten nicht in den höheren, 


sondern eher in den mittleren und un¬ 
teren Entgeltgruppen. Ein Sockelbe¬ 
trag könnte auch für die Beschäftigten 
in diesen Gruppen eine angemessene 
Steigerung sichern - für die AWO ein 
rotes Tuch. 

UZ: Sie fordern auch drei „ver.di-Ta- 
ge“, zusätzliche Urlaubstage für Ge¬ 
werkschaftsmitglieder. Führt das nicht 
dazu, dass sich das Verhältnis von orga¬ 
nisierten und nicht organisierten Kolle¬ 
gen verschlechtert? 



Wolfgang Cremer ist Landesleiter 
im Fachbereich Gesundheit, soziale 
Dienste, Wohlfahrt und Kirchen bei 
ver.di NRW. 

Wolfgang Cremer: Das führt sicher¬ 
lich zu innerbetrieblichen Debatten 
zwischen Organisierten und Nichtor¬ 
ganisierten. Aber damit wird zugleich 
die Frage aufgeworfen: Was sind ei¬ 
gentlich Gewerkschaften, was ist der 
Kern von Tarifautonomie? Wir ha¬ 
ben da eine klare Haltung: Wir sind 
Interessensvertretung! Dass es z.B. 
den Tarifvertrag für die AWO NRW 
überhaupt gibt, ist einzig und allein 
der Tatsache zu verdanken, dass es 
arbeitende Menschen gibt, die einen 
Teil ihres Einkommens in eine Solidar- 
gemeinschaft einzahlen, dass es Kol¬ 
legen gibt, die einen erheblichen Teil 
ihrer Freizeit in die ehrenamtliche Ge¬ 
werkschaftsarbeit investieren. Bei uns 
können sich alle einbringen. Wir sagen: 
Dieser Umstand wird durch eine Bo¬ 
nusregelung für Gewerkschaftsmit¬ 
glieder honoriert. Und das finde ich 
vollkommen in Ordnung. 

UZ: Auf Streiks im sozialen Bereich 
reagieren die Betroffenen oft verär¬ 
gert - welche Erfahrungen haben Sie 
gemacht? 

Wolfgang Cremer: Ich nenne mal ein 
Beispiel: In Bochum betreibt die AWO 
24 Kitas, 20 davon waren beim letzten 
Streiktag geschlossen, beim nächsten 
werden es voraussichtlich mehr sein. 
Nun könnte man meinen, dass ein Auf¬ 
schrei der Eltern kommt. Der kommt 
aber eher in Richtung Solidarität mit 
den Beschäftigten. Die Eltern wissen, 
wie hart der Job in der Kita ist und wie 
viel gute Arbeit da von den Beschäftig¬ 


ten geleistet wird. Die Eltern sind eher 
bei uns. Sie sagen, es kann nicht sein, 
dass die Folgen der Kürzungspolitik auf 
den Rücken der Beschäftigten geladen 
werden. Wir arbeiten ja an vielen Stellen 
mit viel zu wenig Personal. Und auch die 
Eltern sagen, so kann es auf Dauer nicht 
weitergehen, weil die hehren Ansprüche 
an die Bildung der Kinder auf diesem 
Wege nicht erreichbar sind. 

UZ: Jetzt haben Sie für den 9. und 
10. Oktober zwei Warnstreiktage an¬ 
gesetzt - Sie sind optimistisch, was die 
Streikbereitschaft angeht? 

Wolfgang Cremer: Sind wir. Wir haben 
ja auch entsprechende Erfahrungen in 
der AWO - wir haben erreicht, dass es 
einen einheitlichen Tarifvertrag für die 
AWO in NRW gibt, und seitdem hat es 
so gut wie keine Tarifrunde gegeben, 
in der es nicht mindestens einen oder 
zwei Warnstreiktage und andere Akti¬ 
onen gegeben hat. 

UZ: Sie wären also auch in der Lage, 
eine härtere Auseinandersetzung durch¬ 
zustehen? 

Wolfgang Cremer: Das werden wir se¬ 
hen. Meine Kollegen in der Tarifkom¬ 
mission sagen immer, die Frage aller 
Fragen haben wir bis heute nicht stel¬ 
len müssen - wir sind noch nie an den 
Punkt gekommen, wo wir in einer Ur¬ 
abstimmung über einen unbefristeten 
Streik zu entscheiden hatten. Aber ich 
wage mal zu prognostizieren, dass wir 
das Arbeitskampfniveau noch steigern 
werden, wenn die Arbeitgeber kein an¬ 
deres Angebot vorlegen. 

UZ: Nun sagt die AWO, Ihre Forderun¬ 
gen seien auch wegen der politischen 
Vorgaben nicht zu finanzieren. Da ist 
doch etwas dran, oder? 

Wolfgang Cremer: Das ist richtig, das 
gilt aber für alle Träger, die im Auftrag 
des Staates soziale Arbeit erledigen. 
Die staatliche Kürzungspolitik auf dem 
Rücken der Beschäftigten auszutragen, 
tragen wir nicht mit. Damit haben die¬ 
se Tarifverhandlungen auch eine politi¬ 
sche Dimension: Wir haben immer ge¬ 
sagt, dass die Finanzierungsbedingun¬ 
gen der Träger nicht der Maßstab für 
unsere Tarifarbeit sind. Sonst könnten 
wir gleich in die Staatskanzlei gehen 
und nachfragen, wie viel Geld wir für 
das nächste Jahr erbitten dürfen. Ob 
es um Personalkosten oder um Sach¬ 
kosten geht - die Krankenhäuser, Ki¬ 
tas und Pflegeheime sind chronisch un¬ 
terfinanziert. Das sind die Folgen einer 
rigiden Kürzungspolitik. Im Hinter¬ 
grund dieser Tarifrunde steht auch die 
politische Auseinandersetzung um die 
Frage: Wie wird der Reichtum in unse¬ 
rem Lande eigentlich verteilt? 

Das Gespräch führte Olaf Peters. 


Olaf Harms 

Grenze der 
Belastbarkeit erreicht 

Flüchtlinge brauchen Unterstützung 
- gerade von Gewerkschaften 
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Willkommen in der schönen 
neuen Dienstleistungswelt 

Die Fertigmacher - Arbeitsunrecht und und professionelle Gewerkschaftsbekämpfung 


„Wir leben in einer modernen Dienst¬ 
leistungsgesellschaft“, so lautet ein zen¬ 
traler Glaubenssatz vieler Personal¬ 
chefs, der oft einhergeht mit der Be¬ 
hauptung, „die alten Klassenkämpfe 
des 19. Jahrhunderts“ seien nun über¬ 
flüssig geworden. 

Übersetzt in die volksnahe Spra¬ 
che des ehemaligen Fußball-Managers 
Reiner Calmund, heute freiberufli¬ 
cher Festredner ohne besonderen Ge¬ 
schäftsbereich, klingt das Programm 
der modernen Dienstleistungsgesell¬ 
schaft so: „Arbeiten, arbeiten, arbei¬ 
ten“. Nicht nur 40 oder gar nur 35 Stun¬ 
den, sondern „mehr, mehr, mehr“. Wer 
heute noch in die Firma komme, um 
nur seinen Arbeitsvertrag zu erfüllen, 
dem gehöre eine „Briefmarke auf den 
Hintern geklebt“. Freigestellten Be¬ 
triebsräten, die mit der Gewerkschaft 
Tarifrechte einforderten, gehöre „der 
Stecker gezogen“. 

Das Management des Zeitungs¬ 
konzerns DuMont Schauberg hat¬ 
te Calmund im Dezember 2013 als 
Show-Einlage angeworben, um die 
Belegschaft für das anstehende 50. Ju¬ 
biläum der rheinischen Boulevard- 
Zeitung Express ordentlich auf Trab 
zu bringen. Später verdeutlichte der 
neue Verlagsgeschäftsführer Philipp 
M. Froben, dass der peinliche Auf¬ 
tritt des fettleibigen Dampfplauderers 
durchaus kein Ausrutscher war, son¬ 
dern Ausdruck einer neuen Kultur im 
Hause. In der geplanten „Medienver¬ 
marktung Rheinland“, in der die Wer¬ 
bung des Konzerns gebündelt werden 
soll, will der Manager „vollständige 
unternehmerische Freiheit“. Es sollen 
dort keine tarifvertraglichen Regelun¬ 
gen mehr gelten. Er wolle keinen „glei¬ 
chen Lohn für gleiche Arbeit“, sondern 
den „War of Talents“. 

Als ewig gestriger Fremdkörper 
in der modernen Dienstleistungswelt 
musste sich auch Ino Pirke dargestellt 
sehen. Dem frisch gewählten Betriebs¬ 
ratsvorsitzenden eines Altenheims der 
Arbeiterwohlfahrt (AWO AJS Omni- 
care gGmbH) in Karlshuld bei Ingol¬ 
stadt sagte der Erfurter Geschäftsfüh¬ 
rer der AWO-Tochter AJS, Michael 
Hack: „Sie sind ja ein Klassenkämp¬ 
fer; sie wollen die Grabenkämpfe des 
19. Jahrhunderts wieder aufleben las¬ 
sen.“ Bei einem Unternehmen wie die¬ 
sem klingt das besonders bizarr: Die 
Arbeiterwohlfahrt wurde 1919 aus den 
Reihen der sozialdemokratischen Ar¬ 
beiterbewegung gegründet. 

Und 2012 versteht der AWO-Ma- 
nager Hack die Tatsache, dass sich in 
einem AWO-Altenheim ein Betriebs¬ 
rat konstituiert, ein gesetzlich vorgese¬ 
henes und geschütztes Gremium also, 
als Kampfansage gegen seine Organi¬ 
sation. Beschämend auch insofern, als 
sich die Beschäftigten zur Gründung 
des Mitbestimmungsorgans durchge¬ 
rungen hatten, um ihre gröbsten Pro¬ 
bleme am Arbeitsplatz vernünftig zu 
regeln: die chronische Unterbesetzung 
durch zu niedrigen Personalschlüssel 
und den Dumping-Tarifvertrag mit der 
gelben „christlichen Gewerkschaft“ 
DHV-medsonet. Der Betriebsrat um 
Ino Pirke konnte bereits kleine Er¬ 
folge verbuchen: Die Besetzung im 
Nachtdienst verbesserte sich und die 
Altenpfleger der Nachtschicht mussten 
im Winter nicht mehr vor dem Haus 
Schnee schippen. Allerdings übernahm 
diese Aufgabe kein zusätzlich einge¬ 
stellter Hausmeister, sondern die Tag¬ 
schicht. .. Nun ja, man muss sich heute 
auch über kleine Erfolge freuen und 
soll sie nicht kleinreden. Unter Klas¬ 
senkampf allerdings stellten sich die 
Sozialisten des 19. Jahrhunderts doch 
etwas anderes vor. 

Das Gerede vom Klassenkampf, 
dem 19. Jahrhundert, den Graben¬ 
kämpfen, den angeblichen Betonköp¬ 
fen und fürchterlichen Gewerkschafts- 
Hardlinern könnte geradewegs aus ei¬ 
nem Seminar der Kanzlei Schreiner 
+ Partner mit Hauptsitz in Attendorn 


stammen. Die Sauerländer sind die 
deutschen Marktführer in offener Be¬ 
triebsratsbekämpfung und Gewerk¬ 
schaftsvermeidung. Im November 
2012 bewarben sie folgendes Seminar 
für München, Berlin und Dortmund: 


die transportierte Botschaft fällt bei 
Unternehmern und Personalverant¬ 
wortlichen auf zunehmend fruchtba¬ 
ren Boden: Beschäftigte, die sich nicht 
geschmeidig in die neue Dienstleis¬ 
tungswelt einfügen, auf selbstbewuss¬ 


punkt aus sind diese Aktionen schäbig 
und erniedrigend. 

Bei einer solchen Eskalationsstra¬ 
tegie folgen der ersten meistens (viele) 
weitere Kündigungen. Um ihre Opfer 
zu zermürben, überschwemmen ag¬ 



^ODAR/ry, 


„Klassenkampf im Betrieb - So weh¬ 
ren Sie sich erfolgreich gegen die gän¬ 
gigen Gewerkschafts- und Betriebs¬ 
ratsstrategien. Agieren statt reagieren.“ 
Interessanterweise redet - abgesehen 
von Marxisten und Syndikalisten - 
kaum jemand so häufig von Klassen¬ 
kampf wie die Akteure des Union 
Busting. Der Begriff steht eigentlich 
auf dem Index der verbotenen Wör¬ 
ter der etablierten Medienlandschaft. 
Er ist weder in Tageszeitungen, TV, im 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk noch 
im Bundestag und nur sehr selten von 
Funktionären der DGB-Gewerkschaf¬ 
ten zu hören. Doch die expliziten Uni¬ 
on Buster verwenden ihn gerne und 
oft. Als Klassenkampf gilt es in die¬ 
sem Kontext bereits, wenn Betriebs¬ 
räte sich nicht als verlängerter Arm 
der Betriebsleitung sehen (Betonköp¬ 
fe), wenn sie sich bemühen, einiger¬ 
maßen zivilisierte und geregelte Um¬ 
gangsformen im Betrieb einzuführen 
(Blockierer) oder in Krisenfällen das 
Schlimmste verhindern wollen (Besitz¬ 
standswahrer). 

Mit Klassenkampf meinen die Uni¬ 
on Buster eine Art sozialistisch gefärb¬ 
ter Arbeiteropposition. Einen Klassen¬ 
kampf von oben, wie er seit den 1990er 
Jahren die Lebens- und Arbeitsbe¬ 
dingungen der Lohnabhängigen ver¬ 
schärft hat und den Reichtum Weniger 
auf obszöne Weise explodieren ließ, 
erkennen sie nicht. Denn eigentlich - 
und das ist paradox - propagieren sie 
die Ideologie einer Gesellschaft ohne 
Klassen, in der es allenfalls Schichten 
und Milieus gibt. 

Die Arbeiterklasse wird in ihrem 
wackligen Gedankengebäude aufge¬ 
spalten in eine „Mittelschicht“ und 
die „Unterschichten“, auch bekannt als 
„bildungsferne Schichten“ oder „Mo¬ 
dernisierungsverlierer“. 

Das Endziel dieses Konzepts ist 
die Auflösung der Gesellschaft in ei¬ 
nen Markt aus freien, ungebundenen, 
ideologisch entwurzelten, flexiblen In¬ 
dividuen, die in ständiger Konkurrenz 
zueinander stehend befristete Verträge 
abschließen. Der Begriff der Arbeiter¬ 
klasse gilt im Gegensatz dazu als histo¬ 
risch widerlegt, als Hirngespinst, dem 
heute nur noch verbohrte Marxisten 
und ewiggestrige Romantiker anhän- 
gen - aber das bitte zu Hause auf dem 
Sofa, doch nicht in der Firma. 

So absurd das Klassenkampfgerede 
der Union Buster im Spiegel ihrer ei¬ 
genen Ideologie auch erscheinen mag; 
es ist nicht zu unterschätzen. Denn 


te arbeitgeberunabhängige Interessen¬ 
vertretung pochen und im Ernstfall 
Konflikten nicht aus dem Weg gehen, 
werden zu „Ewiggestrigen“ erklärt und 
damit zum Abschuss freigegeben. 

Zurück zur Arbeiterwohlfahrt: Es 
dauerte nicht allzu lange, bis dem Be¬ 
triebsratsvorsitzenden Ino Pirke die 
erste Kündigung ins Haus flatterte. Sie 
traf den langjährig beschäftigten Al¬ 
tenpfleger und frisch gebackenen Be¬ 
triebsratsvorsitzenden völlig unvorbe¬ 
reitet und schockierte ihn zutiefst. Das 
AWO-Management und die Weima¬ 
rer Anwaltskanzlei Hanke & Matzky 
wählten die Methode der „Druckkün¬ 
digung“. Die Druckkündigung ist eine 
extrem aggressive Methode, die zwar 
vom zuständigen Gericht meist abge¬ 
schmettert wird, aber dennoch sehr 
demoralisierend ist. Denn sie funkti¬ 
oniert nur, wenn zuvor ein Keil in die 
Belegschaft getrieben wurde. Damit 
sie ausgesprochen werden kann, muss 
nämlich eine größere Anzahl von Mit¬ 
arbeitern unterschreiben, dass sie sich 
außerstande sehen, mit dem betref¬ 
fenden Kollegen weiter zusammen¬ 
zuarbeiten; deshalb würden sie sich 
gezwungen sehen, selbst zu kündigen, 
falls die betreffende Person nicht ent¬ 
fernt würde. 

Um eine Druckkündigung einiger¬ 
maßen begründet abzufeuern, muss 
also Einiges an Vorarbeit geleistet 
werden. Die Geschäftsleitung und ihr 
ergebene Mitarbeiter müssen längere 
Zeit durch den Betrieb gehen und eine 
nennenswerte Zahl von Kollegen zur 
Entsolidarisierung anstiften. Die Me¬ 
thode der Druckkündigung gehört da¬ 
her zum typischen Arsenal aggressiver 
Arbeitgeberanwälte. Häufig macht der 
Psychoterror am Arbeitsplatz (Mob¬ 
bing) die Gekündigten krank und 
manche erleiden für lange Zeit tiefe 
Depressionen. Im Falle des Omnicare 
Altenheims der AWO in Karlshuld 
hatte eine Vorgesetzte gemeinsam mit 
ihr nahestehenden Mitarbeitern einen 
offenen Brief an die Geschäftsleitung 
lanciert, der von vielen Mitarbeitern 
unterzeichnet wurde, auch solchen, 
die zuvor selbst den Betriebsrat mit 
gegründet hatten. Darin wird „die Lö¬ 
sung des Problems Betriebsrat“ ge¬ 
fordert. Von einem demokratischen 
Standpunkt aus betrachtet tragen sol¬ 
che Unterschriftensammlungen durch 
Vorgesetzte und ihre Büttel diktatori¬ 
sche Züge, denn viele Kollegen unter¬ 
schreiben aus Angst oder Unwissen¬ 
heit. Von einem menschlichen Stand¬ 


gressive Arbeitgeberanwälte sie mit 
Wellen von Kündigungen und Abmah¬ 
nungen. Damit erreichen sie verschie¬ 
dene Ziele: 

• Die Energie der involvierten Be¬ 
schäftigten, Gewerkschafter und Be¬ 
triebsräte wird durch Prozesse aufge¬ 
sogen und von betrieblichen Konflik¬ 
ten abgelenkt; 

• das Unternehmen gewinnt für wei¬ 
tere offensive und verdeckte Aktionen 
Zeit; denn die Mühlen der Justiz mah¬ 
len langsam; mindestens über Mona¬ 
te, aufgrund von Berufungen und di¬ 
versen Verzögerungstricks auch über 
Jahre; 

• viele Betroffene und ihre Unterstüt¬ 
zer resignieren, werfen das Handtuch, 
verbittern oder geben gänzlich auf. 

Am Beispiel der AWO: Nachdem 
das örtliche Arbeitsgericht die Druck¬ 
kündigung der Kanzlei Hanke & 
Matzky abgeschmettert hatte, kam die 
nächste Horrorpost vom Anwalt. Ino 
Pirke hatte sich an der Wortwendung 
„Lösung des Problems Betriebsrat“ ge¬ 
stoßen, die im Belegschaftsbrief stand. 
Sie hätte ihn an den „Sprachgebrauch 
totalitärer Regime“ erinnert, so seine 
mündliche Beschwerde. Für Hanke & 
Matzky war das der Grund für eine 
weitere Kündigung. Der Vergleich sei 
beleidigend, eine vertrauensvolle Zu¬ 
sammenarbeit nicht mehr möglich, 
richtete die Kanzlei im Auftrag der 
Arbeiterwohlfahrt aus. 

Vorabdruck aus: Rügemer, Werner/ 
Wigand, Elmar; Die Fertigmacher- 
Arbeitsunrecht und und professionel¬ 
le Gewerkschaftsbekämpfung, Neue 
Kleine Bibliothek 202,238 Seiten, 
PapyRossa Verlag 2014, mit freundli¬ 
cher Genehmigung des Verlages 


ttfcrntT Riijjrmcri 1 Elmar Wlginil 



FERTIGMACHER 


AR&EITSUNRECffT 

UND PROFESSIONELLE 

GEW E RKSG HAFTSB E KAM PF U NG 




Zu beziehen bei Neue Impulse Verlag 


Zukunft der Arbeit: 

Digital, flexibel, prekär 

Anlässlich des Tages gegen prekäre 
Beschäftigung am 7. Oktober hat die 
IG Metall Politiker und Arbeitgeber 
zum Handeln aufgefordert: „Die Poli¬ 
tik muss klare Rahmenbedingungen für 
neue Wirtschaftsformen wie die ,Share 
Economy 4 und ,Crowd Working 4 setzen“, 
sagte Detlef Wetzel, Erster Vorsitzender 
der IG Metall, am Dienstag in Frankfurt. 
Die Arbeitgeber sollten die Chancen der 
Digitalisierung nutzen, statt auf reine 
Kostensenkungsstrategien zulasten der 
Beschäftigten zu setzen. Denn derzeit 
drängten neue Formen digitaler Arbeit 
Beschäftigte zunehmend in unsichere 
Arbeitsverhältnisse zu Niedriglöhnen. 

„Die Zukunft der Arbeit ist digital, 
die Gefahren für Beschäftigte sind heu¬ 
te schon real: unsichere Einkommens¬ 
verhältnisse, kaum einklagbare Rechte, 
keine soziale Absicherung“, warnte Wet¬ 
zel mit Blick auf Online-Plattformen wie 
die digitale Arbeitsbörse ,Clickworker 4 
oder den Fahrdienstvermittler ,Uber 4 . 

Die Arbeitgeber setzten hier den 
Missbrauch von Werkverträgen mit neu¬ 
en Mitteln fort: Arbeitsprozesse würden 
zergliedert, Aufgaben ausgelagert und 
anschließend zu deutlich schlechteren 
Konditionen wieder eingekauft. 

„Alle unternehmerischen Risiken 
werden auf die Beschäftigten verla¬ 
gert, alle Gewinne bleiben bei den Un¬ 
ternehmen“, kritisierte Wetzel. 

Trotz guter Arbeitsmarktentwicklung 
arbeiten nach Angaben des Wirtschafts¬ 
und Sozialwissenschaftlichen Instituts 
(WSI) immer noch mehr als 43 Prozent 
aller Beschäftigten in Minijobs, Teilzeit¬ 
stellen oder Leiharbeit mit steigender 
Tendenz. Gut die Hälfte dieser „atypisch“ 
Beschäftigten muss mit einem Niedrig¬ 
lohn über die Runden kommen. Gleich¬ 
wohl von dieser Statistik nicht erfasst 
bleibt der Trend, mithilfe von Werkver¬ 
trägen tarifliche Standards zu umgehen. 

Gegen den Missbrauch von Werk¬ 
verträgen hat die IG Metall mit dem 
Tarifvertrag in der westdeutschen 
Stahlindustrie einen ersten Erfolg er¬ 
zielt. Dieser Tarifvertrag regelt erstmals 
für eine ganze Branche den Umgang 
mit Werkverträgen im Betrieb. Leihar¬ 
beit hat die IG Metall in einigen Bran¬ 
chen bereits durch Tarifverträge und 
Betriebs Vereinbarungen bessergestellt. 
„Das grundsätzliche Problem ist damit 
aber nicht vom Tisch“, sagte Wetzel. 

Das WSI wertet für seine Daten¬ 
bank Statistiken der Bundesagentur für 
Arbeit aus. Diese registrieren als einzi¬ 
ge Quelle in Deutschland alle abhängi¬ 
gen Beschäftigungsverhältnisse diffe¬ 
renziert bis hinunter auf die regionale 
Ebene; Selbstständige und Beamte sind 
nicht erfasst. 

Bei der Teilzeit erschwere eine Um¬ 
stellung der Meldestatistik der BA im 
Jahr 2012 einen Vergleich, merkt WSI- 
Experte Dr. Toralf Pusch an. Die Statis¬ 
tik für die Jahre 2007 bis 2011 zeigt hier 
ebenfalls ein Anwachsen. Nach Einfüh¬ 
rung des neuen Meldeverfahrens betrug 
die Teilzeitquote im vergangenen Jahr 

20.2 Prozent. Wie auch Minijobs wür¬ 
den Teilzeitbeschäftigungen vor allem 
von Frauen ausgeübt, konstatiert der 
WSI-Forscher. 

Insgesamt wiesen daher auch west¬ 
deutsche Flächenländer die höchs¬ 
ten Quoten bei „atypischer Beschäfti¬ 
gung“ auf: Schleswig-Holstein liegt mit 

47.3 Prozent vorn, gefolgt von Rhein¬ 
land-Pfalz mit 46,5 und Niedersachsen 
mit 46 Prozent. 

Im Osten liegen die Werte deutlich 
darunter, was laut Pusch mit anderen 
Erwerbsmustern vor allem bei Frauen 
zusammenhängt. Am niedrigsten ist der 
Anteil atypischer Beschäftigung in Thü¬ 
ringen, wo allerdings immer noch knapp 
zwei Fünftel der Arbeitsverhältnisse be¬ 
troffen sind. 

Zwar sind auch im Osten viele Be¬ 
schäftigungsverhältnisse von Frau¬ 
en Minijobs, jedoch ist der Anteil mit 
17,2 Prozent deutlich geringer als bei 
westdeutschen Arbeitnehmerinnen, 
deren Beschäftigungen zu 28,4 Prozent 
geringfügig sind. 

Gleichzeitig liegt die Quote der 
Teilzeitarbeitsplätze bei ostdeutschen 
Frauen mit 35 Prozent leicht über dem 
westdeutschen Wert von 32,7 Prozent. 

Aus den Pressemitteilungen IGM, IG 
BAU, WSI 
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Privatisierung von Straßen wird teuer 

Bundesregierung will der Finanzbranche mit Infrastrukturprojekten 

ein Milliardengeschenk machen 


Die Freundschaftsge¬ 
sellschaft BRD-Kuba 
feierte Geburtstag 

... und etwa 170 Freundinnen und 
Freunde Kubas kamen am vergange¬ 
nen Sonnabend in den Münzenberg¬ 
saal im ND-Gebäude am Berliner 
Franz-Mehring-Platz, um den 40. der 
Freundschaftsgesellschaft mitzufei¬ 
ern. Unter ihnen war der Botschafter 
der Republik Kuba in der Bundes¬ 
republik Deutschland, Rene Mujica, 
und - als Vertreter des ICAP (des 
Kubanischen Instituts für Völker¬ 
freundschaft) - der stellvertretende 
Europadirektor Roberto Rodriguez, 
die beide in ihren Ansprachen die So¬ 
lidaritätsarbeit insbesondere der FG 
BRD-Kuba würdigten. 

Für die „Vereinigung Schweiz- 
Cuba“ überbrachte ihr Präsident Sa¬ 
muel Wanitsch beste Wünsche, für die 
„Österreichisch-Kubanische Gesell¬ 
schaft“ der stellvertretende Vorsitzen¬ 
de Hermann Pernerstorfer. Grußwor¬ 
te gab es auch von DKP und SDAJ. 
Für die DKP sprach ihr Vorsitzender 
Patrik Köbele. 

Eingangs hatte der Vorsitzende 
der FG, Günter Pohl, die Anwesenden 
begrüßt. Er verwies auf die Geschich¬ 
te der Freundschaftsgesellschaft, die 
1974 in der BRD gegründet worden 
war, und die seither geleistete Arbeit. 
Die FG ist mit mehr als 800 Mitglie¬ 
dern die größte der Kuba-Solidari- 
tätsgruppen im Land, die sich unter¬ 
schiedliche Aufgaben stellen und im 
Netzwerk Cuba Zusammenarbeiten. 
Günter Pohl verwies darauf, dass an 
diesem Wochenende zugleich die 
39. Bundesdelegiertenkonferenz der 
FG stattfände, auf der u.a. neue Ent¬ 
wicklungen - auch Veränderungen in 
Kuba selbst - und künftige Aufgaben 
diskutiert wurden. Als Vertreter des 
Netzwerkes überbrachte deren Vor¬ 
sitzender Harri Grünberg Glückwün¬ 
sche. Scharfe Worte fand er für jene 
Abgeordneten seiner Partei, der Par¬ 
tei „Die Linke“, die im Europaparla¬ 
ment bei Abstimmungen dem Main¬ 
stream gefolgt waren. 

Der Abend klang aus mit viel Mu¬ 
sik und zahlreichen Gesprächen ... 

nh 

http://www.fgbrdkuba.de/ 



I n Deutschland wird seit Jahren zu we¬ 
nig in Straßen, Brücken und Autobah¬ 
nen investiert. Zuerst sollte eine Maut 
eingeführt werden, aber als festgestellt 
wurde, dass sie nicht genug Geld in die 
leeren Kassen spülen wird, hat sich die 
Bundesregierung neuen Geldquellen 
zugewandt. Jetzt sollen Öffentlich-Pri¬ 
vate Partnerschaften (ÖPP) die notwen¬ 
digen Finanzmittel erschließen. 

Jedes Jahr werden nach einem Be¬ 
richt der Zeitung Die Zeit zusätzliche 
sieben Milliarden Euro benötigt, um die 
Verkehrswege in Deutschland sanieren 
zu können. In den Haushaltsplanungen 
der Regierungskoalition seien aber für 
die gesamte Legislaturperiode nur fünf 
Milliarden Euro eingeplant. Mehr gehe 
nicht, weil Finanzminister Wolfgang 
Schäuble (CDU) einen ausgeglichenen 
Haushalt vorlegen möchte. 

Aus diesem Grund plant die Bun¬ 
desregierung verstärkt privates Kapital 
für den Ausbau der Verkehrswege zu 
mobilisieren. Dafür lässt Schäuble sei¬ 
ne Beamten durchrechnen, was es kos¬ 
ten würde, Autobahnen privat zu betrei¬ 
ben. Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel 
(SPD) hat eine Arbeitsgruppe ins Le¬ 
ben gerufen, die ausloten soll, wie sich 
die Investitionen stärken lassen. 

Unter Leitung des Präsidenten des 
Deutschen Instituts für Wirtschafts¬ 
forschung (DIW), Marcel Fratzscher, 
treffen sich ranghohe Vertreter der Fi¬ 
nanz- und Versicherungsbranche, um 
Vorschläge zu erarbeiten, wie privates 
Kapital für Infrastrukturprojekte mobi¬ 
lisiert werden kann. Dieser Arbeitsgrup¬ 
pe gehören u.a. an: Deutsche-Bank- 
Chef Jürgen Fitschen, der Präsident des 
Gesamtverbandes der Deutschen Versi¬ 
cherungswirtschaft Alexander Erdland, 
Ergo-Chef Torsten Oletzky und die Al- 
lianz-Top-Managerin Helga Jung. 

„Die relativ schwache Investitions¬ 
entwicklung in Deutschland erfordert 
neue wirtschaftspolitische Antworten“, 
hatte Gabriel zum Auftakt der Arbeits¬ 
gruppe gesagt. Angesichts einer altern¬ 
den Bevölkerung brauche es mehr Dy¬ 
namik bei privaten Investitionen. „Das 
gilt vor allem für die öffentliche Infra¬ 
struktur, etwa leistungsfähige Verkehrs¬ 
wege und kommunale Infrastrukturein¬ 
richtungen.“ 

Wie sich das private Kapital locker¬ 
machen lässt und wie eine solche Inves¬ 
tition genügend Rendite erbringt, sollen 
Fratzscher und die Vertreter der Finanz¬ 
branche nun herausfinden. Die Arbeits¬ 
gruppe diskutiert dabei verschiedene 
Modelle. So könnten beispielsweise die 
strengen Vorschriften der Versicherer 


für Kapitalanlagen gelockert werden, 
damit es ihnen erlaubt wird, Kunden¬ 
gelder leichter in die gewünschten Pro¬ 
jekte zu investieren. Im Zentrum der 
Überlegungen stehen aber ÖPPs, bei 
denen der Bau von Straßen und Brü¬ 
cken an Unternehmen ausgelagert wer¬ 
den. Diese würden dann die Anlagen für 


einen Zeitraum von 30 oder mehr Jah¬ 
ren betreiben und dafür Gebühren ein¬ 
streichen. 

Das Bundesverkehrsministerium 
experimentiert bereits seit mehreren 
Jahren mit ÖPPs. Private Baufirmen 
bauen und erweitern dabei Autobah¬ 
nen und werden aus den dortigen 
Maut-Einnahmen bezahlt oder erhal¬ 
ten Geld für den reibungslosen Be¬ 
trieb der Strecken. Der Nutzen für die 
öffentliche Hand und den Steuerzahler 
sind dabei allerdings fraglich. 

Der Bundesrechnungshof hatte fünf 
von sechs realisierten ÖPP-Projekten 
untersucht und dabei festgestellt, dass 
sie um fast zwei Milliarden Euro teurer 
waren als wären sie vom Staat selbst 
finanziert worden. So wurde beispiels¬ 
weise bei der ÖPP-Variante beim Aus¬ 
bau der Al von Bremen nach Buchholz 
festgestellt, sie sei nicht um 40 Prozent 
günstiger gewesen, wie vom Bundes¬ 
verkehrsministerium veranschlagt. 


Stattdessen kam sie dem Staat sogar 
28 Prozent teurer. Beim Ausbau der A4 
von Hessen nach Thüringen wurde an¬ 
fangs ein Kostenvorteil von 32 Prozent 
ermittelt. Am Ende war das Projekt um 
12,4 Prozent teurer. 

Den Grund für die Mehrkosten 
sehen die Prüfer in der Finanzierung 


der Privaten. Sie müssten in der Regel 
am Kapitalmarkt höhere Zinsen für 
Kredite zahlen als der deutsche Staat. 
Außerdem hätten sie noch Risikoauf¬ 
schläge zu erdulden. 

Doch die Bundesregierung beharrt 
auf ihrer Position. Sie sieht eine höhere 
Effizienz bei privat finanzierten Pro¬ 
jekten. Im Bundesverkehrsministeri- 
um heißt es, der Straßenbau gehe so 
schneller vonstatten. „Je schneller eine 
Strecke ausgebaut ist, desto größer ist 
der volkswirtschaftliche Nutzen“, sagt 
Bundesverkehrsminister Alexander 
Dobrindt (CSU). Auch Gabriels Ar¬ 
beitsgruppe geht davon aus, dass die 
Privatwirtschaft sparsamer mit dem 
Geld umgeht als die öffentliche Hand. 

Doch der Bericht des Bundesrech¬ 
nungshofes widerlegt auf 40 Seiten die 
neoliberalen Dogmen. So listet der Be¬ 
richt auf, was bei den fünf untersuchten 
Projekten alles schiefgelaufen ist: Die 
beauftragten Unternehmen hätten die 


vertraglich vorgegebenen Qualitäts¬ 
werte oftmals nicht eingehalten und 
es habe sich auch die Hoffnung nicht 
erfüllt, dass am Bau „innovative tech¬ 
nische Lösungen“ zur Anwendung 
kommen. 

Eine länderübergreifende Studie 
bestätigt den Befund des Bundesrech¬ 


nungshofes. So stellt das Internationa¬ 
le Transportforum der Organisation 
der Industrieländer OECD in einem 
Diskussionspapier fest, es sei „kost¬ 
spieliger, den privaten Sektor dazwi¬ 
schenzuschalten“. 

Kritiker sehen in den Plänen der 
Bundesregierung ein Milliardenge¬ 
schenk für die Finanzindustrie. So 
meint Fabian Lindner, Leiter des Re¬ 
ferats für Wirtschaftspolitik beim ge¬ 
werkschaftsnahen Institut für Makro¬ 
ökonomie und Konjunkturforschung, 
dass Banken ihr Geld nur hergeben 
würden, wenn sie entsprechend Zin¬ 
sen bekommen. Die Renditeerwar¬ 
tungen der Investoren lägen aber 
häufig „über den Finanzierungskon¬ 
ditionen der öffentlichen Hand“ gibt 
Norbert Barthle, haushaltspolitischer 
Sprecher der Union, zu bedenken. 
„Billiger wird die Infrastruktur da¬ 
mit nicht.“ 

Bernd Müller 



Künftig auch auf unseren Straßen alltäglich? Das Bundesverkehrsministerium experimentiert bereits seit mehreren Jahren 
mit ÖPPs. Private Baufirmen bauen und erweitern dabei Autobahnen und werden schon heute unter anderem aus den 
dortigen Maut-Einnahmen bezahlt ... 


Muss Vattenfall sein Engagement aufgeben? 

Nach der Wahl in Schweden: Hoffnung in der Lausitz auf Ausstieg aus der Braunkohle 


Umweltschützer aus der Lausitz ha¬ 
ben die Parlamentswahl in Schweden 
aufmerksam verfolgt und große Hoff¬ 
nungen gehabt, die konservative Re¬ 
gierung könnte abgelöst werden. Diese 
Hoffnung wurde nicht enttäuscht: Der 
designierte Ministerpräsident Stefan 
Löfven von den Sozialdemokraten 
wird kaum um eine Entscheidung her¬ 
umkommen, ob der staatseigene Kon¬ 
zern Vattenfall seine Aktivitäten im 
Braunkohlegeschäft aufgeben muss. 

Im Wahlkampf hatten sich alle 
Parteien kritisch zu Vattenfalls Plä¬ 
nen geäußert, in der Lausitz weitere 
Tagebaue aufzuschließen und zahlrei¬ 
che Dörfer umzusiedeln. Besonders 
die schwedischen Grünen, denen jetzt 
eine entscheidende Rolle bei der Re¬ 
gierungsbildung zukommt, hatten im 
Wahlkampf gefordert, Vattenfall solle 
sich vom Braunkohlegeschäft trennen. 
Nach der Wahl kündigte Äsa Romson, 
eine der Parteivorsitzenden, an: „Das 
Erste, was die neue Regierung ent¬ 
scheiden muss, ist ein Ausbau-Stopp 
der Braunkohleförderung in Deutsch¬ 
land.“ 

Vattenfalls Engagement im klima¬ 
schädlichen Braunkohlegeschäft gilt in 


Schweden schon seit geraumer Zeit als 
Affront gegen die strengen Klimaziele 
des Landes. Laut einer Umfrage leh¬ 
nen inzwischen zwei Drittel der Schwe¬ 
den Vattenfalls Strategie in Deutsch¬ 
land ab. 

Die Umweltschutzorganisation 
Greenpeace hat dazu eine Studie beim 
Deutschen Institut für Wirtschaftsfor¬ 
schung (DIW) in Auftrag gegeben. 
Darin sollten die Risiken untersucht 
werden, die mit Vattenfalls Engage¬ 
ment im deutschen Braunkohlege¬ 
schäft verbunden sind. Das Ergebnis 
setzt die neue schwedische Regierung 
unter Zugzwang: Vattenfalls Aktivitä¬ 
ten sind weder mit den Energie- und 
Klimazielen der Regierung vereinbar, 
noch lassen sich mit ihnen die inter¬ 
nen Nachhaltigkeitsziele des Konzerns 
erreichen. Außerdem seien die wirt¬ 
schaftlichen, technischen und rechtli¬ 
chen Risiken erheblich. 

Vattenfall hat sich das Ziel gesetzt, 
seinen Ausstoß an Kohlendioxid von 
heute 82 Millionen Tonnen auf 65 Mil¬ 
lionen Tonnen im Jahr 2020 zu senken. 
Allein die deutsche Braunkohletoch¬ 
ter liegt mit einem Ausstoß von jähr¬ 
lich 70 Millionen Tonnen C0 2 über 


dem Zielwert. Momentan gibt es kei¬ 
ne Hoffnung für den Konzern, seine ei¬ 
genen Klimaziele einzuhalten, zumal 
er sich jetzt auch aus dem Projekt der 
Abscheidung und unterirdischen Ein¬ 
lagerung von C0 2 (CCS-Technologie) 
verabschiedet. Der Konzern hat kürz¬ 
lich damit begonnen, die Testanlage am 
Standort Schwarze Pumpe abzubauen. 

In einem Brief an den designierten 
schwedischen Regierungschef versu¬ 
chen die Betriebsräte des Kraftwerks¬ 
betreibers Vattenfall Europe Generati¬ 
on AG und des Kohleförderers Vatten¬ 
fall Europe Mining AG den Ausstieg 
aus der Braunkohle zu verhindern. 
In dem Schreiben verleihen sie ihrer 
Sorge um die 8000 Arbeitsplätze Aus¬ 
druck und weisen auf die negativen 
Folgen für die Region hin. Braunkoh¬ 
lekraftwerke seien flexibel und könn¬ 
ten so die schwankungsanfälligen er¬ 
neuerbaren Energien ergänzen. 

Allerdings kann diese Aussage be¬ 
denkenlos in Zweifel gezogen wer¬ 
den, haben sich doch Vertreter der 
Maschinenbaubranche kürzlich ge¬ 
genteilig geäußert. Weil die Produkti¬ 
on von Energie aus Sonne und Wind 
kaum kalkulierbar sei, müssten kon¬ 


ventionelle Kraftwerke immer flexib¬ 
ler eingesetzt werden. Das fördert Si¬ 
cherheitsrisiken, weil sowohl Materia¬ 
lermüdung als auch Verschleiß enorm 
steigen. „Die Anlagen sind nicht aus¬ 
gelegt auf das ständige An- und He¬ 
runterfahren“, sagte Reinhard Maaß, 
Geschäftsführer des Branchenverban¬ 
des der Anlagenbauer (FDBR). Die 
vorhandenen Anlagen würden für die 
heutigen Betriebsanforderungen über¬ 
haupt nicht mehr zugelassen. Gerd 
Krieger vom Verband Deutscher Ma¬ 
schinen- und Anlagenbau (VDMA) 
teilt diese Einschätzung. Weil die An¬ 
lagen nicht mehr so betrieben würden, 
wie sie ausgelegt seien, sinke deren Zu¬ 
verlässigkeit. Ungeplante Kraftswerks¬ 
stillstände häufen sich, so Kriegers Be¬ 
obachtung. 

Indessen hoffen die Umwelt¬ 
schützer aus der Lausitz, dass Vatten¬ 
fall sich nicht einfach aus der Lausitz 
verabschiede und das Braunkohle¬ 
geschäft an einen anderen Betreiber 
verkauft. Immerhin habe Vattenfall 
mit der Braunkohle erhebliche Profite 
gemacht und dürfe sich nicht aus der 
Verantwortung stehlen. Die Umwelt¬ 
schäden in der Region sind beträcht¬ 


lich und Vattenfall müsse für die Kos¬ 
ten aufkommen. 

Ein Verkauf ist derzeit wenig wahr¬ 
scheinlich, meint das DIW. Die Rah¬ 
menbedingungen wären auch für po¬ 
tenzielle Käufer nicht günstig, heißt 
es in der Studie. In Branchenkreisen 
wird ebenfalls bezweifelt, dass sich 
leicht ein Käufer finden lassen wird. 
Deshalb sei es aus der Sicht des DIW 
am realistischsten, wenn der Konzern 
die Tagebaue und Kraftwerke behält, 
aber schrittweise aussteigt. „Vattenfall 
könnte die alten Kraftwerke schließen 
und die neueren für 15,20 Jahre weiter¬ 
betreiben.“ So würden auch die beste¬ 
henden Abbauflächen ausreichen und 
kein weiteres Dorf müsste umgesiedelt 
werden. 

Allerdings sei der Region mit ei¬ 
nem schrittweisen Ausstieg noch nicht 
geholfen, machten Vertreter der Deut¬ 
schen Kommunistischen Partei (DKP) 
in der Region deutlich. Der Ausstieg 
müsse mit einem Strukturwandel 
verbunden und neue wirtschaftliche 
Standbeine geschaffen werden. Nur 
so könne verhindert werden, dass die 
Lausitz noch weiter verarmt. 

B.M. 
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Der Wechsel von der Politik 
in die Wirtschaft läuft wie geschmiert 

Die Seilschaften des Stamokap taumeln sich durch Allianz, Rheinmetall & Co. 


D er jüngste Sprung von einem 
Ministerbüro in eine Chefeta¬ 
ge: Der Kieler Innenminister 
Andreas Breitner (SPD), auch zu¬ 
ständig für Wohnungsbau und Inte¬ 
gration, ist scheinbar „überraschend“ 
aus dem Kabinett ausgeschieden und 
in den Vorstand des Verbandes Nord¬ 
deutscher Wohnungsunternehmen 
(VNW) eingetreten. Er wurde dort 
zum Direktor bestellt. Das war ein 
Tag vor seinem Rücktritt. Sein Amt 
als stellvertretender SPD-Landesvor- 
sitzender von Schleswig-Holstein legte 
er ebenfalls ab. 

27 Monate war Breitner Minis¬ 
ter. Jetzt stellte er fest: „Mein öffent¬ 
liches Amt als Innenminister ist mit 
meinem Familienleben nicht oder 
nur schwer vereinbar.“ Viele Wähler 
im Norden sind doch etwas von den 
Zufällen überrascht worden: Da folgt 
der Rücktritt wegen Arbeitsüberlas¬ 
tung und damit fehlender Vereinbar¬ 
keit mit einem erfüllten Familienle¬ 
ben. Und schon einen Tag zuvor wird 
ihm an der Kieler Förde der berufli¬ 
che Rettungsring zugeworfen. Das al¬ 
les von einem Verband, der geradezu 
vorausahnend auf Breitner fixiert ist, 
denn, so der NDR, nur drei Tage zuvor 
diskutierte genau dieser Breitner als 
Wohnungsbauminister auf der Jahres¬ 
tagung des VNW in Lübeck aktuelle 
Probleme der Branche. 

Dieser ganz augenscheinliche Zu¬ 
sammenhang zwischen politischen 
und wirtschaftlichen Seilschaften be¬ 
rührt die herrschenden Politiker un¬ 
terschiedlich: Die Oppositionspartei¬ 
en CDU und FDP frohlocken. Sie kri¬ 
tisieren aber nicht Breitner, denn das 
könnte auf sie zurückfallen. Sie kriti¬ 
sieren nur Ministerpräsident Thorsten 
Albig (SPD), der seinen Laden nicht 
im Griff habe. Das Motto: Den ma¬ 
chen wir nass - aber nur so vorsichtig, 
dass wir keinen Spritzer abbekommen. 

Albig selber gibt sich überrascht: 
Wurde er wirklich nicht eher von sei¬ 
nem potentiellen Nachfolger infor¬ 
miert - oder hatte er noch an dem 
Abgang von Bildungsministerin Wal¬ 
traud Wende wenige Tage zuvor zu 
schlucken? Albig windet sich: „Ich 


hätte mich gefreut, wenn das Kabi¬ 
nett und ich etwas früher informiert 
worden wären.“ Schließlich - wie es so 
üblich ist - bedauert er und zollt Breit¬ 
ner Respekt, „dass er ein guter Vater 
sein will.“ 

In einer misslicheren Lage scheint 
Ralf Stegner, Vorsitzender der SPD- 


Landtagsfraktion Schleswig-Holstein: 
Er kritisiert Breitner, wobei er glaub¬ 
haft bleiben möchte: „... den geplan¬ 
ten Wechsel in die Wohnungswirt¬ 
schaft sehen wir sehr kritisch. Wir 
haben immer Karenzregeln für einen 
Wechsel von Spitzenpolitikern in Wirt¬ 
schaftszweige eingefordert.“ Ähnlich 
äußert sich der Grünen-Landesvorsit- 
zende Peter Stoltenberg. 

Stegner und Stoltenberg liegen mit 
ihrer Kritik im Bereich der Unschär¬ 
fe: Der Koalitionsvertrag in Berlin ent¬ 
hält keine eindeutige und verpflichten¬ 
de Aussage zur Karenzzeit. Auch Mutti 
zeigte sich berührt, blieb aber unver¬ 


bindlich. Welche Frist hätte sie ihrem 
Kanzleramtsminister Ronald Pofal- 
la („Ich kann den Scheiß nicht mehr 
hören!“) setzen sollen? Im Juni 2014 
wurde bekannt, dass er zum 1. Janu¬ 
ar 2015 zur Bahn gehen und 2017 im 
Konzernvorstand ankommen würde. 
Wie sollten Großkonzerne zu einer 


Sicherheit im Personalbereich kom¬ 
men, wenn der Gesetzgeber die „Frei¬ 
heit der Berufswahl“ für Politiker ein¬ 
schränken würde? Bahnchef Dr. Rü¬ 
diger Grube will sicherlich wissen, auf 
wen er - in seinem Haus und im Bun¬ 
destag - rechnen kann. 

Ähnlich wird das bei Daimler sein: 
Was ist der ehemalige Kanzleramts¬ 
staatsminister Eckhard von Klaeden 
als Cheflobbyist (Abteilung „Politik 
und Außenbeziehungn“) wert? Da 
muss gerechnet werden. Die Summe 
muss beachtlich sein, denn von Klae¬ 
den kündigte sogar an, dass er auf sei¬ 
ne Versorgungsansprüche als Staats¬ 


minister verzichten werde. Eckhard 
von Klaedens Vorgängerin Hildegard 
Müller konnte 2008 noch ohne Kritik 
der SPD zum Bundesverband Ener¬ 
gie- und Wasserwirtschaft wechseln 
... Stamokap im Bundeskanzleramt: 
„Er hat hier sehr gute Arbeit geleistet 
und wird das auch weiter tun.“ Ergän¬ 
zend betont Regierungssprecher Stef¬ 
fen Seibert die Übereinstimmung von 
Kabinett und Kapital: Es habe bisher 
keine Interessenkonflikte mit von Kla¬ 
eden gegeben. Wie auch? 

Falls es diese Komplikationen an 
anderer Stelle geben sollte, müssten 
sie auch dort im Interesse des Kapi¬ 
tals konstruktiv geklärt werden. Etwa 
durch Ex-Gesundheitsminister Da¬ 
niel Bahr (FDP) bei der Allianz Pri¬ 
vate Krankenversicherung. Oder: Ex- 
Entwicklungshilfeminister Dirk Nie- 
bel (FDP) bei Rheinmetall. 

★ 

Gegen diese Helfershelfer gibt es 
breite Proteste: LobbyControl fordert 
„eine dreijährige Karenzzeit - eine 
Abkühlphase - für die Kanzlerin, die 
Minister, Staatsminister, parlamenta¬ 
rische und beamtete Staatssekretäre 
sowie Abteilungsleiter. Innerhalb die¬ 
ser Zeit muss ein Wechsel in Lobby¬ 
tätigkeiten gesetzlich verboten sein.“ 

Eine Forderung, die fast mehr 
noch auf die EU gerichtet werden 
müsste. 24 Millionen Euro geben die 
TOP 10 der deutschen Unternehmen 
in Brüssel für die Lobbyarbeit aus. 
Vielleicht gibt es einen Wettbewerb 
zwischen Berlin und Straßburg: Wann 
werden die Seilschaften zwischen Re¬ 
gierungen und Parlamenten auf der 
einen Seite und den Konzernetagen 
auf der anderen durch ein Anti-Lob- 
by-Gesetz mit Karenzzeitvorgaben 
eingeschränkt? Auch das ist wohl eine 
Systemfrage. 

★ 

Die Berichterstattung über die Politi¬ 
ker-Wechsel wurde in den letzten Wo¬ 
chen etwas hochgespült. Es ist aber 
kein aktuelles Problem, sondern eine 
permanente Begleiterscheinung des 
Kapitalismus. Die kleine nachfolgen¬ 


de Auswahl zeigt, wie verlogen es ist, 
wenn eine Partei selbstgerecht auf 
eine andere zeigt. Bürgerliche Partei¬ 
en sind Kinder dieses Systems. 

Oswald Metzger war von 1994 bis 
2002 im Bundestag. Seine Parteimit¬ 
gliedschaften: SPD (1974-1979), Grü¬ 
ne (1987-2007), CDU (Eintritt: 2008). 
Als Ideologieverkäufer ist er inzwi¬ 
schen in der Initiative Neue Soziale 
Marktwirtschaft angekommen. 

Rezzo Schlauch, Landtagsabge¬ 
ordneter für die Grünen in Stuttgart 
(1984-1994), Bundestagsabgeord¬ 
neter 1994-2005, 1998-2002 Frak¬ 
tionsvorsitzender, später im Beirat 
der Energie Baden-Württemberg 
(EnBW), einem der größten Atom¬ 
stromproduzenten. 2006 bekam er 
die Verdienstmedaille des Landes Ba¬ 
den-Württemberg (Ministerpräsident: 
Günther Oettinger, CDU). 

Joschka Fischer (Grüne): 1998- 
2005 Bundesaußenminister, danach 
Lobbyist für Siemens, BMW, RWE 
und OMV (Nabucco-Pipeline) und 
REWE. Vorträge bei Barclays Capi¬ 
tal und Goldman Sachs und anderen 
(Vortragshonorar bis zu 29.000 Euro). 

Wolfgang Clement, 1998-2002 
NRW-Ministerpräsident, 2002-2005 
Bundesminister für Wirtschaft und 
Arbeit. Austritt aus der SPD: 2008. 
Jetzt: Vorsitzender der Initiative Neue 
Soziale Marktwirtschaft, Aufsichtsrat 
der RWE-Tochter Power AG. 

Gerhard Schröder war von 

1998 bis 2005 Bundeskanzler, von 

1999 bis 2004 SPD-Vorsitzender, „Er¬ 
finder“ der Kommissionen: Hartz, Rü- 
rup, danach Aufsichtsratsvorsitzender 
der Nord Stream AG (Gazprom). Vor¬ 
tragshonorar 50.000 bis 75.000 Euro. 

Roland Koch (CDU), von 1999 bis 
2010 Ministerpräsident in Hessen, ab 
1. Juli 2011 bis 8. August 2014 Vor¬ 
standsvorsitzender des Baukonzerns 
Bilfiger. 

Manfred Kanther (CDU), Bun¬ 
desinnenminister („Law and Or¬ 
der“) gilt wegen der Spendenaffäre 
für zehn Jahre bis 2017 als vorbestraft. 
Er bekam 1996 das Große Bundesver¬ 
dienstkreuz. 

Uwe Koopmann 



Die AfD punktet weiter 

Wären CDU und FDP anders - säßen wir nicht hier 


Kaum jemand wird bestreiten können, 
dass die Partei AfD derzeit die erfolg¬ 
reichste Partei beim Mitgliederzugang 
und beim Fischen von Wählerstimmen 
ist. Seit ihrer Gründung vor eineinhalb 
Jahren habe sich die Mitgliederzahl ver¬ 
fünffacht, weiß die Zeitung „Handels¬ 
blatt“ zu berichten. Der Mitgliederzu¬ 
gang sei in drei Schüben erfolgt: Von 
der Bundestagswahl bis zur Europa¬ 
wahl habe es 3 967 Beitritte gegeben. 
Nach dem Wahlerfolg bei den Euro¬ 
pawahlen sei der zweite Schub an Mit¬ 
gliederzugängen erfolgt. Den dritten 
Schub habe es nach den Erfolgen bei 
den Landtagswahlen in Sachsen, Bran¬ 
denburg und Thüringen gegeben. Am 
23. März 2013 zählte die AfD 569 Mit¬ 
glieder. Der aktuelle Mitgliederstand 
betrage derzeit 19 885 Mitglieder be¬ 
richtete AfD-Schatzmeister Piet Lei¬ 
dreiter dieser Tage genüsslich dem 
„Handelsblatt“. 

Wichtige Erfolge kann die AfD auch 
bei den Wahlen im letzten halben Jahr 
vorweisen. Über zwei Millionen Wahl¬ 
berechtigte oder 7,1 Prozent wählten 
die Alternative für Demagogen bei der 
Europawahl und damit auf Anhieb ins 
EU-Parlament. Fast 160 000 Stimmen 
= 9,75 Prozent erhielt sie bei der Land¬ 
tagswahl in Sachsen, fast 100 000 Stim¬ 
men in Thüringen = 10,6 Prozent und 
sogar 12,2 Prozent = 120 000 Stimmen 
in Brandenburg. 

Diese Erfolgsgeschichte hat ihre 
Gründe in dem derzeitigen Gesell¬ 


schaftssystem der Bundesrepublik 
Deutschland, in der Glaubwürdigkeits¬ 
krise des parlamentarischen Systems 
und der Vertrauenskrise in die Poli¬ 
tik. Die politischen Entscheidungen 
oben entsprechen längst nicht mehr 
den Erwartungen von da unten. So fin¬ 
det eine Abwendung der Wählerinnen 
und Wähler von ehemals favorisierten 
Parteien statt, eine Abstinenz von allen 
oder eine Hinwendung zu neuen For¬ 
mationen, die frischen Wind zu bringen 
versprechen. 

Das AfD-Wählerpotential speist 
sich, wie schon oft analysiert wurde, 
aus vielen Protestwählern. Sie kann 
zudem Wählerinnen und Wähler von 
kleineren Parteien anziehen. Und sie 
kann ehemalige Nichtwähler neu zum 
Wahlgang motivieren. Mit ihren Ver¬ 
sprechungen ist die AfD keineswegs 
zimperlich, Und die meisten ihrer 
Wählerinnen und Wähler glauben gar 
nicht daran, dass die AfD ihre Wahl¬ 
versprechungen durchsetzen kann. Sie 
setzen aber darauf, dass diese Partei 
wenigstens ausspreche, das, was viele 
denken. Und hoffen darauf, dass die¬ 
se Partei das parlamentarische Sys¬ 
tem kräftig aufmischen werde. Das 
Bestürzendste an dieser Entwicklung 
ist jedoch die Wirkung der Demagogie 
auf die Wählerinnen und Wähler, die 
von der AfD erfolgreich angewendet 
wird. Das bezieht sich auf den gesam¬ 
ten politischen Wirkungsbereich, wie 
auch im Detail. Wenn zum Beispiel 


50 000 Wählerinnen und Wähler der 
Linkspartei in Brandenburg, Sachsen 
und Thüringen zur AfD überrennen, 
ist nach der Politik der Partei „Die 
Linke“ zu fragen. Während letztere 
sich darüber streitet, ob die DDR ein 
Unrechtsstaat war oder nicht, tritt die 
AfD demagogisch mit der Parole auf 
„in Ostdeutschland war nicht alles 
schlecht“. Und das kommt schriftlich 
vom AfD-brandenburgischen Lan¬ 
desvorsitzenden Gauland, der jahre¬ 
lang bis 1991 Chef der Staatskanzlei 
in Wiesbaden war. 

Man könnte meinen, dass der Auf¬ 
trieb der AfD ebenso vorüber gehen 
wird, wie der zeitweise Erfolg der Pira¬ 
ten oder anderer. In diesem Falle aber 
haben wir es mit Besonderheiten zu 
tun, die vor einem vorschnellen Ab¬ 
tun warnen. Denn das Wählerpoten¬ 
zial der AfD speist sich nicht nur aus 
Protestwählern, ehemaligen Nicht¬ 
wählern und ehemaligen Wählern aus 
kleineren Parteien. Ein beträchtliches 
Potenzial stammt aus inhaltlich-pro¬ 
grammatischer Überzeugung aus dem 
konservativen Lager. Da gibt es ehe¬ 
malige und heutige CDU-Mitglieder, 
die die Auffassung vertreten, dass die 
Unionsparteien konservative Positio¬ 
nen auf gegeben haben. Und ähnliches 
betrifft von der FDP enttäuschte Wäh¬ 
lergruppen. „Diese Wähler“, so meint 
Politikwissenschaftler Carsten Ko- 
schmieder, „könnten das Fortbestehen 
der AfD sichern. Reine Protestpartei¬ 


en verschwinden schnell.“ Gefahren 
für die AfD sieht Koschmieder darin, 
dass sich diese Partei in der öffentli¬ 
chen Diskussion „in eine gefährliche 
rechtspopulistische Richtung ver¬ 
schieben“ könnte. Ausgrenzung von 
Ausländern und Einschränkung von 
Frauenrechten würde durch die AfD 
„salonfähig“ gemacht. Zudem sei die 
verstärkte Medienpräsenz der AfD 
und ihrer Ziele „gefährlicher als ihr 
Erfolg in den Parlamenten“. 

Die Sorge um eine sich ausweiten¬ 
de AfD könnte geringer sein, wenn 
der Blick nur auf die innerparteilichen 
Querelen gerichtet wäre, die sich auf 
den Parteitagen örtlich und landes¬ 
weit abspielen. Aber die gelangen nur 
an eine beschränkte Öffentlichkeit und 
haben kaum Auswirkungen auf Wäh¬ 
ler. So sah sich der AfD-Parteivorsit- 
zende Lucke erst vor wenigen Tagen 
genötigt, aufzurufen, gegen Mitglieder 
in den eigenen Reihen vorzugehen. 
„Gebieten Sie den Mitgliedern Einhalt, 
die nur Misstrauen säen und Streit be¬ 
fördern. Zollen Sie denen Respekt, die 
in angemessener Form sachliche Kritik 
üben, aber isolieren Sie Mitglieder, die 
Engagement mit Eiferei verwechseln“, 
schrieb Lucke in einer E-mail an alle 
Mitglieder. Die von ihm beschriebenen 
Mitglieder „schaden der Partei, weil sie 
damit ein Klima des Misstrauens schaf¬ 
fen, das wie schleichendes Gift in die 
Partei sickert“. Kein Vorstand wolle 
politisch arbeiten, wenn „Querulan¬ 
ten und Rechthaber den größten Teil 
der Arbeitszeit absorbieren“. 

In einem „munteren Querulanten¬ 
stadl“ fühlte sich FAZ-Journalist Rü¬ 
diger Soldt in Kirchheim/Teck. Er be¬ 


richtete: Ein ganzes Wochenende wid¬ 
mete sich der baden-württembergische 
Landesverband auf einem Parteitag 
den Personalquerelen in der Führung, 
munter beschuldigte man sich gegen¬ 
seitig, für „Lügen“, „Indiskretionen“ 
und „Unterstellungen“ verantwort¬ 
lich zu sein.“ Soldt weiter: Der Euro¬ 
paabgeordnete und Landesvorsitzende 
Kölmel und mit ihm der liberal-kon¬ 
servative Flügel des Landesverbandes 
wollten auf dem Parteitag ein erstes 
Fundament für die Landtagswahl 2016 
legen. Die Mitglieder des christlich-na¬ 
tionalkonservativen Flügels sollten aus 
dem Landesvorstand gedrängt werden. 
„Wir sind heute hier zusammenge¬ 
kommen, um die wenigen Intriganten 
zu beseitigen“, sagte der Vorsitzende 
Kölmel gleich zu Beginn des Partei¬ 
tags. Einzelne Mitglieder werteten das 
sogleich als „Aufruf zur Säuberung“. 

3 000 Mitglieder hat die Partei 
gegenwärtig im Ländle mit einer im 
Kern bürgerlich-akademischen Basis. 
60 Prozent der Mitglieder kommen 
aus den Reihen der CDU und der 
FDP. „Die Verzweiflung der konser¬ 
vativen Wähler in Baden-Württem¬ 
berg ist doch sehr groß. Erst hatte An¬ 
nette Schavan die Bildungswelt mit 
dem G8-Gymnasium in Unordnung 
gebracht, dann hat Herr Mappus mit 
seinem ENBW-Deal die finanzpoliti¬ 
sche Glaubwürdigkeit der Union be¬ 
schädigt“, sagt ein Unternehmer und 
AfD-Mitglied aus Reutlingen der 
FAZ. „Wenn die FDP nicht so un¬ 
glaubwürdig wäre, wenn die ganze 
CDU wie Herr Bosbach wäre, säßen 
wir doch nicht hier“, meint ein Landes¬ 
vorstandsmitglied. Rolf Priemer 
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Barack Obama, 
Umstürzler 
von Gottes Gnaden 


Zehntausende Demonstranten protes¬ 
tieren in diesen Tagen in Hongkong 
gegen die Absicht der KP Chinas, zur 
Wahl für den nächsten Verwaltungs¬ 
chef der Sonderzone Hongkong nur 
solche Kandidaten zuzulassen, die mit 
der Zentralregierung in Beijing koope¬ 
rieren wollen. Die mehrheitlich studen¬ 
tischen Protestler sind zwar noch keine 
gewichtige Größe im Vergleich zu den 
3,7 Millionen Wahlberechtigten, aber 
medial aufblasen lassen sich ihre Auf¬ 
tritte schon jetzt. An die Spitze ihrer 
vorerst - bis zu Wahlen ist es noch ein 
Weilchen hin - gewaltfreien Bewegung 
hat sich eine Organisation namens „Oc- 
cupy Central“ gesetzt. Angeführt wird 
sie von einem britisch-christlich sozia¬ 
lisierten Professor der Uni Hongkong, 
die geistigen Väter des Projekts aber 
sitzen in Washington. In Ihrer nächs¬ 
ten Umgebung, Mr. President. 

Sie gestatten in Anbetracht der no¬ 
torischen westlichen Hetze gegen die 
USA-Konkurrenten Russland und VR 
China einige versachlichende Hinwei¬ 
se? Nein? Gut, dann eben trotzdem: 
Die Demonstrationen haben keiner¬ 
lei Bezug zum Alltagsleben des Hong¬ 
kong-Chinesen. Dem Wahlkonzept, um 
das es den Protestlern vorgeblich zu 
tun ist, hat die Mehrheit der Einwoh¬ 
ner längst zugestimmt: bei Petitionen 
mit - von einigen Zeitungen behaup¬ 
teten, aber nicht belegten - 800 000 
Unterschriften für die Opposition und 
mit 1,3 Millionen dokumentierten Un¬ 
terschriften für die Pro-Beijing-Frakti- 
on. Der „Oppositionsführer“, besagter 
Professor, hat u. a. gegenüber der Deut¬ 
schen Welle bereits eingestanden, nur 
ein Viertel der Wahlberechtigten stehe 
hinter ihm. 

Das wollen Sie nicht hören? Bitte, 
ein kleiner Nachschlag: Hongkong hat 
einen der höchsten durchschnittlichen 
Lebensstandards weltweit, eine mo¬ 
derne, vorzügliche Infrastruktur, me¬ 
dizinische Versorgung, Bildungsstätten, 
hocheffizienten öffentlichen Nahver¬ 
kehr, Vollbeschäftigung. Was die rei¬ 
chen Hongkonger fürchten ist allenfalls 
der Zustrom wesentlich ärmerer Chi¬ 
nesen vom Festland. Es herrschen näm¬ 
lich Reise- und Meinungsfreiheit. Nur 
mit bösem Willen ließe sich behaupten, 
die jüngsten Demos seien Ausdruck 
von materieller Not oder ideeller Un¬ 
freiheit in Hongkong. 

Jedoch: Ob es sich um Wahlen in 
Hongkong handelt, in der Ukraine, in 
Ägypten, in Venezuela oder in Brasili¬ 
en: Der Knatsch drumherum trägt stets 
das gleiche widerwärtige Muster. Sicht¬ 
bar ist die Masche desselben Massen¬ 
mörders und seiner Fünften Kolonne, 
Mr. Obama. 

Nicht der friedlich ausgetragene 
Wettbewerb mit überzeugenden Argu¬ 
menten zählt in Ihren Augen. Entschei¬ 
dend ist vielmehr, wie sich am besten 
bösartiger Stunk inszenieren lässt, der 
für einen gewaltsamen Regimewech¬ 
sel nach Ihren Wünschen taugt. Die 
atlantischen Massenmedien helfen, sie 
transportieren und vervielfachen den 
Krawall. Und wenn die Medien des je¬ 
weiligen Landes nicht gefälligst spuren, 
verschafft sich das US-Imperium eben 
Zutritt übers Internet und auf anderen 
Wegen. Universitäten sind dank ihrer 


internationalen Verbindungen prakti¬ 
sche Einfalltore. 

Die jeweilige Namensgebung weist 
seit Beginn dieses Jahrhunderts in den 
stets gleichen Hintergrund: Rosen- 
Revolution (Georgien, 2003), Orange 
Revolution (Ukraine, 2004), Zedern- 
Revolution (Libanon, 2005) Tulpen- 
Revolution (Kirgisien, 2008), Grüne 
Revolution (Iran, 2009), Jasmin-Re¬ 
volution (China, 2011). Eine Arabi¬ 
sche und, allgemeiner, eine Islamische 
Revolution sind verzeichnet. Auch 
eine Gespaltene Revolution (Lybien, 
2014). Eine Schildkröten-Revolution 
(Russland, 2013) gab es sogar, wie auf¬ 
regend. In Hongkong heißt das Kind 
jetzt „Regenschirm-Revolution“. Was 
man im „freien Westen“ eben alles so 
„Revolution“ nennt und in der Kate¬ 
gorie „Farben-Revolutionen“ zusam¬ 
menfasst. 

Timing und Lokalität sind gleich¬ 
falls verräterisch: Ihre Geheimdienste 
leisten oft jahrelange Vor- und Wühl¬ 
arbeit, damit es überall dort „sponta¬ 
ne“ Unruhen gibt, wo gerade Wahlen 
anstehen und dem US-Imperium ein 
Regierungswechsel wünschenswert 
erscheint. Ufern die Proteste in tödli¬ 
che Gewalt aus, so lässt sich die Ver¬ 
antwortlichkeit dafür einfach denen in 
die Schuhe schieben, die Sie zu stürzen 
gedenken: Politiker, die sich den Plä¬ 
nen der Bilderberger und der Trilatera- 
len Kommission widersetzen und dem 
Diktat der globalen Plutokratie nicht 
unterwerfen wollen. 

Bei all den genannten „Revoluti¬ 
onen“ gab und gibt es Tote. Auch In 
Hongkong steht das zu befürchten. Sie 
natürlich fürchten gar nichts, Sie wa¬ 
schen Ihre Hände in Unschuld. Für Sie 
ist es ja förderlich, wenn bei den von 
Ihnen angeschobenen Gewaltexzessen 
Menschen zu Tode kommen. Mord¬ 
befehle zu unterschreiben ist Teil Ih¬ 
rer wöchentlichen Routine. Es sind ja 
bloß Chinesen, die da verrecken. Bloß 
Iraker, Syrer, Ägypter, Libyer, Suda¬ 
nesen, Bahraini, Somalier, Jemeniten, 
Brasilianer, Venezolaner, Kolumbia¬ 
ner, Honduraner, Ecuadorianer, Gu¬ 
atemalteken, Pakistani, Tibeter, Uigu- 
ren. Oder - Europa wird auch nicht ver¬ 
schont - Ukrainer und Russen. 

„Gott schütze Amerika“, beten Sie 
(Hand aufs Herz dabei) gern bei Ihren 
öffentlichen Auftritten und meinen 
selbstredend nur Ihre USA. Der Rest 
der Welt kann zum Teufel gehen, gelle? 

Zum Glück nimmt die Zahl derer 
ab, die noch an Ihren lieben Gott oder 
an den Teufel glauben. Hingegen ver¬ 
größert sich die Schar jener Mitmen¬ 
schen, die Sie und Ihresgleichen Gesin¬ 
nungslumpen vor einen irdischen Rich¬ 
ter zitieren möchten. Ihr Vorgänger, der 
mörderische Feigling Dabbeljuh Bush, 
muss bereits gewisse Länder meiden. 

Im Übrigen: Eine echte, authenti¬ 
sche Revolution wird kommen, näm¬ 
lich die der Armen und Unterdrück¬ 
ten dieser Erde, eine Revolution jener 
98 Prozent, die von knapp 80 Plutokra- 
ten mittels Hampelmännern wie Sie be¬ 
herrscht und ausgebeutet werden. Se¬ 
hen Sie sich vor. China und Russland 
haben ihr revolutionäres Knowhow 
schon unter Beweis gestellt. 

Volker Bräutigam, 


Die Menschen in Kobane 
werden allein gelassen 

Hinter dem IS stehen Katar und die Türkei, Merkel ist das einerlei 



Kurdische Flüchtlinge an der Grenze zurTürkei 


Seit 20 Tagen greift der „Islamische 
Staat“ (IS) den Kanton Kobane im Nor¬ 
den Syriens/Rojava an. Augenzeugen be¬ 
richteten, dass auch am Wochenende er¬ 
neut Waffen aus der Türkei an den IS 
geliefert wurden. Zudem wird berich¬ 
tet, dass eine türkische Grenzstation als 
Waffenlager für die Dschihadisten dient. 
Unterdessen griff die türkische Armee 
in den letzten Tagen vielfach Kurdinnen 
an, die an der Grenze protestierten. 

„Dass Staatspräsident Erdogan vor 
der Presse verkündete, die Türkei hät¬ 
te den IS zu keiner Zeit unterstützt, ist 
in Anbetracht mehrerer Videos und 
Zeugenaussagen, die die Lieferung von 
Panzern und schweren Waffen bezeugen 
und belegen, wenig glaubwürdig. Die 
Bundesregierung muss endlich Druck 
auf die Türkei ausüben, dass diese sofort 
ihre Unterstützung für den IS beendet. 
In Kobane drohen erneut Massaker und 
Kriegsverbrechen“, fordert Martin Dol- 
zer, Soziologe und Menschenrechtler. 

„Während die Volksverteidigungs¬ 
einheiten von Rojava der YPG trotz 
waffentechnischer Unterlegenheit die 
400 000 Menschen in Kobane und 
Umgebung mit ihrem Leben vor den 
Kriegsverbrechen des Islamischen 
Staates schützen, hat die Bundesregie¬ 
rung nichts Besseres zu tun als erneut 


Waffen an Saudi Arabien, Katar und 
Jordanien zu liefern, die den IS lange 
Zeit unterstützten und das offenbar 
noch immer zumindest indirekt tun. 
Das ist mehr als zynisch und lässt das 
vermeintliche Engagement der Regie¬ 
rung Merkel gegen den IS wenig glaub¬ 
würdig erscheinen“, kritisiert Harald 
Weinberg, Mitglied des Bundestags, 
„Die Linke“. 

Wir fordern die sofortige Widerru¬ 
fung der Exporterlaubnis für die Waf¬ 
fen an die genannten Staaten! 

„Wenn die türkische Regierung 
den Friedensprozess mit den Kurdin¬ 
nen ernst nimmt und dazu beitragen 
will dass Kobane nicht vom IS einge¬ 
nommen wird, sollte sie der YPG einen 
Korridor vom Kanton Cizire nach Ko¬ 
bane öffnen, damit Volksverteidigungs¬ 
einheiten, Waffen und Munition in den 
umkämpften Kanton gelangen können. 
Die geplante Pufferzone oder eine 
Flugverbotszone in Nordsyrien, wie 
sie in der Entscheidung des türkischen 
Parlaments letzte Woche beschlossen 
wurden, wären dagegen nur Vorwand, 
um die Selbstverwaltung in Rojava zu 
zerstören,“ erläutert Ulla Jelpke, Mit¬ 
glied des Bundestags, „Die Linke“. 

Die multiethnischen und multire¬ 
ligiösen Selbstverwaltungsstrukturen 


im Kanton Kobane und Rojava müssen 
anerkannt, unterstützt und geschützt 
werden. Das dortige Modell könnte 
beispielhaft für die Demokratisierung 
und die Frauengleichberechtigung im 
Mittleren Osten sein. Die momentane 
Politik der USA und ihrer Verbünde¬ 
ten laufen allerdings bisher eher darauf 
hinaus, dass die Menschen in Kobane 
aufgrund geostrategischer Interessen 
allein gelassen werden. 

Ulla Jelpke, Mitglied des Bundestags, 
„Die Linke“ 

Harald Weinberg, Mitglied des Bun¬ 
destags, „Die Linke“ 

Barbara Cärdenas, Mitglied des Land¬ 
tags Hessen, „Die Linke“ 

Hamide Akbayir, Mitglied im Rat der 
Stadt Köln, „Die Linke“ 

Marion Padua, Stadträtin Nürnberg, 
Linke Liste 

Yilmaz Kaba, Mitglied der Föderation 
der Ezidischen Vereine e. V. 

Martin Dolzer, Soziologe und Men¬ 
schenrechtler 

Britta Eder, Rechtsanwältin 
Dr. Peter Strutynski, AG Friedensfor¬ 
schung 

Bundesarbeitskreis „Demokratie in 
der Türkei, Frieden in Kurdistan“ 

BAK-DTFK, „Die Linke“ 


Rousseff muss kämpfen 

Brasilien: Stichwahl um die Präsidentschaft 


Die Favoritin vorn, Überraschung um 
Platz zwei - nachdem sie schon weit 
vor Aecio Neves gelegen hatte, ist die 
ehemalige Umweltministerin Marina 
Silva überraschend beim Versuch die 
Stichwahl zu erreichen, deutlich an 
dem Kandidaten der „Sozialdemokra¬ 
ten“ gescheitert. In der Stichwahl trifft 
der neoliberale Neves (PSDB, 33,6 Pro¬ 
zent) auf Präsidentin Dilma Rousseff, 
die 41,5 Prozent der Stimmen einfuhr. 


Bao Ninh „Die Leiden des Krieges“ 

Einer der eindrucksvollsten und bedeutendsten Romane über Krieg ist der Roman „Die Leiden des Krieges“ des vietna¬ 
mesischen Autors Bao Ninh. 

Bao Ninh wurde 1952 in Hanoi geboren. Im Vietnamkrieg diente er als 17-jähriger Rekrut des Nordens in der„Glorreichen 
27. Jugendbrigade“. Von den 500 Jugendlichen, die 1969 in den Krieg zogen, überlebten gerade einmal zehn. Für seinen 
Debütroman, der in Vietnam zum Bestseller wurde, erhielt Bao Ninh 1991 den Preis des nationalen Schriftstellerverbandes. 

Die Übersetzer Günter Giesenfeld, Marianne Ngo und Nguyen Ngoc Tan stellen den Roman, seinen Autor und die Bedeu¬ 
tung des Werks für die vietnamesische Literatur in vier Lesungen vor. 

Marburg: Do. 16.10., 20.00 Uhr,TTZ Technologie- und Tagungszentrum Softwarecenter 3, Frankfurter Straße. 

Düsseldorf: Di. 21.10., 19.30 Uhr, Buchhandlung BiBaBuZe Aachener Straße 1, Eintritt 3,00 Euro. 

Regensburg: So. 26.10., 14.00 Uhr,Vo Lam Kampfkunstschule, Haydnstraße 7. 

Nürnberg: Do 30.10.2014,19:30 Uhr, Stadtbibliothek, Eingang über die Peter-Vischer-Straße, Eintritt: 8 Euro/5 Euro (ermä¬ 
ßigt), 4 Euro (Nürnberg Pass). 


Aecio Neves, acht Jahre lang Gou¬ 
verneur von Minas Gerais, überflügelte 
die ebenfalls wirtschaftsliberale Silva, 
die für die eher rechtssozialdemokra¬ 
tische „Brasilianische Sozialistische 
Partei“ kandidierte, in den letzten Ta¬ 
gen und Wochen. Vielleicht waren die 
Umfragewerte für Marina Silva aber 
auch ohnehin zu hoch gehandelt wor¬ 
den, nachdem sich durch den Unfall¬ 
tod des eigentlichen PSB-Kandidaten 
Eduardo Campos eine Zeit lang alles 
um die PSB und die Ersatzkandidatin 
gedreht hatte. Bis eineinhalb Wochen 
vor der Wahl lag sie neun Prozentpunk¬ 
te vor Neves; am Ende schaffte sie nur 
21,3 Prozent. 

Wen die PSB in der Stichwahl am 
26. Oktober unterstützt, ist noch un¬ 
klar. Basis sei das Parteiprogramm. Je¬ 
doch scheint eine Unterstützung für 
Neves wahrscheinlicher, da „wir den 
Willen von sechzig Prozent der Wäh¬ 
lerschaft für einen qualitativen Wechsel 
nicht verdrehen dürfen“. In der Frage 
über die Unabhängigkeit der Zentral¬ 
bank von Regierungsentscheidungen, 
einem der zentralen Wahlkampfthe¬ 
men, sind beide in der Tat dicht beiein¬ 
ander und meilenweit von der staatsin¬ 


terventionistischen Position der Arbei¬ 
terpartei-Kandidatin Dilma Rousseff 
entfernt. Rousseff: „Die Unabhängig¬ 
keit ist ein Attribut der drei Staats¬ 
mächte, und Autonomie für die Zen¬ 
tralbank bedeutete eine vierte Macht 
zu schaffen. Ich bin aber für die relative 
Unabhängigkeit der Zentralbank, und 
ich praktiziere sie auch.“ 

Es ist also keineswegs klar, ob die 
Präsidentin ihr Amt verteidigt. Nach 
Ansicht der meisten Beobachter wird 
sie es gegen Neves allerdings etwas ein¬ 
facher haben, da nicht die ganze An¬ 
hängerschaft der Sozialistischen Partei 
für den konservativen Neves zu mobi¬ 
lisieren sein wird. 

Es gab außer Rousseff, Neves und 
Silva acht weitere Kandidatinnen und 
Kandidaten, die allesamt weit abge¬ 
schlagen blieben. Bei den gleichzeiti¬ 
gen Gouverneurswahlen fallen 13 von 
327 Entscheidungen ebenfalls erst in 
einer Stichwahl; genauere Ergebnisse 
über die Zusammensetzung der Regi¬ 
onalparlamente werden noch ermittelt. 
Aufgerufen zu den Wahlen waren fast 
68,25 Millionen Männer und 74,46 Mil¬ 
lionen Frauen. 

G.Pohl 
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Strich durch die Sanktionsrechnung 

Russlands Auslandsverschuldung ist im Vergleich zu anderen Ländern gering 



Wiederholt hat sich USA-Präsident Ba¬ 
rack Obama aufgeplustert und Moskau 
hohe Kosten für seine angeblich „böse“ 
Rolle im Ukrainekonflikt angekündigt. 
Aber ganz offensichtlich hat sich Oba¬ 
ma in der Adresse geirrt. Der US-ame¬ 
rikanischen Wirtschaftsnachrichten¬ 
agentur Bloomberg zufolge steht die 
Ukraine vor dem Bankrott und die 
Zentralbank in Kiew sah sich gezwun¬ 
gen, strikte Kapitalverkehrskontrollen 
einzuführen, die unter anderem drin¬ 
gende Importe erschweren und auslän¬ 
dischen Investoren die Überweisung 
von in der Ukraine gemachten Gewin¬ 
nen und Zinserträgen untersagt. 

Als nächstes fürchten Ausländer, 
dass die Ukraine nach dem Vorbild Zy¬ 
perns zur Abwendung des Staatsbank¬ 
rotts private Bankguthaben beschlag¬ 
nahmen wird. Vor diesem Hintergrund 
ist in vielen westlichen Medien eine 
Ernüchterung hinsichtlich der Ukrai¬ 
ne eingetreten, selbst in denen, die sich 
noch vor kurzem mit ihrer Begeiste¬ 
rung für die Hakenkreuz tragenden, so¬ 
genannten Freiwilligenbataillone her¬ 
vorgetan hatten. So konnte man zum 
Beispiel diese Woche auf der Webseite 
der Faschisten-Versteher „euromaidan- 
press.com“ lesen: „Der Staatsbankrott 
der Ukraine wird zeigen, dass das Land 
nicht in der westlichen Zivilisation exis¬ 
tieren kann.“ Und die „Chicago Tribü¬ 
ne“ schrieb: „Um des Friedens und der 
Vernunft willen sollte das Parlament der 
Ukraine ,Nein’ zur NATO sagen“, denn 
die Ukraine könne sich eine Mitglied¬ 
schaft in der NATO „nicht leisten“. Der¬ 
weil konnte man auf der rechtslastigen 
USA-Webseite „The American Conser- 
vative“ jetzt lesen: „Den Beziehungen 
der USA zu Russland und den Bezie¬ 
hungen zwischen der Ukraine und Russ¬ 
land wird am besten gedient, wenn die 
Ukraine ein neutraler blockfreier Staat 
bleibt“. 

Bisher waren im Westen viele rabi¬ 
ate Unterstützer der Kiewer Junta voll¬ 
kommen unrealistisch davon ausgegan¬ 
gen, dass Russland unter dem Druck 
der westlichen Sanktionen, insbesonde¬ 
re in Folge der Maßnahmen, die russi¬ 
sche Unternehmen von den westlichen 
Finanzmärkten abschneiden, bis spä¬ 
testens 2017 bankrott sein würde. Als 


Beweis für die Wirkung der Sanktionen 
weisen westliche Propagandisten regel¬ 
mäßig auf den Rückgang des russischen 
Wirtschaftswachstums hin, das in die¬ 
sem Jahr selbst nach Angabe der Zent¬ 
ralbank in Moskau nur noch 0,5 Prozent 
betragen soll. Aber diese Entwicklung 
hat ebenso wenig mit westlichen Sank¬ 
tionen zu tun, wie die erneuten Anzei¬ 
chen einer Rezession in der EU mit dem 
russischen Boykott westlicher Agrarpro¬ 
dukte. Auch in Brasilien hat die Zent¬ 
ralbank soeben die Wachstumsprognose 
für dieses Jahr von 1,6 auf 0,7 Prozent 
korrigiert. In den restlichen BRICS- 
Ländern (mit Ausnahme Indiens) ist die 
Entwicklung ähnlich. 

Es ist zwar unbestreitbar, dass die 
vom Westen angezettelte Ukraine- 
Krise wegen ihrer Gefahren für den 
Weltfrieden sich in der EU negativ 
auf die Investitions- und Konsumnei¬ 
gung ausgewirkt hat, aber der erneute, 
weltweite Wachstumseinbruch reflek¬ 
tiert vielmehr die Folgen der nach wie 
vor ungelösten westlichen Banken-, 
Finanz- und Staatsschuldungskrisen, 
die sich inzwischen wieder gefährlich 
zuspitzen, nachdem das geldpolitisch 
höchst gefährliche Experiment ge¬ 
scheitert ist, die bis in die Fundamen¬ 
te marode Finanzbranche zu retten, 
ohne dass sie für ihre Zockerschulden 


zur Verantwortung gezogen wurden. 
Stattdessen sollten die darniederlie¬ 
genden Volkswirtschaften der EU mit 
einer Mischung aus radikalen Kürzun¬ 
gen der Löhne, Sozial- und Gesund¬ 
heitsleistungen einerseits und einer 
historisch einmaligen Zentralbank¬ 
geldschwemme für die Finanzbran¬ 
che, verbunden mit ebenso historisch 
nie dagewesenen Niedrig- oder sogar 
Negativzinsen wieder in Schwung ge¬ 
bracht werden. 

Diese von Deutschland der EU auf¬ 
gedrückte Politik ist kläglich geschei¬ 
tert. Zugleich treten die Probleme, die 
zur ursprünglichen Eurokrise geführt 
haben, wieder stärker in den Vorder¬ 
grund, mit dem Unterschied, dass sie in 
der Zwischenzeit noch viel größer ge¬ 
worden sind. Vor diesem Hintergrund 
steht Russland im Vergleich zu den 
EU-Staaten hervorragend da. Zwar ist 
auch der Wechselkurs des Rubel in den 
letzten Wochen erheblich unter Druck 
gekommen, aber die Zentralbank in 
Moskau hat darauf nicht reagiert und 
hat ihre Reserven zur Stabilisierung 
des Rubel nicht angetastet. Für 2014 
wird in Moskau der Abzug von etwa 
100 Milliarden Dollar spekulativen Fi¬ 
nanzkapitals in den Westen erwartet. 
Aber das stellt für Russland kein un¬ 
überwindbares Problem dar. 


Zwar soll das Defizit des Staatshaus¬ 
halts in diesem Jahr auf knapp unter ein 
Prozent des russischen Bruttoinlands¬ 
produktes (BIP) steigen - ein unerreich¬ 
bares Traumziel für fast alle westlichen 
Länder -, und auch der Überschuss 
in der Leistungsbilanz der Güter und 
Dienstleistungen im Außenhandel mit 
etwa 30 Milliarden Dollar schwächer 
ausfallen, aber das wird laut dem Wirt¬ 
schaftsmagazin „Fortune“ von dieser 
Woche „den Kreml nicht unter Druck 
setzen“, denn die russische Staatsver¬ 
schuldung liege „bei mickrigen 13 Pro¬ 
zent des BIP“. Zugleich hat der Brüsse¬ 
ler Think-Tank BRUEGEL darauf hin¬ 
gewiesen, dass bereits im ersten Quartal 
dieses Jahres in dem Maß, wie der Wes¬ 
ten sein Geld aus Rußland abzuziehen 
begann, chinesische Kredite an Russ¬ 
land „regelrecht explodiert“ sind. 

Auch Russlands Auslandsverschul¬ 
dung liegt mit knapp 31 Prozent des 
BIP (etwa 520 Milliarden Dollar) weit 
unter Russlands Gold- und Währungs¬ 
reserven von 641 Milliarden Dollar, 
womit Russland im Vergleich zu den 
meisten Ländern der Welt blendend 
dasteht und noch so manchen vom 
Westen entfachten Sturm standhalten 
kann, falls der Westen nicht schon vor¬ 
her abstürzt. 

Rainer Rupp 


Hunderttausende Kinder in Italien in bitterster Armut 

Ihr Elend erinnert an die Romane von Giovanni Verga 


Durch Veröffentlichungen der Unicef, 
des italienischen Amtes für Statistik IS- 
TAT und Medien des Mittelmeerlandes 
ist in jüngster Zeit das unbeschreibliche 
Kinderelend im Mezzogiorno, dem Sü¬ 
den Italiens, wieder einmal in den Blick¬ 
punkt der Öffentlichkeit gerückt. Beim 
Lesen dieser Berichte fühlt man sich un¬ 
willkürlich in die Romane von Giovanni 
Verga versetzt, der in der zweiten Hälfte 
der 1880er Jahre sich der erschüttern¬ 
den Armut der Landbevölkerung Süd¬ 
italiens zuwandte und zum Begründer 
des italienischen Verismus wurde. Mit 
„Nedda“ (1874) und „Sizilianische Dorf¬ 
geschichten“ (1880) stieg er zum Meister 
veristischer Novellen auf. „Sizilianische 
Bauernehre“ (1884) nahm Pietro Masca- 
gni als Stoff für seine weltweit bekannt 
gewordene Oper „Cavalleria rustica- 
na“. In seinen bedeutendsten Romanen 
„Malavoglia“ (1881) und „Don Gesual- 
do“ (1889) schilderte Verga mitfühlend 
die Leiden der Unterdrückten, deren 
Denken von Resignation und Hoff¬ 
nungslosigkeit beherrscht wird. 

Man kommt nicht umhin, zu fragen, 
wie wenig sich in über einem Jahrhun¬ 
dert seitdem an den gesellschaftlichen 
Missständen geändert hat, in denen bei 
den Betroffenen noch heute Resignati¬ 
on und Hoffnungslosigkeit herrschen. 
Gibt es doch dort Hunderttausen¬ 
de Kinder, die keinen Schulabschluss 
schaffen, weil sie die Hälfte des Jahres 
nicht zur Schule kommen. 

2011 wurde aus Neapel, der Regi¬ 
onalhauptstadt von Kampanien, das 
wie schon zur Zeit von Verga „Haupt¬ 
stadt des Elends“ genannt wird, be¬ 
kannt, dass es dort seit 2005 insgesamt 


54 000 Kinder waren. 38 Prozent von 
ihnen waren unter 13 Jahren. Sie blei¬ 
ben der einfachsten Bildung der Ele¬ 
mentarschule beraubt, weil sie arbei¬ 
ten müssen, besser gesagt schuften, wie 
Erwachsene. 


Für ein paar Cent pro Stunde 
schuften Zehnjährige u Stunden 
am Tag 


Schon Zehnjährige zwölf Stunden 
am Tag. Oft erhalten sie nur ein paar 
Cent die Stunde. Auf den Märkten zie¬ 
hen sie im Morgengrauen auf großen 
Handkarren die Waren heran, schlep¬ 
pen zentnerschwere Kisten, stehen in 
Bars hinter der Theke, sind Kellner, 
Schuhputzer, Autowäscher, Schwarz¬ 
arbeiter auf Baustellen, „Männer für 
alles“. Wenn sie da nicht Unterkommen, 
findet man sie unter den Bettlern, Ta¬ 
schendieben oder denen, die von der 
Mafia für ihre Drecksarbeit angeheu¬ 
ert werden. Denn irgendwie müssen 
sie den Eltern, die zu den Ärmsten der 
Armen zählen, helfen, über die Runden 
zu kommen. 

Über die Zahl der Neapolitaner, 
die in den Slums der Vorstädte lebt, 
ist nichts bekannt. Sie wird auf Hun¬ 
derttausende geschätzt. Die Kinder 
dort haben noch nie ein richtiges Haus 
betreten, sie kennen keine menschen¬ 
würdigen Wohnungen, was ein Wasser¬ 
hahn ist, wissen sie nur aus Erzählun¬ 
gen. Die meisten haben die Hoffnung 
verloren, jemals aus diesen Baracken 
herauszukommen. Das alles wird mit 
einer erschreckenden Gleichgültigkeit 


hingenommen, obwohl vieles, wie der 
Abbruch des Schulbesuchs, gesetzes¬ 
widrig ist, äußert ein Mitarbeiter der 
Stadtverwaltung von Neapel, der ano¬ 
nym bleiben will. 

Angesichts der wachsenden Armut 
hat Kampanien nicht nur nichts un¬ 
ternommen, um das Elend ein wenig 
zu lindern, sondern 2010 die bis dahin 
bestehende soziale Mindestsicherung 
abgeschafft, was 130 000 berechtig¬ 
te Familien in noch tiefere die Armut 
stürzte. Damals betrug das monatliche 
Durchschnittseinkommen in der Re¬ 
gion 633 Euro pro Einwohner. Davon 
sind bei Durchschnittsangaben bei den 
Ärmsten noch wenigstens 200 Euro ab¬ 
zuziehen. Heute gibt die Hälfte der Ein¬ 
wohner an, dass sich ihre Situation ver¬ 
schlechtert hat. Die Kinder dieser Ärms¬ 
ten haben immer Hunger, viele haben in 
ihrem Leben noch nie ein Stück Fleisch 
gegessen, sie kennen keine Schokolade, 
wissen nicht, wie Kuchen schmeckt. Sie 
durchstöbern die Abfalltonnen nach 
etwas Essbarem. Hier sieht man ausge¬ 
mergelte kleine Körper, in zerlumpten 
Kleidern, barfuß, Kinder, die mit sechs 
Jahren wie Dreijährige aussehen. 

Nach einem Unicef-Bericht befin¬ 
det sich Italien unter den 15 reichsten 
Ländern Europas, während 15,9 Pro¬ 
zent der Kinder zwischen der Geburt 
und 17 Jahren unter den Bedingungen 
der Armut leben. Damit steht das Land 
in der Armutsstatistik unter 35 erfass¬ 
ten Ländern, in denen 13,3 Prozent der 
Minderjährigen unter Bedingungen ei¬ 
ner „materiellen Entbehrung“ leben, 
an 29. Stelle. Zu den Ursachen dieses 
unbeschreiblichen Elends gehört, dass 


das Mittelmeerland weniger als fünf 
Prozent seines Bruttosozialprodukts 
für soziale Leistungen ausgibt. Wenn 
diese fehlende staatliche Unterstüt¬ 
zung nicht minimal durch eine noch 
intakte Solidarität der Großfamilien - 
wie Großeltern und Verwandter - aus¬ 
geglichen würde, oder soziale Zentren 
und gemeinnützige Vereine nicht etwas 
helfen, wären Unzählige dem Hunger¬ 
tod ausgeliefert. 

Obwohl seit 2013 die Sozialdemo¬ 
kraten (Demokratische Partei - PD) 
regieren, zeichnet sich keine Verbesse¬ 
rung für die in bitterster Armut leben¬ 
den Menschen ab. Im Gegenteil hat sich, 
wie ISTAT gerade berichtete, die Zahl 
der ärmsten Kinder in den letzten zwei 
Jahren verdoppelt. „13 Prozent von ih¬ 
nen haben alle Tage kein Fleisch zu es¬ 
sen“ schrieb „La Repubblica“ die den 
Bericht kommentierte. Seit 2012 - zu 
dieser Zeit war der von der EU favo¬ 
risierte Mario Monti noch Regierungs¬ 
chef - habe sich die Zahl der ärmsten 
Kleinen von 723 000 auf 1,434 Millio¬ 
nen erhöht. Als beängstigend nannte 
„Le Repubblica“, dass das Kinderelend 
nicht mehr nur den Süden betrifft, son¬ 
dern auch den industrialisierten Nor¬ 
den. Zu den materiellen Entbehrungen 
kämen „soziale Defizite“, wie die Aus¬ 
geschlossenheit Tausender dieser Kin¬ 
der von Sport und Kultur, und dass ein 
solches Kind „keinen Freund zu sich 
nach Haue einladen“ könne. In dieser 
Situation seien „die finanziellen Mittel, 
um diese Verelendung zu kämpfen, hal¬ 
biert worden“, schrieb das der regieren¬ 
den PD nahestehende Blatt. 

Gerhard Feldbauer 


Millionen für Obstvernichtung 

Die Brüsseler EU-Kommission hat 
am 29. September die Bereitstellung 
von weiteren 165 Millionen Euro zur 
„Marktstützung für verderbliches Obst 
und Gemüse“ beschlossen. Damit soll 
die „Rücknahme von Überschüssen 
vom Markt“ gefördert werden, um 
den „Preisdruck“ infolge des derzeiti¬ 
gen „Überangebots“ zu verringern, das 
durch das russische Einfuhrverbot für 
Obst und Gemüse aus der EU entstan¬ 
den ist, nachdem die EU zuvor weitere 
Sanktionen gegen russische Firmen be¬ 
schlossen hatte. 

Die neu beschlossenen 165 Milli¬ 
onen Euro sind eine „Ergänzung“ zu 
den bereits im August freigegebenen 
125 Millionen Euro für gleicharti¬ 
ge Maßnahmen plus 33 Millionen für 
Pfirsiche und Nektarinen. Insgesamt 
beläuft sich die EUSubvention für 
Obst- und Gemüsevernichtung also auf 
323 Millionen Euro. 

Die Regelung gilt nur für die zwölf 
EU-Staaten, die im Vergleichsjahr 2013 
am meisten Obst und Gemüse nach 
Russland exportiert haben. Eine Auf¬ 
schlüsselung der „ beihilfefähigen Men¬ 
ge“ auf die einzelnen Staaten ist im An¬ 
hang angefügt. „Beihilfen“ gibt es laut 
der EU-Mitteilung für die „Markt¬ 
rücknahme“ von 181 000 Tonnen Äp¬ 
feln und Birnen, 96 000 Tonnen Zitrus¬ 
früchten, rd. 77 000 Tonnen sonstigem 
Obst (Kiwis, Pflaumen, Weintrauben) 
und 44 000 Tonnen Gemüse (Karotten, 
Gurken, Paprika,Tomaten). Auch wenn 
dabei „kostenlose Verteilung“ erwähnt 
wurde, ist natürlich davon auszugehen, 
dass in Wirklichkeit die direkte Ver¬ 
nichtung der großen Masse der aufge¬ 
listeten Produkte finanziert wird. 

Vernichtung von Lebensmitteln, 
Verteuerung von Weizen, Kakaoboh¬ 
nen und anderen Produkten des tägli¬ 
chen Bedarfs gehörten in der Geschich¬ 
te des Kapitalismus bekanntlich schon 
immer zu den „bewährten Mitteln“ zur 
Krisenbewältigung. Die EU setzt diese 
„Tradition“ offensichtlich würdig fort. 

Zypern darf nicht als 
Startrampe dienen 

Die marxistisch orientierte Fort¬ 
schrittspartei des arbeitenden Volkes 
Zyperns (AKEL), die bis Februar 2013 
unter Staatspräsident Dimitris Christo- 
fias in einer Koalition mit der libera¬ 
len „Demokratischen Partei“ (DIKO) 
in Zypern regiert hat, betonte in einer 
Erklärung ihres Politbüro-Mitglieds 
Neoiklis Sylikiotis am 29. September, 
dass das Territorium Zyperns „nicht als 
aggressive Startrampe für die Entfes¬ 
selung eines Krieges benutzt werden“ 
dürfe. 

AKEL reagierte damit auf die 
Tatsache, dass die britische Luftwaffe 
am 29. September erstmals von ihren 
Stützpunkten auf Zypern aus Luft¬ 
angriffe gegen Stellungen der Extre¬ 
mistenmiliz „Islamischer Staat“ (IS) 
im Irak gestartet hatte. Gleichzeitig 
hatte der Regierungssprecher der 
derzeitigen konservativen Regierung 
Zyperns angekündigt, dass auch die 
zypriotische Andreas-Papandreou- 
Luftwaffenbasis in Pafos ausländi¬ 
schen Truppen für derartige Angriffe 
zur Verfügung gestellt werden könn¬ 
te. Das würde Zypern „in einen Krieg 
mit vielen gefährlichen Folgen verwi¬ 
ckeln, hieß es dazu in der AKEL-Er- 
klärung. Zyperns Rolle war und müsse 
es bleiben, „eine Friedensbrücke“ zu 
sein und zur Versorgung der Völker 
in der Region mit humanitären Hilfs¬ 
gütern beizutragen. Ein Krieg bringe 
nur Chaos und züchte Terrorismus, 
aber diene mit Sicherheit nicht seiner 
Bekämpfung, „wie wir in Irak, Afgha¬ 
nistan, Libyen und Syrien gesehen 
haben“. In der Erklärung wird wei¬ 
ter betont, dass „der fundamentalisti¬ 
sche und kriminelle IS nicht aus dem 
Nichts aufgetaucht ist. Die Organisati¬ 
on des IS und die sogenannten Dschi- 
hadischten bestehen aus Kräften, die 
von den USA, der NATO und der Eu¬ 
ropäischen Union unterstützt und be¬ 
waffnet worden sind, um ihre geopo- 
litischen Pläne im Irak, in Syrien und 
Libyen und andernorts voranzubrin¬ 
gen. Heute werden sie als Vorwand 
benutzt, um neue Interventionen und 
Kriege zu entfesseln.“ 
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„Bisher war ein Kind ein Kind“ 

Belgien: Separatismus, Sozialabbau - und eine gestärkte 
kommunistische Partei. Interview mit Herwig Lerouge 


Während des Gazakriegs war viel 
über einen Anstieg antisemitischer 
Stimmungen zu hören. Die Medien 
der Herrschenden, von denen sonst 
zum Alltag antisemitischer Hetze we¬ 
niger als nichts zu hören ist, machten 
sich dieses Thema plötzlich zur Her¬ 
zensangelegenheit. 

Und zwar in zwei Richtungen. 
Einerseits, um jede antiimperialis¬ 
tische Verurteilung der israelischen 
Kriegspolitik als „antisemitisch“ zu 
denunzieren. Höhepunkt war eine 
Demonstration mit Bundespräsident 
und Kanzlerin in Berlin, auf der er¬ 
neut die bekannte „deutsche Staats¬ 
räson“ beschworen wurde. 

Zum anderen wurden die Schul¬ 
digen am aufsteigenden Antisemitis¬ 
mus schnell ausgemacht: Vor allem 
junge Männer, radikale Muslime, sei¬ 
en es angeblich, die hinter dem beob¬ 
achteten Aufflammen antisemitischer 
Aktivitäten steckten. 

Das wäre ja praktisch. Wenn es 
die bösen Muslime wären, die an¬ 
geblich besonders schlimm gegen Ju¬ 
den hetzten, dann hätte die deutsche 
Mehrheitsgesellschaft damit ja eher 
nichts zu tun und kein Problem. 

Aber weit gefehlt: seit fast 15 Jah¬ 
ren werden unter dem Stichwort 
„Deutsche Zustände“ vor allem von 
Sozialwissenschaftlerlnnen der Uni 
Bielefeld Formen „Gruppenbezo¬ 
gener Menschenfeindlichkeit“ er¬ 
forscht. Ergebnisse unter anderem: 
etwa 18 Prozent der deutschen Bevöl¬ 
kerung pflegen antisemitische Vor¬ 
urteile. Ähnlich groß ist der Anteil 
von Menschen mit antiislamischen 
Einstellungen. Im Verlauf der Welt¬ 
wirtschaftskrise seit 2009 stieg der 
Anteil Befragter, die sich „von der 
Krise persönlich bedroht“ fühlen von 
47 Prozent auf 53 Prozent an - und 


Über vier Monate haben die Medien¬ 
gewaltigen der ARD gebraucht, um 
eine nachweisliche Falschmeldung der 
„Tagesthemen“ vom 20. Mai in Sachen 
Ukraine-Berichterstattung offiziell zu 
korrigieren. Am 1. Oktober bedauerte 
Tagesthemen-Sprecher Thomas Roth in 
der Sendung um 22.45 Uhr, dass dem 
Moskauer Korrespondenten Udo Lie- 
lischkies ein Fehler unterlaufen ist - 
unter den stressigen Bedingungen der 
Kriegsberichterstattung von dort. Roth 
bat die Zuschauer um Entschuldigung 
und der falsche Bericht wurde aus der 
ARD-Mediathek entfernt. 

Korrespondent Lielischkies hatte 
in einem Bericht am 20. Mai aus der 
ostukrainischen Stadt Krasnoarmeisk 
berichtet, dass „prorussischen Sepa¬ 
ratisten“ zwei Bewohner der Stadt er¬ 
schossen hätten. Aber in Wirklichkeit 
war es ein „ukrainisches Freiwilligen- 
Bataillon“ das die beiden umgebracht 
hat. Das habe er erst jetzt festgestellt, 
behauptete Lielischkies. Er beruft sich 
darauf, dass ukrainische Anwohner ihm 
eine falsche Auskunft gegeben hätten. 
Ein Zuschauer hatte die ARD-Redak¬ 
tion allerdings schon am 22. Mai, also 
zwei Tage nach der Veröffentlichung, 
darauf hingewiesen, dass die Angaben 
falsch sind. Das wurde von den Verant¬ 
wortlichen einfach ignoriert. Nur anhal¬ 
tende Kritik an dem Vorgang brachte 
schließlich die offizielle Korrektur. 
Dennoch behauptete ARD-Chefredak- 
teur Gniffke in einer nachgeschobenen 
Erklärung, niemand habe „aus Vorein¬ 
genommenheit, aus politischem Kalkül 
oder in böser Absicht Fakten verdreht“. 

Dabei hatte die Lielischkies-Falsch- 
darstellung doch so gut in allgemeine 
Tendenz der ARD-Ukraine-Sendungen 
gepasst... 

Die Korrektur soll offensichtlich 
dazu dienen, der zunehmenden Kritik 
an der einseitigen antirussischen Aus¬ 


zwischen 2009 und 2010 verdoppelte 
sich die Zustimmungsrate zu antiisla¬ 
mischen Vorurteilen fast - besonders 
deutlich bei Bezieherinnen höherer 
Einkommen. 2010 legte der Antise¬ 



mitismusforscher Wolfgang Benz dar, 
wie sehr aktuelle antiislamische Ste¬ 
reotype auf antisemitische Vorbilder 
zurückgreifen. 

Wer sich bedroht fühlt, sucht nach 
einer fassbaren Ursache. Gern wird 
sie als von „außen“ kommend fan¬ 
tasiert, wenn die eigentlichen inner¬ 
gesellschaftlichen Ursachen un(an) 
greifbar zu sein scheinen. Muslime 
und „der Islam“ sind die Sünden¬ 
böcke der Wahl seit dem vom Ideo¬ 
logen des Imperialismus Samuel P. 
Huntington 1996 nach dem Wegfall 
des antikommunistischen Feindbilds 
angekündigten globalen „Kampf der 
Kulturen“. Bereits fünf Jahre vor 9/11 
wurde „der Islam“ als künftiger glo¬ 
baler Rivale des Westens identifiziert. 
Rassismus dieser Art dürfen wir uns 
nirgendwo gefallen lassen. Die ent¬ 
scheidende Front verläuft nicht zwi¬ 
schen Völkern, Staaten oder Kultu¬ 
ren, sondern zwischen Oben und Un¬ 
ten. Und da gilt: Egal ob oder was sie 
oder er glauben mag - mach meine 
Kumpel nicht an! 


richtung der Ukraine-Berichterstat¬ 
tung der ARD Wind aus den Segeln zu 
nehmen. Der neunköpfige Programm¬ 
beirat der ARD, dessen Mitglieder von 
den einzelnen ARD-Sendeanstalten 
nominiert werden, hatte schon im Juni 
2014 in einer nichtöffentlichen Sitzung 
„Einseitigkeit zulasten Russlands, man¬ 
gelnde Differenziertheit und Lücken¬ 
haftigkeit“ in der Ukraine-Berichter¬ 
stattung kritisiert und dies in einem 
Protokoll festgehalten. Es ging darin 
allerdings nicht nur um einen einzigen 
falschen Bericht. Die Feststellungen 
des Programmbeirats, angeregt durch 
Zuschriften von Zuschauern, beruh¬ 
ten auf einer Beobachtung zahlreicher 
ARD-Sendungen seit Ende 2013, dar¬ 
unter zehn „Brennpunkte“, einige Talk¬ 
shows und rund drei Viertel der insge¬ 
samt mehr als 40 Beiträge zu dem The¬ 
ma in politischen Magazinen wie dem 
„Europamagazin“, dem „Weltspiegel“ 
und „ttt“. Das berichtete jedenfalls das 
Online-Magazin „telepolis“, das eine 
Zusammenfassung des erwähnten Pro¬ 
tokolls veröffentlichte. 

Aber mit Voreingenommenheit hat 
das alles natürlich nichts zu tun. Auch 
wenn Intendant Tom Buhrow und 
Fernsehdirektor Jörg Schönenborn 
intern eine redaktionelle Linie ver¬ 
fechten, die sich darauf konzentriert, 
„westliche Positionen zu verteidigen“, 
wie „telepolis“ erfuhr. 

Und damit keine Irrtümer ent¬ 
stehen: Wenn die ARD hier als das 
schwarze Schaf in Erscheinung tritt, ist 
das ZDF hingegen natürlich die reine 
Unschuld. Manipulation und tenden¬ 
ziöse Berichterstattung - aber nein! 
Jedenfalls solange nicht das Gegenteil 
herauskommt. Dann muss man halt 
schon mal eine offensichtliche Falsch¬ 
meldung „korrigieren“. Honi soit qui 
mal y pense! („Ein Schuft, wer Böses 
dabei denkt!“). G.Polikeit 


UZ: Ihr bekämpft die Forderungen 
nach einer Teilung Belgiens - was be¬ 
deutet der Separatismus in Belgien für 
die Arbeiterklasse? 

Herwig Lerouge: Wir sehen den Nati¬ 
onalismus - sowohl von flämischer als 
auch von wallonischer Seite - als eine 
Schwächung der Arbeiterbewegung in 
zwei Bereichen. Erstens, das hat schon 
zur Spaltung aller politischen Parteien 
außer der PTB geführt, und es könnte 
auch zur Spaltung der Gewerkschaf¬ 
ten führen. Und zweitens, der Natio¬ 
nalismus ist sehr schädlich für die Ent¬ 
wicklung von Klassenbewusstsein. Er 
verbreitet die Auffassung, dass die flä¬ 
mischen Arbeiter den flämischen Un¬ 
ternehmern näher stehen als den wal¬ 
lonischen Arbeitern. 

UZ: In den letzten Jahren hat sich vor 
allem der Nationalismus in Flandern 
verstärkt - warum? 

Herwig Lerouge: Das Ziel des Nati¬ 
onalismus ist eine Spaltung, um eine 
neoliberale Politik schneller durch¬ 
setzen zu können. Das ist besonders 
wichtig für die Unternehmer, die für 
den Export produzieren - 30 Prozent 
der Exporte aus Flandern gehen üb¬ 
rigens nach Deutschland, das sind Be¬ 
triebe, die als Zulieferer für deutsche 
Konzerne arbeiten. Der Druck der 
Konkurrenz, die Kosten für die Unter¬ 
nehmer zu senken, ist enorm. Inzwi¬ 
schen gibt es auch zwischen den Re¬ 
gionen einen Wettbewerb um Kosten, 
um Steuern, um Arbeitsbedingungen. 
Bisher war ein Kind ein Kind, ob es in 
Brüssel wohnte, in Antwerpen oder in 
Lüttich. Aber ab 2015 sind die Regi¬ 
onen für das Kindergeld verantwort¬ 
lich, in Lüttich bekommst du dann we¬ 
niger Kindergeld als zwanzig Kilome¬ 
ter weiter in Hasselt. Die Kapitalisten 
wollen die Errungenschaften, die wir 
noch haben, liquidieren, wie den In¬ 
dexlohn, die automatische Anpassung 
der Gehälter an die Inflation. Und sie 
hoffen, dass sie das in Flandern, wo die 
Rechtsparteien die Mehrheit haben 
und die Gewerkschaften schwächer 
sind, schneller durchsetzen können. 

UZ : Die PTB hat in den letzten Jahren 
neue Mitglieder gewonnen und ihren 
Einfluss vergrößert, das hat sich auch 
daran gezeigt, dass zwei Mitglieder der 
Partei ins nationale Parlament gewählt 
wurden. Was ist die Ursache für diese 
Erfolge? 

Herwig Lerouge: Es gibt viele Ursa¬ 
chen, das ist ein langer Prozess. 2003 
haben wir eine schwere Wahlnieder¬ 
lage erlitten und viele Mitglieder ver¬ 
loren, weil die damalige Führung ein 
Wahlbündnis mit nationalistischen 
Antiimperialisten unter den Migran¬ 
ten geschlossen hatte. Viele Mitglieder 
haben das nicht verstanden, das war 
wirklich eine Krise der Partei. Dann 
haben wir gesagt, das geht so nicht 
mehr. Wir haben unseren ganzen Agi¬ 
tationsstil verändert, wir haben unsere 
Zusammenarbeit mit der Presse ver¬ 
bessert, und wir haben dafür gesorgt, 
dass wir Persönlichkeiten haben, die 
bei den breiten Massen bekannt sind - 
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vor allem unsere Vorsitzenden, Peter 
Mertens, und Raul Hedebouw, der 
jetzt im Parlament sitzt. 

Wir mussten anerkennen, dass be¬ 
sonders seit dem Verschwinden der 
Sowjetunion das politische Niveau 
sehr niedrig ist, wir können die Leu¬ 
te nicht mit Deklarationen gewinnen. 
Wir müssen sehen, wofür wollen die 
Leute heute kämpfen. Früher haben 
wir die Forderung nach der 32-Stun- 
den-Woche sehr aktiv verbreitet, aber 
das wurde selbst in Gewerkschafts¬ 
kreisen als komplett unrealistisch an¬ 
gesehen. Das Problem, vor dem wir 
in den Betrieben standen, war der 
Kampf gegen Arbeitszeitverlänge¬ 
rung und gegen Lohnkürzungen, also 
haben wir gesagt, lasst uns diesen 
Kampf zusammen führen. Dadurch 
haben wir auch unseren Kontakt zu 
den Gewerkschaftern verbessert. Wir 
haben versucht, Kampagnen auf die 
Beine zu stellen, die von breiteren 
Kreisen der Bevölkerung getragen 
werden. 

UZ: Zum Beispiel mit der Forderung 
nach einer Millionärssteuer? 

Herwig Lerouge: Wir haben nicht 
gleich die Millionärssteuer gefordert, 
wir haben erst eine Aufklärungskam¬ 
pagne gemacht, mit Büchern, mit 
Vorträgen, um zu zeigen, dass diese 
Leute keine Steuern zahlen, denn das 
muss man erstmal beweisen, nicht? 
Da muss man auf einer ernsthaften 
wissenschaftlichen Basis arbeiten, so 
dass selbst bürgerliche Journalisten 
das ernst nehmen müssen. Als zweites 
haben wir eine lange Debatte gehabt 
über die richtige Forderung - mit der 
Forderung nach einer Vermögenssteu¬ 
er haben wir schlechte Erfahrungen 
gemacht, denn viele Leute, die wir in 
unserem Bündnis haben wollten, ha¬ 
ben gedacht: Ich habe ein Haus, viel¬ 
leicht noch ein Ferienhaus und ein 
großes Auto, ich werde diese Steuer 
auch bezahlen müssen. Wir haben 
also unsere Forderung stärker zuge¬ 
spitzt auf eine kleine Gruppe von sehr 
reichen Leuten. Und drittens haben 
wir das mit politischer Bildungsar¬ 
beit verbunden. Denn natürlich gibt 
es in Frankreich und in Deutschland 
eine Vermögenssteuer, an sich ist das 
nicht revolutionär. Diese Forderung 
kann auch von den Sozialdemokraten 
gebraucht werden, um Kürzungen zu 
rechtfertigen. 


Wir haben unsere Kampagne so 
gemacht, dass deutlich wurde: Es 
gibt Klassen in dieser Gesellschaft, 
und die herrschende Klasse, das sind 
die, die die riesigen Vermögen ha¬ 
ben, die Anteilseigner der Betriebe, 
und wir haben diese Leute sichtbar 
und erkennbar gemacht. Wir haben 
zum Beispiel Fahrradtouren organi¬ 
siert zu den Villen und Weingütern 
dieser Reichen, bei schönem Wetter, 
da kamen hunderte von Leuten, und 
dann wurde auch diskutiert - woher 
kommt das Geld dieser Leute, was 
könnte man mit diesen Milliarden al¬ 
les für die Bevölkerung machen und 
so weiter. 

UZ: Wahlerfolge, Millionärs Steuer - 
wo bleibt der Kampf für den Sozia¬ 
lismus? 

Herwig Lerouge: Wenn wir keine 
kommunistische Partei mit Massen¬ 
einfluss haben, brauchen wir vom So¬ 
zialismus nicht mal zu träumen. Wir 
müssen dafür kämpfen, dass die Par¬ 
tei an Einfluss gewinnt, dass die Partei 
von den Leuten als ihre Partei gese¬ 
hen wird und nicht als etwas Mysteri¬ 
öses oder eine Sekte. Wir haben kom¬ 
munistische Parteien gesehen, für die 
Kampf gegen die Isolierung bedeute¬ 
te, nur noch auf Bündnisse setzen, die 
nur in Bündnissen kandidiert haben. 
Unsere frühere Führung hat auch auf 
Wahlerfolge im Bündnis gesetzt. Wir 
haben das abgelehnt, wir haben die 
Partei in den Mittelpunkt gestellt. Wir 
wollten die Partei offener machen, 
zugänglicher, besser verständlich für 
breitere Schichten der Bevölkerung. 

UZ: Ihr habt in den letzten Jahren 
sehr viele neue Mitglieder aufgenom¬ 
men - ist die PTB trotzdem eine ideo¬ 
logisch einheitliche Partei? 

Herwig Lerouge: Wir haben eini¬ 
ge tausend Mitglieder, die wirklich 
ideologisch einig sind, und dann ha¬ 
ben wir noch eine breitere Gruppe 
von Genossen, mit denen noch Dis¬ 
kussionen zu führen sind. Aber weil 
sie nun Mitglied der Partei sind, kön¬ 
nen wir mit ihnen diskutieren. Wir 
haben auch organisatorisch die Tü¬ 
ren der Partei geöffnet. Früher, wenn 
wir gesagt haben, du musst erst ein 
richtiger Kommunist werden, be¬ 
vor du Mitglied werden kannst, ha¬ 
ben sie uns oft gesagt: Schade, dann 
gehe ich mal woanders gucken. Nun 
gibt es bei uns drei Formen der Mit¬ 
gliedschaft: Es gibt die Aktivisten, die 
ständig Verantwortung für die Partei 
übernehmen, es gibt die organisier¬ 
ten Mitglieder, die regelmäßig aktiv 
sind, und es gibt die beratenden Mit¬ 
glieder, die aber in die Aktivitäten 
und Diskussionen der Partei einbe¬ 
zogen werden. Wir haben Mitglieder 
gewonnen, die unzufrieden waren mit 
der sozialdemokratischen Partei und 
die hoffen, dass wir die neue sozial¬ 
demokratische Partei, wie sie in ihren 
Augen früher war, sind, aber die da¬ 
rum keine klare Vorstellung haben, 
was die PTB will und was Sozialismus 
ist. Für sie ist Sozialismus, was die So¬ 
zialdemokraten früher gemacht ha¬ 
ben: Bessere Krankenversicherungen 
usw. Und darüber wollen wir nun dis¬ 
kutieren. 

Auf dem nächsten Parteitag wer¬ 
den wir über unsere Sozialismusvor¬ 
stellungen beraten, und dieser Par¬ 
teitag wird auch eine Erziehungs¬ 
kampagne für die ganze Partei sein. 
Und natürlich bringen wir uns in die 
Kämpfe gegen die Angriffe der neu¬ 
en Rechtsregierung ein. Wir wollen, 
dass diese Bewegung gelingt, aber sie 
kann auf zwei Weisen torpediert wer¬ 
den: Wenn wir Sektierer sind, wird sie 
gespalten. Aber wenn wir sie den So¬ 
zialdemokraten überlassen, wird sie 
auf einen parlamentarischen Weg ge¬ 
führt, das haben wir schon oft erlebt. 

Das Gespräch führte Olaf Peters 
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Der Krieg beginnt hier 
und hier muss er gestoppt werden 


U nter dem Motto „Drachen statt 
Drohnen“ protestierten am ver¬ 
gangenen Sonnabend Demons¬ 
tranten vor dem Berliner Reichstags¬ 
gebäude gegen Kampf- und Überwa¬ 
chungsdrohnen. Ihr Protest richtete 
sich - wie der vieler anderer bei Ak¬ 
tionen im ganzen Bundesgebiet an 
diesen Tagen - auch gegen einen von 
der Bundesregierung beabsichtigten 
Bundeswehreinsatz in der Ostukrai¬ 
ne. Die Soldaten sollten dort angeb¬ 
lich den von der OSZE vermittelten 
Waffenstillstand überwachen - unter 
anderem mit Drohnen. 

Am Sonnabend ließen die Protes¬ 
tierenden symbolisch bunte Papier¬ 


drachen in die Luft steigen. Mehrere 
Bündnisse und Initiativen hatten zu 
der bundesweiten Aktion und einem 
Aktionstag aufgerufen. Die „Natur¬ 
freunde“, die auch zu den Veranstal¬ 
tern zählten, forderten von der Bun¬ 
desregierung ein Einsatzverbot von 
Drohnen sowie eine „völkerrechtliche 
Ächtung dieser Waffen“. 

In Kalkar hatten bereits am Tag 
zuvor mehr als 750 Menschen unter 
dem Motto „Den Roboter-Krieg im 
21. Jahrhundert verhindern!“ gegen 
den NATO-Stützpunkt in Kalkar de¬ 
monstriert. Neben Privatpersonen, 
vielen Organisationen und örtlichen 
Friedensinitiativen, hatten die VVN- 


BdA, der Bundesausschuss Friedens¬ 
ratschlag, die Partei „Die Linke“ in 
NRW und die DKP zur Demonstra¬ 
tion aufgerufen. Konstantin Wecker 
rief auf seiner Startseite zur Demo auf, 
auch weitere Künstler riefen dazu auf, 
an der Demo teilzunehmen. 

Es sprachen Ulrich Sander, Bun¬ 
dessprecher VVN-BdA, Andrea Rand¬ 
erath, Mitglied des Landesausschus¬ 
ses der VVN-BdA NRW, Mitglied der 
IG Metall Vertrauenskörperleitung, 
Vertrauensfrau bei ThyssenKrupp 
Steel Europe, Reiner Braun von der 
IALANA und Bernhard Trautvetter, 
Friedensforum Essen. 

UZ 



Von Kalkar aus wird auch 
in den Ukraine-Konflikt eingegriffen 

Aus der Rede von Andrea Randerath 


(...) Die Nachrichten sind voll mit grau¬ 
samen Bildern aus zahlreichen Kriegen. 
Wenn es nach dem Bundespräsidenten, 
dem Außenminister und der Kriegsmi¬ 
nisterin geht und wenn sich der Wil¬ 
le der Rüstungsindustrie durchsetzt, 
dann sollen wir auf diesen und ande¬ 
ren Kriegsschauplätzen mitwirken.Sie 
sagen: „Wir müssen Verantwortung 
übernehmen“. Verantwortung, das 
hieße: töten und getötet werden. 

Wir können und wollen uns diesen 
Wahnsinn nicht länger anhören und 
-sehen. Deshalb sagen wir: „Schluss 
damit!“ 

Wir, halten fest an unserer Losung von 
1945 und sagen: Nie wieder Krieg, nie 
wieder Faschismus. 


Besonders alarmierend ist die Haltung 
der NATO und der Bundeswehr im Uk¬ 
raine-Konflikt. 

Seit Anfang April wird von Eurofighter- 
Manövern, gesteuert von Kalkar aus, 
überden baltischen Staaten und Polen 
berichtet. Und diese Manöver laufen 
kriegsmäßig ab. Nachdem die Ministe¬ 
rin Ursula von der Leyen verlauten ließ: 
Es sei „für die Bündnispartner an den 
Außengrenzen wichtig, dass die NATO 


Präsenz zeigt“, da wurden deutsche 
AWACS-Flugzeuge und sechs Eurofigh¬ 
ter der deutschen Luftwaffe nach Polen 
und in die baltischen Staaten verlegt, 
um den dortigen Luftraum „intensiver 
zu überwachen“. Und zudem nimmt 
die Bundeswehr an einem Manöver in 
der Westukraine teil. 

Dort hat die Bundeswehr nichts zu su¬ 
chen. 

Wir haben gehört, dass von hier in Kal¬ 
kar in den Ukrainekonflikt eingegriffen 
wird. Eine zusätzliche Brisanz erhält 
diese Information dadurch, dass in der 
Ukraine eine Regierung an die Macht 
geputscht wurde, die von faschisti¬ 
schen Kräften abhängig ist. Nachfol¬ 
ger der Parteigänger der Nazis prägen 


Polizei und Armee der Ukraine. Sie er¬ 
halten Waffen aus dem Westen und 
sie bekämpfen die Landsleute in der 
Ostukraine. 

FrauTimoschenko,eine Freundin unse¬ 
rer Bundeskanzlerin, hat dazu aufgeru¬ 
fen, Putin und alle Russen zu vernich¬ 
ten. Und Frau Merkel ist - nach Frau 
von der Leyen - von den Oberen der 
NATO nun endgültig auf den Kriegs¬ 
kurs des Bündnisses gebracht worden. 


Und unsere Ministerpräsidentin Frau 
Kraft? 

Nachdem wir von der VVN-BdA sie 
in einem Brief über die Gefahren, die 
von Kalkar ausgehen und die von mei¬ 
nem Vorredner ausführlich geschildert 
wurden, aufgeklärt haben, ließ sie uns 
in einer höhnischen Antwort mittei- 
len, wir dürften nicht davon ausge- 
henjdass unser„Appell hier in Düssel¬ 
dorf auf offene Ohren treffen wird,“ da 
wir „Positionen vertreten, die von der 
weit überwiegenden Mehrheit (...) in 
der Bevölkerung nicht geteilt werden.“ 
In Umfragen zu Krieg und Frieden hört 
sich das ganz anders an. Frau Kraft teilt 
mit, sie habe sich im Verteidigungs¬ 
ministerium erkundigt und erfahren, 
dass in Kalkar alles seine Ordnung 
habe. 

Wir meinen aber, nichts ist in Ordnung. 
Frau Merkel sagte schon vor zehn Jah- 
ren:„Um die Politik anderer Nationen 
zu beeinflussen, um den Interessen 
und Werten dereigenen Nation zu die¬ 
nen, müssen alle Mittel in Betracht ge¬ 
zogen werden, von freundlichen Wor¬ 
ten bis zu Marschflugkörpern.“ 

So redet die Frau, die sich gern Mut¬ 
ti nennen lässt und so redet die Lan¬ 
desmutter, die offenbar keine Ahnung 
hat - und Frau von der Leyen habe ich 
ja schon zitiert. 

Mit den Frauen und Muttis haben wir 
offenbar Pech in diesem Land. Oder 
nicht? Jedenfalls verzichten wir gerne 
auf solche. 

Es gibt auch andere. 

Vier Frauen haben in NRW innerhalb 
der Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes eine Gruppe „Kinder des 
Widerstandes“ gegründet. Zahlreiche 
Frauen und auch Männer schlossen 
sich an. 

Nachdem die Zeitzeugen von Krieg, 
Widerstand und Verfolgung nun nicht 
mehr mit streiten können, wollen sie 
versuchen aufzuklären. 



Viele von ihnen haben den Krieg und 
den Nachkrieg noch erlebt oder von 
den Eltern und Großeltern erfahren, 
was Krieg und Faschismus bedeuten. 
Der Schwur von Buchenwald - eine 
Welt des Friedens und der Freiheit zu 
bauen und nicht zu ruhen, bis auch die 
Wurzeln des Faschismus und Krieges 
beseitigt sind - ist immer die Grundla¬ 
ge ihrer Aufklärungsarbeit 
Diese Aufklärungsarbeit leisten sie un¬ 
ter anderem in Schulen und dort for¬ 
dern sie: 

Bundeswehr raus aus unseren Schulen! 
Kein Werben fürs Töten und Sterben! 
Die schrecklichen BilderTag für Tag im 
Fernsehen erinnern sie an ihre Kindheit. 
Die VVN-BdA fordert, das Morden so¬ 
fort zu stoppen. 

Derzeit ist unser Land in Kriege und 
kriegsähnliche Zustände einbezogen 
in Afghanistan, Irak, der Ukraine und 
am Horn von Afrika. 

Aus Afghanistan muss die Bundeswehr 
ein für allemal abziehen! 

Das unverantwortliche Eingreifen der 
Bundesregierung durch Waffenliefe¬ 
rungen in den Irak muss umgehend 
gestoppt werden. 

Dort fehlt es nicht an neuem Kriegsge¬ 
rät sondern an Hilfe für die Menschen. 
Was will die Regierung? Etwa der Rüs¬ 
tungsindustrie zu neuen Geschäften 
verhelfen? 

Hier in Kalkar, einer scheinbar fried¬ 
lichen, kleinen Stadt am Niederrhein, 
gehen jeden Morgen NATO-Soldaten an 
ihren Computerarbeitsplatz und diri¬ 
gieren weltweit den möglichen Einsatz 
von Kampfflugzeugen, Kampfdrohnen 
und Raketen, und sie gehen abends 
nach Hause zu Frau und Kindern. 
Heute sind es ein paar hundert in na¬ 
her Zukunft 1 600 NATO-Soldaten plus 
weitere 350 über andere NATO-Einrich- 
tungen. Die NATO bereitet hier, wie sie 
selber sagt, den Krieg im 21. Jahrhun¬ 
dert vor, mit automatisierten Abläufen 
und Robotern. 

Das senkt die Hemmschwelle gegen¬ 
über dem Einsatz von militärischer Ge¬ 
walt und macht so den Krieg, ja den 
Atomkrieg wahrscheinlicher. 

Bereits jetzt werden von Kalkar aus 
deutsche Eurofighter an die russische 


Grenze herangeführt, ständig ein¬ 
satzbereit. Jeden Augenblick kann der 
Funke überspringen und der Krieg von 
deutschem Boden ist da. Das muss öf¬ 
fentlich gemacht werden! Dagegen 
protestieren wir, deshalb sind wir heu¬ 
te hier. 

Wir wollen erfahren, was hier in Kalkar 
an Kriegsvorbereitung geschieht, wol¬ 
len ein Offenlegung der Aktivitäten. 

In einer Provinzzeitung lasen wir, dass 
Hunderte neue Fachleute des Tötens 
mit ihren Familien hierher geholt wer¬ 
den und die suchen hier in der Nähe 
nun Wohnungen und natürlich Kita¬ 



plätze für ihre Kleinen. 

Die Fachleute, die den Tod bis weit hin¬ 
ters Baltikum entsenden können, soll¬ 
ten aber auch wissen: Kitaplätze und 
Wohnungen hier sind nicht unver¬ 
wundbar. Raketen sind immer auch 
Magneten. 

Wohnungen und Kitaplätze wollen wir 
auch. Dafür brauchen wir aber nicht 
solche monströsen Anlagen wie hier 
in Kalkar und Uedem. 

Dazu brauchen wir die Beseitigung sol¬ 
cher Anlagen. 

Dazu brauchen wir Abrüstung. Und 
dann wird es auch genug Kitaplätze 
und Wohnungen für alle geben. 

Der Krieg beginnt hier und hier muss er 
gestoppt werden. 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Wegemarken des Spaltungsprozesses 

Leseprobe zum Thema „65 Jahre deutsche Zweistaatlichkeit“ 


Unabhängig davon, wie man die DDR, ihre Leistungen und Defizite, Stärken und Schwächen heute im 
Detail einschätzt, ihre Gründung vor 65 Jahren war nicht die größte Errungenschaft der deutschen Arbei¬ 
terbewegung, sondern Ausdruck einer weiteren Niederlage im 20. Jahrhundert. Sie war als „Plan B“ die 
Resultante des damaligen internationalen Kräfteverhältnisses und damit nur der Schlussstein in der Archi¬ 
tektur eines gespaltenen Europas, das die Kommunistinnen und andere Fortschrittskräfte nicht verhindern 
konnten. Wer das vergisst oder absichtsvoll verdrängt, wird weder die deutsche Geschichte verstehen, noch 
das, was uns heute in der Ukraine an den Rand eines Krieges in Europa führt. Darum empfehlen wir gera¬ 
de in diesen Tagen der Mauerfall- und Einheitsbesoffenheit das Buch „Europäische Nachkriegsordnung - 
West-Ost-Konflikt und deutsche Zweistaatlichkeit“ Hier eine kurze Leseprobe. Auf die Fußnoten wurde 
aus Platzgründen verzichtet. LoG 


Die Etappen des Auseinanderfallens der An¬ 
tihitlerkoalition, des Spaltungsprozesses in seiner 
internationalen und nationalen Dimension und des 
Entstehens zweier deutscher Staaten sind allgemein 
bekannt und brauchen nur kurz erwähnt zu werden. 

Dem auf der Potsdamer Konferenz ins Leben 
gerufenen Rat der Außenminister kam es zu, die 
Friedensvertragsregelungen vorzubereiten. Tat¬ 
sächlich fand 1946 in Paris eine Außenministerkon¬ 
ferenz statt, auf der man sich über die Friedensver¬ 
träge mit Italien, Finnland usw. einigte. Die beiden 
folgenden Konferenzen im März 1947 in Moskau 
und im Dezember 1947 in London, wo man sich 
über die Regelung der deutschen Frage einigen 
wollte, scheiterten und fanden keine Fortsetzung. 

Im Jahre 1947 nahm die Konfrontation auch 
eine offen ideologische Form an, mit der die macht¬ 
politische Disziplinierung in jedem der beiden sich 
herausbildenden Lager motiviert wurde. Man baute 
auf beiden Seiten ... ideologische Schützengräben, 
in die infolge der fortschreitenden politischen Po¬ 
larisierung viele hineingedrängt wurden, die es gar 
nicht wollten. Dem McCarthyismus, der Kommu¬ 
nisten- und Demokratenverfolgung in den USA, 
entsprach in der Sowjetunion der Kampf gegen den 
Kosmopolitismus. Überall in den eigenen Reihen 
vermuteten beide Seiten Agenten bzw. eine Fünf¬ 
te Kolonne der jeweils anderen Seite, die man un¬ 
schädlich machen müsse. 

Die USA erzwangen schon in der ersten Hälfte 
des Jahres 1947 von den europäischen Staaten ih¬ 
res Einflussbereiches, die kommunistischen Minis¬ 
ter aus den Regierungen zu entfernen. Internatio¬ 
nale demokratische Organisationen wie der Welt¬ 
gewerkschaftsbund u. a. wie auch viele einheitliche 
demokratische Organisationen in einzelnen Län¬ 
dern wurden sodann 1948 im Geiste des Antikom¬ 
munismus gespalten. 

In den USA selbst wurde eine antikommunis¬ 
tische Hysterie und eine Hexenjagd gegen Leute 
entfacht, die einer unamerikanischen Tätigkeit ver¬ 
dächtigt wurden. Hierzu wurde eigens eine Kom¬ 
mission des amerikannischen Abgeordnetenhauses 
gebildet, die umfassende Untersuchungen durch¬ 
führte. Bezeichnend war die Kampagne gegen Hen¬ 
ry Wallace, Ende 1947 Gegenkandidat Trumans bei 
der Präsidentenwahl. Da er für die Fortsetzung der 
friedlichen Zusammenarbeit mit der Sowjetunion 
eintrat, verfolgten die Anhänger Trumans die Wahl¬ 
strategie, ihn „zu isolieren, indem man ihn in der 
öffentlichen Meinung mit den Kommunisten iden¬ 
tifiziert“. 136 

... Mit dem Marshallplan, dessen Konzept im 
Juni 1947 verkündet wurde, schufen sich die USA 
ein wirksames Instrument, die durch den Krieg an¬ 
geschlagene westeuropäische Wirtschaft aufzubau¬ 
en und sich dabei Einfluss zu sichern sowie den be¬ 
ginnenden kalten Krieg durch eine ökonomische 
Komponente zu erweitern. Die Sowjetunion, für die 
Molotow in Paris an einer Konferenz zur Konkreti¬ 
sierung dieses Planes teilnahm, wurde durch die ge¬ 
stellten Bedingungen veranlasst, von der Teilnahme 
am Marshallplan Abstand zunehmen, was „von den 
USA von vornherein einkalkuliert worden“ war. 139 

Schließlich war ja die Formierung der beiden 
Blöcke in vollem Gange, und eine Teilnahme der 
Sowjetunion am Marshallplan hätte diesen Prozess 
gegenstandslos gemacht. Der faktische Ausschluss 
der Sowjetunion zog nach sich, dass auch interes¬ 
sierte Länder wie Polen und die CSR aus vorweg¬ 
genommener Blockdisziplin die Marshallplan-Hilfe 
ablehnten. 

„Der Marshallplan seit 1949 kann auf den ersten 
Blick als Versuch interpretiert werden, die kriegs¬ 
zerstörten und desorganisierten europäischen 
Volkswirtschaften mit Dollarkaufkraft auszustat¬ 
ten, um sie gegen die kommunistische Gefahr 4 zu 
impfen und die westliche Allianz ökonomisch zu 
sichern. Er ist auf den zweiten Blick aber auch ein 
Projekt, um der amerikanischen Produktion ent¬ 
sprechende Absatzmöglichkeiten zu eröffnen und 
so die Konversionsschwierigkeiten von der Kriegs- 
zur Friedenswirtschaft zu erleichtern ...“^Den¬ 
noch, so meint Kleßmann, lag „die primäre Bedeu¬ 
tung des Marshallplans auf politischem und nicht 
auf wirtschaftlichem Gebiet“. 141 

Teils aufgrund der begonnenen Wirtschaftsblo¬ 
ckade des Westens gegen den Osten, teils aus dem 
ökonomischen Erfordernis engerer Zusammenar¬ 
beit beim wirtschaftlichen Wiederaufbau und teils 
als politische Reaktion auf den westlichen Mar¬ 
shallplan konstituierten die europäischen sozialis¬ 


tischen Staaten im Januar 1949 den Rat für Gegen¬ 
seitige Wirtschaftshilfe. 

Der Bruch der Antihitlerkoalition und die sich 
verschärfende Konfrontation hatten also zur Folge, 
dass es in West und Ost zu politischen, ökonomi¬ 
schen und sodann auch militärischen Blockbildun¬ 
gen kam, wobei der Westen immer wenigstens eine 
Nasenlänge voraus war und den Osten zum Reagie¬ 
ren zwang. Die sozialökonomische und politische 


Entwicklung im Osten und im Westen Deutschlands 
lief immer weiter auseinander. Während im Osten 
die sowjetische Besatzungsmacht meinte, den sozi¬ 
alökonomischen Inhalt der Potsdamer Beschlüsse 
konsequent durchführen zu müssen, und von die¬ 
ser Warte aus eine Neuordnung ganz Deutschlands 
(als Einheit) anstrebte, wich man im Westen davon 
ab und orientierte einerseits auf einen Zusammen¬ 
schluss der westlichen Besatzungszonen und ande¬ 
rerseits auf Isolierung und Ausschluss der sowje¬ 
tischen Besatzungszone, um ein Überschwappen 
der östlichen Reformen auf die Westzonen, wo der 
Nährboden dafür noch nicht ganz beseitigt war, zu 
verhindern. Dies war auch der Hintergrund dafür, 
dass im Juni 1947 die in München stattfindende 
Konferenz der Ministerpräsidenten der deutschen 
Länder praktisch zu einer Konferenz der Spaltung, 
der Ausgrenzung der Ministerpräsidenten der Ost¬ 
zone wurde. Als gesamtdeutsche Konferenz schei¬ 
terte sie daran, dass gegen das Verlangen der ost¬ 
deutschen Ministerpräsidenten, das Problem der 
deutschen Einheit zu behandeln, westlicherseits 
(so von den westlichen Besatzungsmächten, aber 
u.a. auch von Kurt Schumacher), ein Veto einge¬ 
legt wurde. 

Die westlichen Staaten, die erste Schritte ihres 
Zusammenschlusses taten, förderten die einseitige 
Westorientierung der westlichen Besatzungszonen 
Deutschlands und deren Einbeziehung in diesen 
Prozess. Unter der Vormundschaft der westlichen 
Besatzungsmächte liefen 1948 die Vorbereitungen 
auf die Bildung eines westdeutschen Separatstaa¬ 
tes auf Hochtouren. Die Londoner Sechs-Mächte- 
Konferenz der USA, Frankreichs, Großbritanniens 
und der Benelux-Staaten verabschiedete am 7. Juni 
1948 die sogenannten Londoner Empfehlungen, die 
auf die Bildung eines deutschen Weststaates orien¬ 
tierten, der als Basis für die Wiederherstellung der 
deutschen Einheit gedacht war. Die sowjetisch be¬ 
setzte Zone wurde ausgegrenzt und die wiederher¬ 
zustellende Einheit nur als Anschluss dieser Zone 
an den Weststaat, und zwar zu den Bedingungen des 
Weststaates, vorgesehen. 

Die ersten Schritte auf dem Wege zu einem se¬ 
paraten Weststaat waren im September 1948 die 
Bildung eines Parlamentarischen Rates der West¬ 
zonen, die Ausarbeitung eines Grundgesetzes und 
im April 1949 die Verkündung des „Besatzungssta¬ 
tutes zur Abgrenzung der Befugnisse und Verant¬ 


wortlichkeiten zwischen der zukünftigen deutschen 
Regierung und der Alliierten Kontrollbehörde“ aus 
der allerdings - was eben ein eklatantes Zeichen 
der vom Westen aus betriebenen Spaltung war - die 
alliierte Sowjetunion ausgeschlossen blieb. 

Bereits im Mai 1947 war mit der Schaffung des 
Bizonen-Wirtschaftsrates in Frankfurt am Main die 
Bizone aus amerikanischer und englischer Besat¬ 
zungszone gebildet worden, aus der dann die Tri- 
zone entstand, nachdem sich auch Frankreich nach 
einigem Zögern bereit erklärt hatte, seine Besat¬ 
zungszone anzuschließen. 

Ein wesentlicher Akt der Spaltung noch vor 
der Gründung der beiden deutschen Staaten war 
im Juni 1948 die Durchführung einer Währungs¬ 
reform in den westlichen Zonen, wodurch eine 
wichtige Grundlage der wirtschaftlichen Einheit 
Deutschlands zerstört, eine wichtige Grundlage 
fortschreitender kapitalistischer Restauration und 
eines nachfolgenden wirtschaftlichen Aufschwungs 


im Westen geschaffen wurde. Damit wurden die Plä¬ 
ne für eine gesamtdeutsche Währungsreform, deren 
Notwendigkeit im Osten wie im Westen unumstrit¬ 
ten war, begraben. 

Die spätere Behauptung, im Westen hätte man 
damals eine auf die Einheit Deutschlands gerich¬ 
tete Politik betrieben und die spätere DDR nie als 
Ausland behandelt, wird auch entkräftet, wenn man 
daran erinnert, was zur Bedeutung der westlichen 
Währungsreform ein prominenter CDU-Politiker, 
Johann Baptist Gradl, zu jener Zeit verkündet hat: 
„Von nun an verläuft zwischen den Westzonen und 
der Sowjetzone auch eine Währungsgrenze. Jen¬ 
seits der Währungsgrenze ist Ausland, Devisenaus¬ 
land.“ 142 Gradl vermittelt mit seiner Wortwahl ge¬ 
radezu den Eindruck der Freude und Genugtuung 
über den Vollzug dieses Aktes der Ausgrenzung der 
sowjetisch besetzen Zone. 

Eine besondere Zuspitzung erhielt die internati¬ 
onalisierte Konfrontation auf deutschem Boden, als 
die separate Währungsreform auf Westberlin aus¬ 
gedehnt wurde. All das geschah gegen Geist und 
Festlegungen von Potsdam. Die Sowjetunion, die 
sich brüsk herausgefordert sah und ohne Zweifel 
reagieren musste, reagierte unsinnigerweise mit ei¬ 
ner Blockade Westberlins mit dem Ziel, die getrof¬ 
fenen Maßnahmen rückgängig zu machen, was aber 
wiederum zur Folge hatte, dass die Westmächte in 
Anbetracht der Insellage eine Luftbrücke zur Ver¬ 
sorgung Westberlins eröffneten. Die Art der sowje¬ 
tischen Reaktion, die in erster Linie die Westberli¬ 
ner Bevölkerung traf, ließ sich hervorragend für die 
Verstärkung der antikommunistischen Kampagne 
und für die Vertiefung des Grabens zwischen West 
und Ost nutzen. Der Sowjetunion brachte die Blo¬ 
ckade einen großen Schaden an Einfluss und Anse¬ 
hen. Die Betroffenen waren nicht so sehr die West¬ 
mächte, die unter Druck gesetzt werden sollten, als 
vielmehr die Bevölkerung Westberlins, deren Be¬ 
findlichkeit von den Sowjets nicht in Rechnung ge¬ 
stellt und bei der damit eine ungeheure Sympathie 
für die USA erzeugt wurde. 143 

Die UdSSR erwies sich gegenüber den Prozes¬ 
sen der Spaltung mit ihren Mitteln und Methoden 
als hilflos. Anstatt die westliche Staatsbildung zu 
verhindern, wurde sie durch ihre Reaktion und de¬ 
ren Folgen geradezu gefördert. 

Vom Standpunkt der Wiederbelebung und des 
Neuaufschwungs der kapitalistischen Wirtschaft, 


das kann nicht geleugnet werden, war „die Wäh¬ 
rungsreform hinsichtlich ihres stimulierenden Ef¬ 
fekts für die Produktion ein durchschlagender Er¬ 
folg“. 144 In der sowjetischen Besatzungszone war 
man infolgedessen ebenfalls gezwungen, eine Wäh¬ 
rungsreform durchzuführen. Nunmehr bestanden in 
Deutschland zwei getrennte Währungen, die in den 
folgenden Jahrzehnten den Nährboden für immen¬ 
se und unkontrollierbare Währungsspekulationen 
zuungunsten der DDR bildeten. 

Der Alliierte Kontrollrat, der in Berlin als letz¬ 
tes Verbindungsglied gemeinsamer Deutschlandpo¬ 
litik verblieben war, hörte de facto auf zu bestehen. 
Die UdSSR zog ihren Vertreter aus ihm zurück. 

Während die Grundlinie westlicher Deutsch¬ 
landpolitik auf Separation angelegt war, rang man 
im Osten um den Erhalt der deutschen Einheit. Es 
wurde die Volkskongressbewegung ins Leben geru¬ 
fen, die nicht nur einen gesamtdeutschen Anspruch 
hatte, sondern zunächst auch gesamtdeutsch wirkte. 
Im Dezember 1947 versammelte sich in Berlin der 
erste Volkskongress, an dem neben 1761 Vertretern 
aus Berlin und der sowjetischen Besatzungszone 
464 Vertreter verschiedener politischer Parteien 
aus den Westzonen teilnahmen. Der zweite Volks¬ 
kongress im März 1948 beschloss die Bildung eines 
Deutschen Volksrates, dem neben 300 Vertretern 
aus dem Osten 100 aus dem Westen angehörten und 
dessen Vorsitzende Wilhelm Pieck (SED), Wilhelm 
Külz (LDP) und Otto Nuschke (CDU) waren. Von 
einer eventuellen sozialistischen Orientierung der 
Volkskongressbewegung, die möglicherweise An¬ 
lass für einen berechtigten Sonderkurs der westli¬ 
chen Besatzungszonen gegeben hätte, konnte keine 
Rede sein. 

Die militärische Blockbildung wurde mit der 
Gründung der NATO, des Nordatlantischen Ver¬ 
teidigungsbündnisses, im Jahre 1949 eingeleitet, ei¬ 
nes Militärbündnisses als Instrument des gegen die 
Sowjetunion gerichteten kalten Krieges. Der Über¬ 
gang des kalten in einen heißen, atomaren Krieg 
war hierbei wohl nicht angestrebt, aber zweifellos 
einkalkuliert, wie die einschlägigen Direktiven des 
amerikanischen Verteidigungsministeriums bele¬ 
gen. 

Die Gründung der Bundesrepublik am 7. Sep¬ 
tember 1949 und im erzwungenen Nachvollzug die 
Gründung der DDR am 7. Oktober 1949 waren das 
Ergebnis eines Prozesses, der vorwiegend internati¬ 
onalen Charakter trug, wie kenntlich gemacht wur¬ 
de. 

Der französische Publizist Alfred Grosser be- 
zeichnete „die Geburt der Bundesrepublik als Kind 
des Kalten Krieges und Zwillingsschwester des At¬ 
lantikpaktes“, mit der man sich entschied, „vor einer 
Wiederherstellung der nationalen Einheit zunächst 
eine Ideologiegemeinschaft gegen die im Osten ge¬ 
sehene Bedrohung zu schaffen“. 145 

Die Frage nach der historischen Berechtigung 
der Gründung der DDR und deren innerer Legi¬ 
timierung wie völkerrechtlichen Legitimation, die 
gerade heute, nach dem Zusammenbruch, seitens 
der Regierenden der BRD negativ beantwortet 
wird, musste damals aus einer historischen Zwangs¬ 
läufigkeit heraus beantwortet werden. So sehr die 
Gründungsväter der DDR diese als ein Provisorium 
betrachteten, gab es aufgrund der internationalen 
Machtinteressen und der internationalen Kräfte¬ 
konstellation wie auch aufgrund unterschiedlicher 
gesellschaftspolitischer Gegebenheiten bzw. Ziel¬ 
vorstellungen und der damit begründeten Ausgren¬ 
zung des Ostens im Gefolge der westdeutschen 
Staatsbildung keine Alternative zur Suche nach ei¬ 
ner eigenen Legitimation und zur Gründung eines 
eigenen Staates, unabhängig davon, ob dieser vom 
Westen anerkannt wurde oder nicht. 146 

Dass die Bundesrepublik von Anfang an eine 
größere historische Berechtigung und völkerrecht¬ 
liche Legitimität besessen hätte als die geschmähte 
DDR, wird nicht nur aus östlicher Sicht bezwei¬ 
felt. Wohl eher das Gegenteil war der Fall. Der Phi¬ 
losoph Karl Jaspers stellte 1966 fest: „Nach dem 
Willen der Alliierten wurden in der Bundesrepu¬ 
blik die alten Politiker wieder maßgebend, die da¬ 
für verantwortlich waren, dass die Deutschen sich 
dem Hitlerregime unterwarfen. Diese Politiker und 
die, die sich ihnen anschlossen, konstituierten die 
Regierung und prägten zu Anfang die Bundesre¬ 
publik. Sie sind nicht durch freie Entwicklung eines 
neuen politischen Lebens aus dem Volke hervor¬ 
gegangen, sondern faktisch uns aufoktroyiert, be¬ 
stätigt durch Abstimmung, in der es keine andere 
Wahl gab.“ 147 

Im Unterschied dazu gehörten konsequenter 
Antifaschismus, rigorose, wenn auch zu undifferen¬ 
zierte Abrechnung mit dem negativen Erbe deut¬ 
scher Vergangenheit und das auf alle Fälle ehrlich 
gemeinte Bekenntnis zur nationalen Einheit des 
Landes zu den Legitimationsgrundlagen der DDR. 

Harald Neubert, Europäische Nachkriegsordnung- 
West-Ost-Konflikt und deutsche Zweistaatlichkeit, 
Neue Impulse Verlag 2013,340 Seiten, 19,80 Euro 
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Ein Roman der Wahrheitssuche - 
Freiheit ist die andere Seite von Pflicht 

Zu Lutz Seilers erstem Roman „Kruso“ 


L utz Seiler hat sich einen Platz in 
der Literatur erobert, der von Ly¬ 
rik (siehe UZ vom 6. Februar 2004), 
Erzählungen (siehe UZ vom 23. April 
2010 ) und kluger Essayistik bestimmt 
wird. Sein Publikum war bisher über¬ 
schaubar. Mit seinem ersten Roman 
Kruso, umfangreich wie die berühmten 
Romane des 19. Jahrhunderts, wird sich 
das ändern. Werbung und Kritik haben 
sich seiner umfassend angenommen, 
unterschiedliche, teils divergierende 
Urteile gefällt, aber immer haben sie 
ihn gepriesen. Eine Besonderheit soll 
hier am Anfang hervorgehoben werden, 
ehe wir uns dem literarisch und philo¬ 
sophisch anspruchsvollem Werk nä¬ 
hern, denn sie ist eine Voraussetzung 
für das Verständnis des vielschichtigen 
Romans: Seilers Roman widmet sich 
umfangreich und in mehreren Spielar¬ 
ten dem Thema der Arbeit, der selbst¬ 
bestimmten und der fremdbestimmten. 
Von ihr aus wird alles entwickelt, Eds 
Weg wird vom „Heimweh nach Arbeit“ 
bestimmt. 

Ed, ein Student, der eigentlich Ed¬ 
gar Bendler heißt, geboren 1965, bricht 
Ende der achtziger Jahre sein Studium 
ab, lässt seine begonnene Abschluss¬ 
arbeit über Trakl und sein bisheriges 
Dasein hinter sich. Er kommt über den 
Tod seiner Freundin nicht hinweg, hat 
einen Selbstmordversuch abgebrochen 
und sucht ein anderes Leben. Auf Hid¬ 
densee schließt er sich einer verschwo¬ 
renen Gemeinschaft an, die unter der 
Anleitung des außergewöhnlichen Kru¬ 
so nach Wahrheit und Freiheit sucht 
und dabei nach eigenen Gesetzen lebt. 
Sie trägt Züge einer mythisch verbun¬ 
denen Bruderschaft, erinnert an die 
Tafelrunde von König Artus und die 
Gralsritter, an die Sozialutopie des Tho¬ 
mas Morus „Utopia“, die genannt wird. 
Das alles geschieht auf der säkularen 
Ebene eines Betriebsferienheims, des 
„Klausner“s auf dem Dornbusch auf 
Hiddensee. Zwanzig Jahre vorher, 1968, 
hatte bereits ein anderer im „Klausner“ 
Arbeit bekommen; der Historiker Dal- 
low aus Christoph Heins Erzählung 
„Der Tangospieler“ (1989), der nach ei¬ 
ner verbüßten Gefängnisstrafe sich neu 


zu orientieren beginnt, seiner Ruhelo¬ 
sigkeit zu entgehen versucht und gleich¬ 
zeitig den Widersprüchen der Zeit, dem 
Einmarsch der Truppen des Warschauer 
Paktes in der Tschechoslowakei, entflie¬ 
hen möchte: Auch er findet als Kellner 
Aufnahme im „Klausner“. Seiler scheint 
mit der Gestalt des Rimbaud, „Univer¬ 
sitätsdozent für Philosophie in Leipzig 
an der Pleiße“ (205), der ebenfalls im 
„Klausner“ bedient, an ihn zu erinnern. 

Ed trägt bei seinem Aufbruch eine 
Thälmannjacke, voller Stolz „in einem 
mythologischen Sinn“, sie bildet einen 
Rahmen: Er zieht sie wieder an als er 
seine Abreise von Hiddensee vorbe¬ 
reitet und Krusos Vermächtnis antritt. 
Kruso, die Titelgestalt des Romans, ist 
der heimliche Herrscher von Hidden¬ 
see und einer Gemeinschaft; sein Volk, 
vorwiegend „Schiffbrüchige“, die er vom 
„Klausner“, der „Arche“ aus betreut, 
sind „Rettungsschwimmer; Hausmeis¬ 
ter, Kellner, Tresenleute, Vogelberinger, 
Beiköche, Ab Wäscher, Küchengehilfen“ 
(164). Kruso trägt Züge des legendären 
Sänger Aljoscha Rompe (1947-2000) - 
ein Ahnherr der Band Rammstein -, 
der auf Hiddensee Strandkonzerte or¬ 
ganisierte. Der Adoptivvater Krusos - 
der bekannte Strahlenforscher der 
DDR Robert Rompe - tritt als Pro¬ 
fessor Rommstedt, Leiter der Strah¬ 
lenstation, im Roman auf. Kruso, der 
Sohn eines sowjetischen Generals und 
Adoptivsohn des politisch engagierten 
Physikers, ist eine charismatische, fast 
messianische Gestalt. Bereits in der ers¬ 
ten Begegnung spürt Ed diese geheim¬ 
nisvolle Kraft: Kruso führte ihn „wie 
einen Blinden über die Rampe ins In¬ 
nere des „Klausner“s. Er weist mit sei¬ 
nem Kurznamen Kruso auf Robinson 
Crusoe und seine einsame Insel hin, er 
möchte in Edgar seinen Freitag sehen, 
aber Ed ist kein Freitag, sondern erin¬ 
nert an Ulrich Plenzdorfs Edgar Wi- 
beau aus „Die neuen Leiden des jungen 
W.“ ein Kultwerk der DDR: Wie bei Wi- 
beau wurde auch für Ed eine Frau zum 
Schicksal, das schließlich durch Höhen 
und Tiefen der Gesellschaft führt. In 
beiden wirken sich in den individuellen 
Schicksalen soziale Beziehungen aus. 


Kruso verkörpert das Ideal, mit 
dem seit der Revolution von 1917 eine 
neue Gesellschaft errichtet werden 
sollte, und er steht für die Suche nach 
Wahrheit und Freiheit, deren Grund¬ 
lagen er seinen „Schiffbrüchigen“ in 
drei Tagen vermitteln will, um sie von 
sinnloser Flucht und anderem Fehl¬ 
verhalten abzuhalten: Die Mittel zur 
Freiheit seien „der ,Klausner 4 , die In¬ 
sel, das Meer“, die „zur Knechtschaft 
Valuta“. „Klausner“ bedeutet Arbeit. 
Kruso enthält sich der simplen Erklä¬ 
rung der Freiheit als Reisefreiheit und 
Freiheit im Kaufrausch. Er vertritt ei¬ 
nen Freiheitsbegriff, der mit Arbeit und 
Ordnung korrespondiert; nur gemein¬ 
sam ergeben sie die Möglichkeit eines 
sinnvollen, sozial verantwortungsbe¬ 
wusst gestalteten Lebens, wie es eine 
soziale Gemeinschaft benötigt. Aber 
wer sich aus dem Sozialen löst wird 
vom Unsozialen eingeholt; Kruso ver¬ 
sucht seiner Gemeinschaft und allen, 
die zu ihr stoßen, diese Einsicht zu ver¬ 
mitteln, scheitert aber schließlich. Seine 
Verbündeten erliegen dem Rausch der 
„Valuta, Geld aus dem Westen“. Statt 
die Freiheit zu suchen, glauben sie den 
„Trugbildern der Freiheit“; treffender 
sind die Vorgänge von 1989 nicht auf 
den Punkt zu bringen. - Wirkliche Frei¬ 
heit, so Kruso, „ist unbezahlbar. Und 
sie besteht in erster Linie aus Pflich¬ 
ten, verdammt, nicht aus Privilegien.“ 
Die entschiedene Bestimmung erin¬ 
nert an die Forderungen der europä¬ 
ischen Aufklärung und an Immanuel 
Kants kategorischen Imperativ, geisti¬ 
ge Grundlagen der Freiheit im europä¬ 
ischen Denken, die im Kaufrausch der 
Glitzerwelt untergegangen sind. Kru¬ 
sos Gemeinschaft zerfällt, ihre Vertre¬ 
ter geben jegliches Verantwortungsge¬ 
fühl preis und folgen den Verlockungen 
des Konsums. Kruso hofft auf die Rück¬ 
kehr der Entlaufenen und auf die Wir¬ 
kung seiner Überzeugungen, dass sie 
„die Täuschungen der Warenwelt“ er¬ 
kennen und zu ihm zurückkehren, um 
die Suche nach Freiheit und Wahrheit, 
Pflicht und Ordnung und sozialer Ge¬ 
meinschaft fortzusetzen. Krusos Ideal 
versagt; im Kampf mit Ed, von dem er 


sich verraten glaubt, wird Kruso ver¬ 
wundet. Seiner Aufgabe, die im Osten 
entworfene Freiheit in den Westen zu 
tragen, bleibt er aber verpflichtet. Des¬ 
halb wird er aus dem „Klausner“ auf 
der Tischplatte des Persotisches - der 
Tisch der Jünger oder der Artusrun¬ 
de - zum Strand getragen, „zum Zei¬ 
chen der Freiheit und zum Beweis, dass 
sie bereits hier, im Diesseits, zu erlan¬ 
gen war“ (419). Von Hiddensee wird 
Kruso in einem visionären, mythischen 
Geschehen auf einem sowjetischen 
Panzerkreuzer - vom Panzerkreuzer 
„Aurora“ ging die Oktoberrevolution 
aus - heimgeholt („Heimholung“) und 
verlässt das Geschehen wie ein geschei¬ 
terter, aber nicht wie ein besiegter sä¬ 
kularer Messias. Dass ein letztes Kapi¬ 
tel „Auferstehung“ folgt, verstärkt den 
Eindruck der Hoffnung. 

Der Roman lässt sich zum Teil als 
biografischer Roman Seilers lesen, am 
deutlichsten im „Epilog“, in dem Edgar 
seinen Bericht über die Toten des Mee¬ 
res liefert, wie Kruso es gewollt hatte 
(„Die Toten warten auf uns“). Aber 
man kann ihn auch teilweise als Zeit¬ 
roman Ende der achtziger Jahre lesen - 
der er nicht sein will, wie Seiler bei ei¬ 
ner Lesung im September 2014 im Ger- 
hart-Hauptmann-Haus auf Hiddensee 
betonte -, manchmal als Tagebuch eines 
neuen Lebensversuchs usw. Seine Be¬ 
sonderheit erhält der Roman durch das 
Auflösen gattungstheoretischer und in¬ 
haltsspezifischer Grenzen. Alle Versu¬ 
che, den Roman bestimmen zu wollen, 
scheitern an seiner Vielschichtigkeit, 
in der Realität und Traum, Utopie und 
Mythos sich fortwährend durchdrin¬ 
gen. Hiddensee ist die Ostseeinsel, aber 
auch ein Grenzland zwischen Traum 
und Wirklichkeit, der „„Klausner““ ist 
Gaststätte und Traumschiff in das Land 
der Phantasie, sein Aufwaschraum ist ri¬ 
tuelles Taufgelände für Wahrheits- und 
Lebenssucher sowie Ort eines undefi¬ 
nierbaren Grals, den alle suchen. Der 
Roman ist ein Roman der Wahrheits¬ 
suche nach einem sinnvollen Leben, 
in welchem sozialen und gesellschaft¬ 
lichen System man sich auch befindet. 
Gerade weil er in der Zeit des Zusam¬ 


menbruchs der DDR spielt, wird deut¬ 
lich, wie wenig er mit den konkreten 
Vorgängen zu tun hat, wie sehr er mit 
der überzeitlichen Suche nach Freiheit 
und Wahrheit zu tun hat. 

Ed trägt autobiografische Züge 
des Autors, ist aber nicht Lutz Seiler. 
Dass Seiler in seiner Kindheit und Ju¬ 
gend umgeben war vom Uranabbau 
bei Ronneburg - Gedichte Seilers 
(„pech & blende“, 2000) liefern da¬ 
von beredte Zeugnisse -, schlägt sich 
in Details des Hiddenseer Strahlenla¬ 
bors nieder. Aber: Als Ed im „Klaus¬ 
ner“ bereits am Abwaschbecken stand, 
ging Lutz Seiler planmäßig seinen Stu¬ 
dien nach und saß, um Grundbegriffe 
des Literarischen zu lernen, im Zir¬ 
kel schreibender Arbeiter der Leuna- 
Werke. Seiler weist literarische Bezie¬ 
hungen - Defoes „Robinson Crusoe“, 
Antonin Artaud und Georg Trakl zum 
Beispiel - in seinem abschließenden 
„Dank“ aus. Andere, wie Hans Hen- 
ny Jahnns „Die Nacht aus Blei“ und 
Rudolf Steiner „Die Philosophie der 
Freiheit“ (1894) muss der Leser er¬ 
schließen. 

Kruso hat sein Ideal von Freiheit 
und Wahrheit aus einer sozialen Ge¬ 
meinschaft bezogen. Versuche, sich 
ihr durch Flucht zu entziehen, hält er 
für den „falschen Weg“. Auf der Karte 
der Wahrheit, die auf dem Untergrund 
der Fahne der DDR die Umrisse Rü¬ 
gens, Hiddensees und der angrenzen¬ 
den Länder zeigt, sind auch die „Wege 
der Toten“ eingezeichnet, die auf ihrer 
Flucht ertrunken sind. Kruso wollte 
Menschen von der Sinnlosigkeit sol¬ 
cher Flucht überzeugen und sie für die 
„Freiheit“ gewinnen, indem man ihnen 
das „Maß der Freiheit“ beibringt: „... 
niemand muss fliehen, Ed! Niemand 
ertrinken.“ Ed versucht im „Epilog“ 
das Schicksal der ertrunkenen Flücht¬ 
linge zu dokumentieren; er folgt einem 
Auftrag Krusos und trauert um sie. 
Krusos Ansicht kann und will er nicht 
widerlegen. 

Rüdiger Bernhardt 

Lutz Seiler: Kruso. Roman. Suhrkamp 
Verlag Berlin 2014,483 S., 22.95 Euro 


Lesenswert 


Klaus Huhn 
Lügen wie gedruckt 

edition berolina 
144 Seiten, 9,99 Euro 


Harald Neubert 

Europäische Nachkriegsordnung 

Neue Impulse Verlag 
340 Seiten, 19,80 


Egon Krenz 

Herbst ’89 

edition ost 

504 Seiten, 19,99 Euro 





Klaus Huhn, politischer Publizist mit scharfer Feder und Autor 
vieler Publikationen zur DDR-Historiographie, macht sich seine 
Gedanken darüber, wie es um Dichtung und Wahrheit in den of¬ 
fiziösen Verlautbarungen bundesdeutscher Gegenwärtigkeit zu 
Mauerfall und Selbstabschaffung der DDR bestellt ist. Er zeigt in 
gewohnter Polemik, dass es die Meisten in ihren Verlautbarun¬ 
gen zur DDR mit der Wahrheit nicht so genau nehmen. 


Die Arbeiten des 2009 verstorbenen Historikers Harald Neubert 
zur Europäischen Nachkriegsordnung sollen helfen, das Notwen¬ 
dige aus den Erfahrungen des 20. Jahrhunderts zu lernen. Wir 
setzen mit Harald Neubert auf historische Wahrhaftigkeit, damit 
Nachgeborene Geschichte verstehen lernen, vermeidbare Fehler 
nicht wiederholen und sich von niemandem abhalten lassen, für 
eine wirklich friedliche, gerechte und sichere Welt zu kämpfen. 


Im Oktober 1989 sollte Egon Krenz in der DDR eine Wende einleiten. 
Doch das Staatsschiff trieb bereits kieloben. Nach 50 Tagen demissi¬ 
onierte der Staats- und Parteichef. Honeckers Rücktritt, die Öffnung 
der Grenze, Kohls Angebot, Gorbatschows Lavieren ... Krenz erlebte 
die rasanten Veränderungen an exponierter Stelle. Dieses einzigar¬ 
tige zeitgeschichtliche Dokument erscheint zum 25. Jahrestag des 
Mauerfalls neu, ergänzt um ein umfangreiches aktuelles Interview. 



Hannes Hofbauer 

Die Diktatur des Kapitals 

Promedia 

240 Seiten, 17,90 Euro 

Global agierende Kapitalgruppen, euphemistisch „Märkte“ ge¬ 
nannt, treiben Parlamente und Regierungen vor sich her. Die 
Wirtschaft steht längst nicht mehr im Dienste des Menschen. 
Die Logik der kapitalistischen Akkumulation wird als einzig zu¬ 
lässige akzeptiert, nach der sich Gesellschaft zu richten hat. Da¬ 
mit herrscht eine Diktatur des Kapitals, die von ihren Ideologen 
als „liberale Demokratie“ definiert wird. 


Vladimiro Giacche 

Anschluss 

Die deutsche Vereinigung und 
die Zukunft Europas 
Laika Verlag 
168 Seiten, 22 Euro 

Die Folgen der Vereinigung - fast völlige Deindustralisierung der 
DDR, Verlust von Millionen Arbeitsplätzen und bis heute andau¬ 
ernde Massenauswanderung - waren keineswegs zwangsläufig, 
sondern Ergebnis bewusster, interessengeleiteter Entscheidun¬ 
gen, beginnend mit der Währungsunion, der überstürzten Ein¬ 
führung der D-Mark in der DDR. Ähnliches zeigt sich heute in 
den »peripheren« Mitgliedsstaaten der EU. 


Mathias Bröckers, Paul Schreyer 
Wir sind die Guten 

Ansichten eines Putinverstehers oder 
wie uns die Medien manipulieren 
Westend 

208 Seiten, 16,99 Euro 

Was geht Deutschland die Ukraine an? Und wie kommt es, 
dass ein gescheitertes Abkommen mit der EU zu einer der ge¬ 
fährlichsten Krisen geführt hat, die Europa in den vergangenen 
Jahrzehnten erlebte? Alles Putins Schuld? Oder ist die Wahr¬ 
heit hinter diesem Konflikt, der nun den Frieden eines ganzen 
Kontinents bedroht, doch komplexer? Und welche Rolle spielen 
eigentlich die Medien? 
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Keine Chance dem Militär, 
den Militaristen und ihren Propagandisten! 


Von der Berliner Antikriegskonferenz 2014 



Demonstration der Friedensbewegung am 4. Oktober vor dem Bundestagsgebäude 


D en 3. Oktober im Berliner Haus 
der Demokratie bestimmten der 
125. Geburtstag Carl von Os- 
sietzkys und der dazu ausgerufene „Tag 
der Wahrheit - Ehrliche Journalisten 
verweigern den Kriegstreiberdienst“ 
Der Brückenschlag aus der Ossietz- 
ky-Matinee von Eckart Spoos Zwei¬ 
wochenschrift zu den nachfolgenden 
Foren der „Antikriegskonferenz2014“ 
gelang. Gerührt und doch ruhelos ging 
Laura von Wimmersperg am Tag ihres 
„80.“ auf Matinee-Wünsche ein und 
berichtete aus der unermüdlichen Ar¬ 
beit „ihrer“ Friedenskoordination, die 
seit 34 Jahren - inzwischen unter stark 
veränderten Bedingungen - in Berlin 
wirkt. Da war ihre Sorge, die Beteili¬ 
gung zum bevorstehenden Aktionstag 
gegen Drohnen am Reichstagsgebäude 
könne zu schwach ausfallen, durchaus 
ein Thema. Ossietzky-Mitherausgeber 
Rolf Gössner hob insbesondere die 
Digitalcourage von Edward Snowden 
hervor, einen Kronzeugen, den die of¬ 
fizielle Politik von Merkel bis Gauck 
nachhaltig zu ignorieren sucht. Göss¬ 
ner hat die auch auf Snowden-Aus- 
sagen beruhende Strafanzeige wegen 
Massenüberwachung und globaler 
Datenspionage gegen Geheimdienste 
und Bundesregierung mitverfasst. Die 
einzig funktionierende demokratische 
Kontrolle über demokratiewidrige Ge¬ 
heimdienste könne nur in deren voll¬ 
ständiger Auflösung bestehen, wieder¬ 
holte er später noch einmal vor Konfe¬ 
renzteilnehmern. Als Gastreferent der 
Matinee thematisierte Rudolph Bauer 
die militanten Think-Thank-Strategi- 
en der Bertelsmann-Stiftung und des 
praktisch tief ausgreifenden Güterslo- 
her Konzerns. 

Nachmittags der direkte Auftakt 
zur Antikriegskonferenz. Jörg Wollen¬ 
berg, Bremen, beleuchtete geschicht¬ 
liche Alternativen der deutschen 
Arbeiterbewegung: Anprangerung 
oder Kriegsverführung. Dem rechten 
„Burgfrieden“-Lager von 1914 stan¬ 
den früh ausgegrenzte antimilitaristi¬ 
sche Kritiker gegenüber: die Intellek¬ 
tuellen Ossietzky, Erich Mühsam (am 
5.12.1914 an Karl Liebknecht: „Glück¬ 
wunsch zu Ihrer mannhaften Demons¬ 
tration im Reichstag“) oder Walter Fa¬ 
bian. Als Autor zur „Kriegsschuldfrage“ 
im Auftrag der Liga für Menschenrech¬ 
te und der Deutschen Friedensgesell¬ 
schaft hielt Fabian 1925 der Weimarer 
Republik ihre Lebenslüge vor. (Was 
Christopher Clark für 2014 nicht hin¬ 
derte, eine fragwürdige Variante über 
quasi hineingeschlitterte europäische 
„Schlafwandler“ zu publizieren.) Nie¬ 
mand im „Führerkreis“ der freien Ge¬ 
werkschaften (ADGB) fand Anfang 
1933 eine antifaschistische Alternative 
zum katastrophalen Weg in die orga¬ 
nisatorische Selbstpreisgabe und Zer¬ 
schlagung. Bei seinen Ansätzen 1945 
zu einer neuen Gewerkschaftspolitik 
scheiterte Metallgewerkschafter Otto 
Brenner, ein international denkender 
Verehrer Rosa Luxemburgs. In Funk¬ 
tionärskreisen war es verpönt, an die 
unabhängige und marxistisch gepräg¬ 
te Tradition der Pazifisten, Sozialisten 
und Kommunisten anzuknüpfen. Die 
tolerierenden DGB-Positionen heute 
sind u. a. darauf aus, Arbeitsplätze in 
der exportierenden Rüstungsindustrie 
zu sichern. Aus „Nie wieder Krieg“ ist 
längst „Nie wieder Krieg ohne uns“ ge¬ 
worden. 

Kriegsvorbereitungen und -Unter¬ 
stützung an den russischen Grenzen 
sind das Letzte, was wir in Deutsch¬ 
land und Europa brauchen, kommen¬ 
tierte Matthias Jochheim, IPPNW, 
den herausfordernden Spektakel des 
bürgerlichen Mainstreams. Während 
authentische Informationen als Frie¬ 
densaufgabe komplett ausgespart blei¬ 
ben, kommt Kriegsministerin von der 
Leyen mit Luna-Drohnen der Bundes¬ 
wehr zu Wort. Sie sollen die „Waffenru¬ 
he“ in der Ostukraine überwachen. Das 
erfordert auch „Mittel für höhere Ver¬ 
teidigungsaufgaben“, doch immer mehr 


Bundeswehr-Soldaten verweigern den 
Dienst im Auslands-Einsatz. 

Mit der „Wirtschafts-NATO“ wie 
das umstrittene Freihandelsabkom¬ 
men TTIP in salopp-interner Selbst¬ 
charakterisierung heißt, beschäftigte 
sich der interventionistische Philosoph 
und Publizist Werner Rügemer, Köln. 
NATO und Marshallplan wurden als 
US-Instrumente im Kalten Krieg bei¬ 
nahe gleichzeitig, durchaus mit demsel¬ 
ben Ziel gegründet. Wie der weltweite 
Führungsanspruch der USA gegenüber 
umworbenen Partnern funktioniert, 
zeigt sich beim Ukraine-Konflikt, wo 
die EU-Konkurrenz ausgestochen und 
für die geheimdienstlich schon selber 
vorbereitete Länder-Übernahme (un-) 
gewisse Marktprivilegien versprochen 
wurden. Militärische Absicherung - 
mit einem Ring um Rußlands Gren¬ 
zen - gehört ebenso dazu wie „Säube¬ 
rungsaufträge“ für Kollaborateure im 
Inneren. Sie sollen zivilgesellschaftli¬ 
che Gegenkräfte (Kommunisten, Ge¬ 
werkschafter, russische „Separatisten“) 
ausschalten oder zumindest schwächen. 
Selbst der Merkel-Regierung wurde 
der militärische Hebel zur Gestaltung 
der wirtschaftlichen Globalisierung 
deutlich gemacht. Es wurde begreifbar, 
dass die Mitgliedschaft in der NATO 
allemal wichtiger ist als die Mitglied¬ 
schaft in der EU. 

Rolf Gössner und dem von ihm zi¬ 
tierten Freiburger Historiker Josef Fo- 
schepoth zufolge wird die Bundesrepu¬ 
blik unter allen EU-Staaten digital am 
stärksten überwacht, wobei die neue 
mögliche Quantität auch eine neue 
Qualität der Überwachung unter Um¬ 
gehung des Grundgesetzes schafft. Die 
1963 zwischen NATO und BRD getrof¬ 
fene Sondervereinbarung ermöglichte 
den stationierten NATO-Staaten die 
legale Überwachung bis 2013. Inzwi¬ 
schen befinden wir uns in einem glo¬ 
balen Informationskrieg, in dem digita¬ 
le Überwachung und Intervention eine 
Symbiose eingehen. 

Ob dies auch zu einer eingeschränk¬ 
ten Souveränität der Bundesrepublik 
führt, wie der Schriftsteller Wolfgang 
Bittner aus Göttingen meinte, bleibt 
angesichts dieser kriegstreibenden Tat¬ 
sache der NATO-Partner dahingestellt. 
Bittners Blick richtete sich auf die von 
den USA und europäischen Ländern 
destabilisierten Staaten Afghanistan, 
Irak und Lybien, die durch Eskalati¬ 
on und Militarisierung ins Chaos ge¬ 
stürzt wurden. Dies zeige deutlich, wo 
die Ursachen der Flüchtlingsströme 
nach Europa liegen. Das gleiche trifft 
auf die Ukraine zu, wo inzwischen über 
3000 Menschen russischer Nationalität 
erschossen, verbrannt oder erschlagen 
wurden. 

Die Linksfraktion-Bundestagsab- 
geordnete Ulla Jelpke war gerade erst 
von einer Nahostreise zurückgekehrt. 
Sie berichtete über die Not syrischer 


Flüchtlinge und die unmittelbare Ge¬ 
fahr eines neuen Massakers an Kurden 
in Kobani. Die dringend notwendige 
Unterstützung der Menschen bei der 
Verteidigung des syrisch-kurdischen 
Grenzgebiets Rojava muß auch Hil¬ 
fe für deren Familienangehörige ein¬ 
schließen, leider sind wir dazu noch 
zuwenige. 

Der IALANA-Anwalt Otto Jäckel 
beschäftigte sich mit dem System kol¬ 
lektiver Sicherheit als verfassungs- und 
völkerrechtskonforme Alternative zur 
„realpolitischen“ Konfrontationspoli¬ 
tik. Die Internationale Liga für Men¬ 
schenrechte klagt gegen die Bundes¬ 
regierung wegen der fortdauernden 
Starterlaubnis für US-Kampfeinsätze 
etwa von der Luftwaffenbasis Ram- 
stein aus. Gemäß Artikel 36 Absatz 3 
der UN-Charta sei das ein strafbar un¬ 
terlassenes Handeln. RAV- Anwalt Vol- 


Im Zentrum unserer Antikriegskonfe¬ 
renz stand, auf all das aufmerksam zu 
machen und für all das zu sensibilisie¬ 
ren, was gegenwärtig an neuen Formen 
imperialistischer Kriegsvorbereitung 
und Kriegsführung der Fall ist. Die um¬ 
fassenden Bestrebungen zur Herstel¬ 
lung von imperialer Normalität müssen 
öffentlich gemacht werden, um ihnen 
die Stirn bieten zu können. In einem 
nächsten Schritt wollen und werden wir 
die sachkundigen Analysen und kriti¬ 
schen Erkenntnisse bündeln und in ei¬ 
nen theoretischen Zusammenhang brin¬ 
gen. Wenn es uns darüber hinaus gelin¬ 
gen sollte, die vielfältigen existierenden 
Friedensaktivitäten zusammenzuführen, 
wird dies dazu beitragen, die gemeinsa¬ 
me praktische Gegenwehr wirkungsvol¬ 
ler zu machen. 

Es hat Methode, dass die bürgerli¬ 
chen „Leitmedien“ die Aufmerksam¬ 
keit der Menschen gerade im Jahr 2014 
auf Muster der Weltkriege 1914-18 und 
1939-1945 orientieren, um in infamer 
Weise abzulenken von der völlig neu¬ 
en Kriegsmaschinerie und Propaganda 
des Digitalen Zeitalters. Wir sollen uns 
alle harmlos an neue militärische Kon¬ 
zepte und militärtechnische Instrumente 
gewöhnen. Zu den klassischen Ausein¬ 
andersetzungen von Staaten gegen Staa¬ 
ten und Blöcken gegen Blöcke sind heu¬ 
te u. a. Kriegsallianzen unter Einschluss 
der Bundesrepublik, so genannte asym- 
metische Kriege und geheimdienstliche 
Unterwanderungen gekommen. Im Vi¬ 
sier stehen angebliche Schurkenstaaten 
oder zweckdienliche Terroristen, weil 
sich sonst zeigen würde, dass die NATO 
überflüssig ist. Von den USA und ihren 
Vasallen, nicht zuletzt von der Regierung 


ker Eick, der auch als exzellenter Droh¬ 
nenexperte aufklärte, vermutet im 
Raum Stuttgart eine weitere geheimge¬ 
haltene Basis und verwies auf das steu¬ 
ernde Zentrum Luftoperationen der 
Bundesluftwaffe in Kalkar. Da schon 
die Vorbereitung eines Angriffskrieges 
völkerrechtlich unter Strafe gestellt ist, 
ergäben sich für eine erstarkende Frie¬ 
densbewegung wirksame Ansätze, so 
Jäckel. Wenn es zutrifft, dass Jagdflug¬ 
zeuge der ukrainischen Luftstreitkräf¬ 
te ursächlich am Abschuss der malay¬ 
sischen Verkehrsmaschine (Flug MH 
77) über der Ostukraine beteiligt wa¬ 
ren, dann wollen wir auch wissen, ob 
dieser militärische Angriff gegen ein 
ziviles Linienflugzeug mit der Bundes¬ 
regierung abgesprochen war. Einmal 
mehr wäre die NATO dann der Lüge 
überführt. 

Hilmar Franz 


der Bundesrepublik, werden die neomi¬ 
litaristischen Kriegsgreuel inszeniert und 
organisiert. Am Beispiel von IS ist das 
offenkundig. Zunächst haben die USA 
den so genannten Islamischen Staat mit 
Geld und Waffen aus- und aufgerüstet. 
So schufen sie sich ihr Alter Ego, mit 
dem sie die Welt in Schrecken setzen und 
auf das sie nun schießen und Bomben 
werfen. Unser Bewusstsein soll mit einer 
Vorstellung von Welt vernebelt werden, 
welche mit der Realität nichts zu tun hat 
und welche die tatsächlichen Verbrecher 
als humane Retter erscheinen lässt. Das 
ist pervers und paradox. Nur wenn man 
genau hin schaut, kann man erkennen, 
wie Kriege inszeniert werden und wer 
die Strippen zieht. 

Als Pazifistinnen und Pazifisten sind 
wir Realisten. Wir wollen und müssen 
daher konkrete Schritte unternehmen 
und uns gegen ein System zur Wehr 
setzen, das zum Ziel hat, dass wir alle 
blöd gemacht und verheizt werden. Wir 
können in selbstorganisierten Zusam¬ 
menhängen aufklären und eine wissen¬ 
schaftliche Weitsicht thematisieren, die 
über den Krieg hinaus reicht. In Lehre, 
Forschung und beim Voneinanderlernen 
soll einer anderen, friedlichen Welt der 
Weg geebnet werden. Wir sind Realisten; 
uns geht es nicht darum, ein Wölkenku¬ 
ckucksheim zu schaffen. Konflikte wird 
es auf der Welt weiterhin geben, und sie 
müssen auch ausgetragen werden. Die 
Frage ist nur, mit welchen Mitteln das 
geschehen soll, ob mit Gewalt oder mit 
Methoden der Kommunikation, der Me¬ 
diation, des solidarischen Handelns, der 
Diplomatie und im Sinne kollektiver 
Sicherheit. Wir gehen aus dieser Kon¬ 
ferenz mit einem gewissen Optimismus 


AKK 

Vom 3. bis 5. Oktober wurde die dis¬ 
kussionsfreudige „Antikriegskonfe- 
renz Berlin2 0i4“ von einer Initiative 
gleichen Namens (AKK) veranstal¬ 
tet. Dieses freie und politisch un¬ 
abhängige Forum von Frauen und 
Männern, jüngeren wie älteren aus 
Wissenschaft und Publizistik - in¬ 
terdisziplinär, kritisch, antimilitaris¬ 
tisch - wandte sich an Werktätige 
und Gewerkschafter, Eltern und Pä¬ 
dagogen, Schüler, Studierende und 
Wissenschaftler, Kulturschaffende 
und Medienleute, an Hartz-IV-Bezie- 
hende sowie an Rentner. Als Förderer 
wirkten das Bremer Friedensforum, 
der Wissenschaftliche Beirat von at- 
tac und die IPPNW - Deutsche Sekti¬ 
on der Internationalen Ärzte für die 
Verhütung eines Atomkrieges, Ärzte 
in sozialer Verantwortung e.V. mit. 
Hinzu kamen ideelle Unterstützen 
Die Anstifter e.V.; IALANA - Interna¬ 
tionale Vereinigung gegen Nuklear¬ 
krieg, Juristen gegen atomare, bio¬ 
logische und chemische Waffen, für 
gewaltfreie Friedensgestaltung; die 
Internationale Liga für Menschen¬ 
rechte; eine gemeinnützige Friedens¬ 
stiftung; das Bremer Nahostforum; 
die Naturwissenschaftler-Initiative 
Verantwortung für Friedens- und Zu¬ 
kunftsfähigkeit sowie der Republi¬ 
kanische Anwältinnen- und Anwäl¬ 
teverein RAV. Die im Verlag 8. Mai 
erscheinende Zeitschrift Melodie & 
Rhythmus war Medienpartnerin. 

Stichworte für Vorträge, die um¬ 
fassender informieren und die Be¬ 
reitschaft zum antimilitaristischen 
Widerstand möglichst aktiv anregen 
wollten, waren unter anderen: Com¬ 
puterspiele als virtuelles Schlacht¬ 
feld, die kriegerische Instrumen¬ 
talisierung der Populärkultur, die 
Herstellung imperialer Normalität 
in Lehrbüchern, die militärisch ins¬ 
trumentalisierte Forschung an Uni¬ 
versitäten und Hochschulen, die „zi¬ 
vil-militärische Zusammenarbeit“. 
Skandalisiert wurde, wie die Bundes¬ 
wehr Freiwillige mit Hochglanz-Kar¬ 
riereversprechungen an und in den 
Schulen, im Internet, bei den Arbeits¬ 
agenturen ködert. Das „Kriegshand¬ 
werk“ wird privatisiert („Blackwa- 
ter“) und automatisiert (Killerdroh¬ 
nen und -roboter). Der Militarisierung 
und immer aggressiveren Kriegfüh¬ 
rung nach außen, global, selbst als 
„Freihandel“-Diktat im Dienst der 
imperialistischen „Geopolitik“, ent¬ 
spricht die Militarisierung der Ge¬ 
sellschaften nach innen. Neben der 
Polizei und dem Gesundheitswesen 
sind u.a. das Deutsche Rote Kreuz 
und das Technische Hilfswerk mili¬ 
tärisch eingebunden und als Teil der 
Kriegsmaschinerie in die Pflicht ge¬ 
nommen. Die Angst, die mit der ver¬ 
dachtsunabhängigen Überwachung 
des Internetverkehrs geschürt wird, 
soll das„Schmieröl“ imperialistischer 
Staatensysteme sein. 


nach Hause: in unsere Betriebe und La¬ 
bors, in die Schulen und Universitäten, in 
die Nachbarschaften und Vereine. Krieg, 
Waffengewalt, Rüstung und Militärein¬ 
sätze im In- und Ausland komplex zu 
analysieren und öffentlich zu machen, ist 
ein ernstes Anliegen und dringend not¬ 
wendig. Hier, bei unserer Konferenz, hat 
es sich aber auch erwiesen, dass es Mut 
und Spaß machen kann, unter Gleich¬ 
gesinnten sich zu verständigen und die 
notwendige Kraft zu sammeln für die 
gemeinsamen Aufgaben. 

*Rudolph Bauer,war bis 2002 Professor für 
Sozia Ipädagogik/Sozialarbeitswissenschaft 
an der Universität Bremen. Er ist wissen¬ 
schaftlicher und literarischer Autor, Essay¬ 
ist, Publizist und Bildender Künstler und im 
Bremer Friedensforum aktiv. 


Fazit 

Rudolph Bauer, Mit-Organisator und Referent der 
„Antikriegskonferenz Berlin2 014“ 
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Widerständige Mieter 

Der Kampf um ihre Siedlung eint die Menschen am Duisburger Zinkhüttenplatz 




S eit inzwischen drei Jahren kämpft 
die Duisburger „Bürgerinitiative 
Zinkhüttenplatz“ um den Erhalt 
ihrer Wohnsiedlung mit ihren 400 gut 
erhaltenen und bezahlbaren Wohnun¬ 
gen, an deren Stelle ein Factory Outlet 
Center (FOC) mit einer Verkaufsflä¬ 
che von 30 000 Quadratmetern ent¬ 
stehen soll, wenn es nach dem Willen 
einer Duisburger Rathausallianz geht. 

In den drei Jahren hat die Initiati¬ 
ve, nun noch mit 150 entschlossenen 
Mieterinnen und Mietern aktiv, meh¬ 
rere Dinge an das Ficht der Öffent¬ 
lichkeit gebracht, die zum einen zei¬ 
gen, dass eine Genehmigung für ein 
solches Vorhaben nahezu aussichtslos 
ist und zum anderen deutlich machen, 
dass die unter kommunaler Finanz¬ 
aufsicht stehende Metropole in ihrem 
Ringen um Investoren nahezu alterna¬ 
tivlos immer wieder in die Fänge win¬ 
diger Investoren gerät und dabei zu¬ 
nehmend innerhalb der Bevölkerung 
an Glaubwürdigkeit einbüßt. 

Zunächst macht die unmittelba¬ 
re Nähe des betroffenen Areals zum 
Chemiekonzern Grillo Werke AG eine 
Neuansiedlung etwaiger Bauvorhaben 
zum juristischen No-Go. Der Abstan¬ 
derlass und seine „Seveso2“-Verord- 
nung erfordern einen Mindestab¬ 
stand bei allen Neubauvorhaben von 
mindestens 800 Metern, das Areal 



liegt keine 100 Meter entfernt. Die 
Bürgerinitiative kündigt seither eine 
Normenkontrollklage vor dem OVG 
Münster an, falls es zu einer Bauge¬ 
nehmigung kommen sollte. 

Schon vor zwei Jahren hatte die 
Bürgerinitiative nach eingehenden 
Recherchen öffentlich gemacht, dass 
der mutmaßliche Investor pleite ist 


und in Folge dessen mit vier Haftan¬ 
ordnungen belegt wurde. 

Hinzu kommen schwerwiegende 
Probleme mit der Verkehrssituation: 
Der gesamte Duisburger Norden, jetzt 
schon im täglichen Verkehrschaos ver¬ 
sinkend, würde sich bei einer Geneh¬ 
migung einem verkehrstechnischen 
Supergau ausgesetzt sehen, auf des¬ 
sen Lösung die Gutachten bislang kei¬ 
ne zufriedenstellende Fösung finden 
konnten. 

Trotz aller Unzulänglichkeiten hält 
und hielt die Stadt Duisburg, allen vo¬ 
ran die Duisburger Rathausparteien 
lange, blind auf ein Wunder hoffend 
und auf dem Rücken der betroffenen 
Bewohner, an den Planungen fest. 

Seit dem 30. Juni dieses Jahres soll 
es laut Stadt eine Ausstiegsklausel aus 
den laufenden Verträgen mit den so¬ 
genannten Investoren geben über die 
nun der Rat am 29. September erneut 
entscheiden sollte. Die frohlockende 
Empfehlung der Verwaltung: Wei¬ 
ter machen! Ein neuer Mann an der 
Spitze der FOC Planungsgesellschaft 
Douvil GMBH solle nun angeblich 
der Heilsbringer sein. Er habe, laut 
Verwaltung 1,5 Millionen Euro auf ein 
Konto der Stadt eingezahlt, von dem 
nun die laufenden unfertigen Gutach¬ 
ten, insbesondere das Störfallgutach¬ 
ten zum Abschluss gebracht werden 
sollen. Eine echte Liquidität ist auch 
über den neuen Mann an der Spitze 
des durchaus als angeschlagen gelten¬ 
den Unternehmens nicht transparent 
nachvollziehbar. Ein bekannter Wirt¬ 
schaftsexperte aus Duisburg, Dr. Ri¬ 
chard Wittsiepe, wird nicht müde, die¬ 
ses Gesellschafter-Konsortium als rei¬ 
ne Briefkastenfirma darzustellen und 
warnt, scheinbar ungehört vor einer 
weiteren Vertragsverlängerung. 

Ungeachtet dessen hat der Rat 
am 29.9. mit einer satten Mehrheit 
aus CDU und SPD, bei einer Enthal¬ 
tung der Linkspartei und einem klaren 
„Nein“ von Grünen und einem Partei¬ 
enbündnis aus Piraten, SGU und Bür¬ 
gerlich Liberalen, einer Verlängerung 
von zwei Jahren zugestimmt. Man gibt 
sich zuversichtlich und fabuliert noch 
für das Jahr 2015 einen Baubeginn des 
Vorhabens herbei. 

★ 

Bezeichnet man diese dreijährige Pla¬ 
nungspleite als Skandal, so trifft es si¬ 
cher grob das Bisherige, man würde 
aber unterschlagen, dass eben dieser 


Skandal bezeichnend ist für das was 
man als „ Aus und Nebenwirkungen 
einer neoliberalen Stadtentwicklung“ 
subsummieren könnte und was be¬ 
zeichnend ist, für das was so oder so 
ähnlich in vielen bundesdeutschen 
Städten in Zeiten knapper Kassen an 
der Tagesordnung ist. 

Duisburg ist eine Stadt, die uner¬ 
müdlich dabei ist sich als Teil des soli¬ 
darischen Zusammenlebens abzuschaf¬ 
fen und dabei mehr oder minder gegen 
die eigenen Bewohner zu Felde zieht. 
Der Skandal am Zinkhüttenplatz ist da¬ 
bei symptomatisch. Verdrängung und 
Vertreibung, Massenabrisse von gut 


erhaltenem Wohnraum, Hetze gegen 
Flüchtlinge und der menschenverach¬ 
tende Umgang mit Zuwanderern aus 
Süd-Ost-Europa scheinen Leitmotiv in 
der derzeitigen Rathauspolitik zu sein. 
Wie es um die einstmalige Montan- 
Metropole bestellt ist, zeigt schon der 
Zustand der hiesigen Linksfraktion, 
die seit Jahren in einer Kooperati¬ 
on mit SPD und Grünen im Rathaus 
mitregieren und dabei in eine völlige 
Politiklosigkeit gesunken ist. Sie nickt 
inzwischen jede Sparschweinerei mit 
ab und unterlässt nichts, um Opposi¬ 
tion aus den eigenen Reihen kalt zu 
stellen. 


So wurde jetzt, vor wenigen Tagen, 
der alte, mit den Zinkhüttenbewoh¬ 
nern solidarische Kreisvorstand mit 
knapper Mehrheit abgewählt. 

Dass die Duisburger „Die Linke“ 
in Sachen Stadtentwicklung inzwi¬ 
schen offenbar von den Ratskolle¬ 
gen der Grünen links überholt wird, 
scheint hier keine Beachtung zu fin¬ 
den. Offensichtlich wird hier die Hoff¬ 
nung genährt, dass es mit dem neu¬ 
en Rat wieder ein neues „Rot-Rot- 
Grünes“ Bündnis geben könnte. 

Schaut man sich die Fotos vom 
drei Jahre währenden, entschlosse¬ 
nen Widerstand der Betroffenen an, 
so möchte man entzückt lächeln. Bun¬ 
te Bilder von kreativem Widerstand, 
der so manchem linksradikalem Ak¬ 
tivisten die mangelnde und doch so 
notwendige, fehlende Nachhaltigkeit 
vor Augen führen dürfte. 

Die Aussage eines von außen 
schauenden Aktivisten: „Die sind ja 
echte Wadenbeisser, die Zinkis“, zeigt 
zum Einen die Distanz zu den Kämp¬ 
fen, die Linke eigentlich ihr Eigen 
nennen und zum Anderen die Hart¬ 
näckigkeit der eigentlich Betroffenen 
und ihre Fähigkeit zum ausdauernden 
Widerstand. 

★ 

Der Kampf um die Zinkhüttensied¬ 
lung zeigt einmal mehr, dass die lin¬ 
ke Bewegung sich deutlich mehr und 
intensiver in die vielen kleinen und 
großen Kämpfe einmischen muss. 
Der Skandal am Zinkhüttenplatz 
ist kein Zufall, sondern folgerichti¬ 
ges Symptom einer kapitalistischen 
Gesellschaft, die aufgrund finanziel¬ 
ler Probleme in Zahlungsnot gerät. 
Diese Konflikte und Kämpfe müssen 
von Linken zugespitzt und nachhaltig 
unterstützt werden. Für etwas Ande¬ 
res braucht es keine Linke. Die Par¬ 
tei die Linke hat sich in Duisburg als 
unbrauchbar erwiesen und etabliert 
sich mehr und mehr zum politischen 
Gegner ihrer eigenen Programmatik. 

Sylvia Brennemann 

(Unsere Gastautorin ist Sprecherin der 
„ Bürgerinitiative Zinkhüttenplatz “) 


Siehe auch: 

www.mattern-duisburg.de 

https://www.facebook.com/buer- 

gerinitiative.zinkhuettenplatz 



Bild unten: 

Rechts im Bild der Duisburger 
OberbürgermeisterSören Link, SPD 
Fotos: 

Horst Niewrzol, Helmut Mattem, 
Jürgen Kassel, Klaus Peter Windrich 






























14 Freitag, 10. Oktober 2014 


Anzeigen 


unsere zeit m 


„Brüder, zur Sonne, zur Freiheit“. 

Unser Genosse 

Joachim Wiebusch 

lebt nicht mehr. 

Er starb nach schwerer Krankheit am 28. 9. 2014 im Alter von 57 
Jahren. 

Mit Joachim verlieren wir einen aktiven und verantwortungsvollen 
Genossen. Beim UZ-Verkauf, in der Friedensbewegung und in der 
Bündnisarbeit war er immer ein mobilisierender Genosse. So war er 
für die Partei ,die LINKE’ als sachkundiger Bürger im Gemeinderat 
von Bad Salzuflen. 

Mit seinem Bruder trauern wir um den Verlust. 

DKP Kreis Lippe 
DKP Ostwestfalen-Lippe 

Wir nehmen Abschied am Donnerstag, dem 9.10.2014, um 11.30 in 
der Trauerhalle Kramer, Schülerstraße 22, in Bad Salzuflen. 

Joachims Wunsch ist es, anstelle von zugedachten Blumen oder Kranzspen¬ 
den, für die Überlebenden des Lagers Stukenbrock zu spenden (Arbeitskreis 
Blumen für Stukenbrock, KTO 87000238, BLZ 49050101, Sparkasse MILÜ). 


Wir laden alle Helferinnen und Helfer, die zum Gelingen des 18. UZ-Pressefestes 
in Dortmund beigetragen haben, herzlich zur Helferparty ein: 

Samstag, 11. Oktober 2014, ab 17 Uhr 

Hoffungstraße 18,45127 Essen / Wir bitten um Anmeldung mit der Angabe, 
ob ein Schlafplatz benötigt wird: dkp.pv@t-online.de 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht-schule.org 

Wochenendseminar Sa./So. 18./19.0ktober 2014 

Organisationspolitik in Kreis und Gruppe 

Die Mitgliedsbuchneuausgabe hat eine Reihe von organisationspoliti¬ 
schen Problemen aufgezeigt, an denen wir arbeiten müssen, wenn wir 
die DKP stärken wollen. Eine große Rolle in der Diskussion spielen die 
Grundorganisationen und ihre Verfasstheit. 

Referate von: 

Wera Richter: Schlussfolgerungen aus der Mitgliedsbuch¬ 
neuausgabe / Situation der Grundorganisationen. 

Patrik Köbele: Rolle und Aufgaben der DKP heute. 

Am Sonntag wollen wir an den „Leitfaden für die Gruppenarbeit“ aus 
den 80er Jahren erinnern und gemeinsam prüfen, was davon aktuell 
und was überholt ist und was überarbeitet werden muss. Der „Leitfa¬ 
den“ ist über die Webseite der KLS abrufbar. 

Um rechtzeitige Anmeldung wird gebeten. Die Anreise kann bereits 
Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. Beginn Samstag 10.30 Uhr. 
Ende Sonntag gegen 14 Uhr. 


Autokindersitz 

Suche für meinen Enkel (ein Jahr und 
sechs Monate) gut erhaltenen Kinder¬ 
sitz (Raum Essen oder Berlin). 
Angebote bitte an 
nina.hager@unsere-zeit.de 


Polen 

Ostseebad Leba 
komf. FZ mit Bad, WC, TV, 
Parkplatz - Ü/F15 Euro 
Tel/Fax: 004859 8662657 
www.sloneczna.interleba.pl 


KT 




l 


Entschleunigung: 

Ruhe & Natur satt im Müritz- 
Nationalpark. 2 Fe Wo je 2-3 Pers. 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin. 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel.: 0331/870796 (AB) 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 



LLL-Treffen und Demo 

in Berlin 

Wir Satiren! 

DKP Ruhr-Westfalen 

Die gemeinsame Busfahrt und eine 
Übernachtung sind vorbereitet. 

Kosten pro Person: 65,- Doppelzimmer / 85,- Einzelzimmer (Hotel Kolumbus) 

Samstag, 10. Januar 2015 

Abfahrt 6:30 Duisburg, 7:00 Essen, 7:45 Dortmund 
Informationen und Anmeldung: 

DKP-Bezirksvorstand, Hoffnungstr. 18,45127 Essen, Tel: 0201 225147 
Fax: 0201 2698038 eMail: vorstand@dkp-ruhr-westfalen.de 


★ 


Nach 15 Jahren haben sie sich getraut 

Marc und Dörte haben geheiratet 

Herzlichen Glückwunsch 

DKP Oldenburg 


V 



EINLADUNG 

Der Frauenarbeitskreis 
des Parteivorstandes der DKP 

lädt ein zur Wochenendschulung am 15. und 16. November im 
Naturfreundehaus Mollseifen, 

In der Trift 2, 59955 Winterberg 

Thema: Grundlagen marxistischer Frauenpolitik 
Referentin: Tina Sanders 

Anreise am 14.11. möglich, Übernachtung / Halbpension 30,- € 
Anmeldung (bis spät. 30.10.) und Infos: 

dkp.pvt-online.de 


Diskussionsveranstaltung der DKP Saarland 

Ukraine und die NATO - 

Ursachen und Triebkräfte einer geplanten Eskalation 

Freitag, 17. Oktober 2014, 19 Uhr, Referent: Rainer Rupp 

Restaurant „Restaurant „Sport-Treff - Akropolis“ (ATSV-Halle) 
Lulustein 5, 66117 Saarbrücken 


Studienreise 

Vietnam und Kambodscha 

28.12.14 bis 12.1.15 oder 19.1.15 

Kennenlernen von Kultur, Land und Menschen. 

Besuch in Hilfsprojekten. 

Noch 4 Plätze frei! Weitere Informationen: 

Tel: 0641 82149, Mail: fg-vietnam@t-online.de 
Freundschaftsgesellschaft Vietnam (www.fg-vietnam.de) 



Internet 

Digitale Diktatur und reale Befreiung 

Das Internet zwischen Fortschrittspotentialen und 
Destruktivkraft Th. Hagenhofer^Zeitgewinn und Pro¬ 
duktion. Wie man radikale ökonomische Demokra¬ 
tie rechnet D. Dath★Alternativen aus dem Rechner H. 
Dunkhase*Kybernetik, Internet und neue soziale Medi¬ 
en als Grundlage für einen partizipativen Sozialismus 
Th. Gebel-A-Krieg der Daten gegen die Kommunikation F. 
Stalder*Die Veränderung der Arbeitswelt durch die Di¬ 
gitalisierung H. Meuler*Werden wir der Verantwortung 
für den Einsatz moderner Technologien gerecht? H. 
Hörz^Denken einer neuen Kultur Th. Metscher 
Weitere Themen u. a.: 

U. Gellermann, U-Boote der Staatsräson | U. Avnery, Begegnung 
im Tunnel | J. Grässlin, Gewehre - Massenvernichtungswaffen 
des 20. und 21. Jahrhunderts | A. Rieger, Gewerkschaften auf 
dem Kriegspfad? | J. Lloyd, Geschichte von Klassenkämpfen 
- verhandelt im Bundestag im Juli 2014 | G. Pohl, Argentiniens 
Schulden | J. Abourezk, Israels Rückkehr zu alten Kolonialt¬ 
aktiken | L. Elm, Deutsche Professoren im Kriegseinsatz | Ph. 
Becher, Die reaktionäre Subversion. Faschismusdeutung der 
italienischen Kommunisten | G. Fülberth, Die vier Leben des 
Emil Carlebach 



Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 

Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201 -23 67 57 


Anzeigen helfen der UZ! ★ 


So verging meine Zeit, die auf Erden mir gegeben war - Ernst Busch 
und sein Jahrhundert 

Dänemark 1976, Regie: 

Hans Christian N0rregaard, 60 Min 

Dienstag, 14. Oktober 2014 -19:30 Uhr 
im Kino BABYLON 

Rosa-Luxemburg-Straße 30,10178 Berlin 

Im Anschluss Gespräch mit dem Regisseur 
Hans Christian N0rregaard (Kopenhagen). Dem 
international anerkannten Brecht-Forscher ist 
zu verdanken, dass die Buschsche Interpreta¬ 
tion des Gedichtes „An die Nachgeborenen“, 
Teile l-lll (Musik Hanns Eisler), auf Zelluloid ge¬ 
bannt für die Nachwelt erhalten blieb. 
Gemeinsame Veranstaltung der Ernst Busch 
Gesellschaft e.V. und des Kino BABYLON 



19 . linke literaturmesse 

r aMKÄ J ^ 1 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres TelVFax: 033 231/60661 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 



nQrn 3l!l 0.-02.11.2014 

künstlerhaus im kunstkulturquartier I königstraße 93 


www.linke-literaturmesse.org 
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Großdemonstration in Nürnberg 
gegen die EU-Krisenpolitik 



> 1 —— 


1DIISKRIS1: 

MIATli 




Unter der Losung:„Nein zu Spaltung und Verarmung! Gemeinsam die EU-Krisenpolitik blockieren!" demonstrierten am ver¬ 
gangenem Samstag etwa 600 Menschen im Rahmen der Blockupy-Herbstproteste vor der Bundesagentur für Arbeit und 
dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge in Nürnberg. Aufgerufen hatte das Nürnberger Sozialforum. 


Betroffene wehren sich 

Widerstand gegen die Erhöhung der Grundsteuer B 


termine@unsere-zeit.de 


fr ★ 10 . OKT 


München: „Die vergessene Besatzung“, 
Veranstaltung der DKP München zur Lage 
in der Westsahara und den Zielen der Fren- 
te Polisario mit Najla Mohamed Lamin, Re¬ 
präsentantin der Jugend der Polisario in 
Deutschland und Österreich. KommTreff, 
Holzapfelstraße 3,19.00 Uhr. 

Schweinfurt: „Katastrophenalarm! - Was 
tun gegen die mutwillige Zerstörung der 
Einheit von Mensch und Natur?“ Grup¬ 
penabend der DKP Schweinfurt - Haßber¬ 
ge. DFG-VK-Büro, Gabelsbergerstraße 1, 
19.00 Uhr._ 

Lübeck: „65 Jahre Deutsche Demokrati¬ 
sche Republik“, Diskussionsveranstaltung 
der DKP. Interkulturelle Begegnungsstätte 
e.V. (IKB) „Haus der Kulturen „, Parade 12, 
19.30 Uhr. 


SA ★ 11. OKT 


Stuttgart: „Demokratie statt Konzern¬ 
macht! Freihandelsabkommen stoppen!“ 
Kundgebung des DGB Stuttgart. Wil¬ 
helmsplatz, 12.00 Uhr, Demonstrations¬ 
zug 13.30 Uhr, Infomarkt Schillerplatz, 
14.30 Uhr. 


SO ★ 12. OKT 


Stuttgart: „Mietrebellen“, Filmveranstal¬ 
tung der DKP. Kino Atelier am Bollwerk, 
12.00 Uhr. 


Ml ★ 15. OKT 


München: „Geht dem Kapital die wert¬ 
schaffende Arbeit aus?“ Streitgespräch 
des Betriebsaktivs der DKP München. 
KommTreff, Holzapfelstraße 3,19.00 Uhr. 


DKP mit Rainer Rupp. Restaurant „Sport- 
Treff - Akropolis“ (ATSV-Halle), Lulustein 
5,19.00 Uhr._ 

Schwerin: DKP-Lesekreis „Der „Linke Ra¬ 
dikalismus, die Kinderkrankheit im Kom¬ 
munismus“ . Buntes Q, Lübecker Stra¬ 
ße 180,19.00 Uhr. 


SA ★ 18. OKT 


Siegen: „Der Imperialismus als höchstes 
Stadium des Kapitalismus“, Bildungsver¬ 
anstaltung der DKP. VEB Politik, Kunst und 
Unterhaltung, Marienborner Straße 16, 
14.00 Uhr._ 

Stuttgart: „Marx, Engels und die Mieten¬ 
frage“ .Veranstaltung der DKP. Linkes Zen¬ 
trum Lilo Herrmann, Böblinger Straße 105, 
Stuttgart-Heslach, 10.00 Uhr. 

Leverkusen: „Organisationspolitik in Kreis 
und Gruppe“, Wochenendseminar der 
DKP mit Wera Richter und Patrik Köbele 
an der Karl-Liebknecht-Schule. Von Sams¬ 
tag 10:30 Uhr bis Sonntag, 19.10.2014, 
14.00 Uhr. Weitere Informationen und 
Anmeldung unter www.karl-liebknecht- 
schule.org. 


SO ★ 19. OKT 


Bochum: „Bolivar, el hombre de las dificul- 
tades“, Filmveranstaltung der Humanitäre 
Cubahilfe HCH e. V mit dem venezolani¬ 
schen Filmregisseur Luis Alberto Lama- 
ta. Bahnhof Langendreer, kino endstation, 
Wallbaumweg 108,17.00 Uhr. 


MO ★ 20. OKT 


Bad Kreuznach: Mitgliederversammlung 
der DKP. Wassersümpfchen 23,20.00 Uhr. 


V iele Bürgerinnen und Bürger in 
unserer Stadt wenden sich gegen 
immer weitere kommunale Be¬ 
lastungen. Besonders die Erhöhung der 
Grundsteuer B hat viele dazu gebracht, 
sich zu wehren! 

Am 28. August fand eine öffent¬ 
liche Fraktionssitzung der DKP/LL 
statt. „Was tun gegen die Erhöhung der 
Grundsteuer B?“ war das Motto. Es gab 
viele Vorschläge und eine gute Diskus¬ 
sion. Viel Zorn gab es über die Stadt¬ 
verwaltung, die mehr als 800 Bürgern 
mitgeteilt hatte, ihre Widersprüche ge¬ 
gen die Anhebung des Hebesatzes der 
Grundsteuer B werden zurückgewiesen 
und es gibt keine Anhörung. 

Am 18. September gab es die zweite 
gut besuchte Veranstaltung in der Wall- 
dorfer Stadthalle. Auch hier eine rege 
Diskussion. Man sprach über die an¬ 
stehenden juristischen Verfahren, will 
auf jeden Fall auf vielen Ebenen aktiv 
werden. Es wurde eine Resolution ver¬ 
abschiedet, in der es u.a. heißt: 

Wir, Bürgerinnen und Bürger aus 
Mörfelden-Walldorf, protestieren dage¬ 
gen, dass unsere Stadtverwaltung ver¬ 
sucht, die Haushaltssanierung auf dem 
Rücken der Bevölkerung vorzuneh¬ 
men. Ob es sich um die Erhöhung der 


Gebühren für die Kindertagesstätten, 
die Verteuerung der Ganztagsbetreu¬ 
ung in den Schulen, angekündigte Stel¬ 
lenstreichungen und insbesondere die 
rückwirkende Anhebung der Grund¬ 
steuer B handelt, stets werden wir zur 
Kasse „gebeten“ - egal, ob Hausbesit¬ 
zer oder Mieter. 

Wir wissen, dass die Haushaltsmise¬ 
re unserer Stadt zum größten Teil nicht 
hausgemacht ist. Der Bund und das 
Land Hessen haben zusätzliche Auf¬ 
gaben auf die Kommunen abgewälzt, 
so etwa die Kindergartengarantie für 
unter dreijährige Kinder, ohne für eine 
entsprechende finanzielle Ausstattung 
der Städte und Gemeinden zu sorgen ... 
Wir fordern: 

★ Rücknahme der Erhöhung der 
Grundsteuer B auf den Satz von 
430 Prozent 

★ Stopp weiterer Gebührenerhebun¬ 
gen 

★ Keine Einschränkungen städtischer 
Leistungen 

★ Eine BürgerverSammlung, auf der die 
Bürger zu Wort kommen 

Deshalb fordern wir den Bürgermeis¬ 
ter, den 1. Stadtrat und die Stadtverord¬ 
neten auf: 


★ Sagen Sie NEIN zu der fortschrei¬ 
tenden Aushöhlung der kommunalen 
Selbstverwaltung! 

★ Verweigern Sie sich dem Diktat des 
Regierungspräsidiums! 

★ Machen Sie keine Politik gegen die 
Bürgerinnen und Bürger! 

Bei Gesprächen in den letzten Wo¬ 
chen spürte man: Der Zorn über die 
Abzockerei wächst, aber auch die Ein¬ 
sichten über eine falsche Politik der 
Umverteilung von unten nach oben. 
Oft hörte man: „Wir bezahlen gera¬ 
de genug Steuern!“ oder „Die Banken 
waren über Nacht gerettet!“ 

Wir sollten uns diese Ignoranz aus 
der Verwaltung nicht gefallen lassen. 
Erst hieß es „Sie werden eingeladen“. 
Dann: „Ich habe entschieden - kei¬ 
ne Anhörung“. Wir erwarten anderes 
Handeln und einen anderen Ton. 

Wir weisen darauf hin: Armut macht 
um unsere Stadt keinen Bogen. Wir 
müssen alle Verteuerungen in der 
Kommune zusammenzählen - es 
reicht! Schluss mit weiteren Leis¬ 
tungskürzungen oder Abgabenerhö¬ 
hungen. 

Aus:„blickpunkt“ 
Zeitung der DKP für Mörfelden-Walldorf, Nr. 10/2014 


DO ★ 16. OKT 


Fellbach: „TTIP - das transatlantische 
Geheimprojekt. Was steckt dahinter?“ 
Diskussionsveranstaltung der DKP mit G. 
Rauer. Lokal „zom Schiller“, Schillerstra¬ 
ße 24,18.00 Uhr. 


FR ★ 17. OKT 


Stuttgart: „Friede den Hütten!“ Infover¬ 
anstaltung der DKP mit Klaus Linder (DKP 
Berlin) zu den Mieterkämpfen in Kreuzberg. 
Linkes Zentrum Lilo Herrmann, Böblinger 
Straße 105, Stuttgart-Heslach, 19.00 Uhr. 

Saarbrücken: „Ukraine und die NATO - 
Ursachen und Triebkräfte einer geplanten 
Eskalation.“ Diskussionsveranstaltung der 


Dl ★ 21. OKT 


Bremen: „Gesundheitspolitik in Bremen“, 
Mitgliederversammlung DKP Bremen- 
Nord. Gustav-Heinemann-Bürgerhaus, 
Vegesack, Raum E2,19.30 Uhr. 


Ml ★ 22. OKT 


München: „Festival der Jugend der Volks¬ 
partei Palästinas (PPP) im Westjordan¬ 
land“ , Veranstaltung der DKP München. 
KommTreff, Holzapfelstraße 3,19.00 Uhr. 

Stadtlohn: Mitgliederversammlung der 
DKP im Kreis Borken mit Planung der neu¬ 
en Ausgabe der Kleinzeitung „Roter Kreis“. 
Parteiraum bei Tenbusch, Vredenerstra- 
ße 54,19.15 Uhr. 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom 27. September bis 3. Oktober 


Krieg, Kunst, Revolution 

Paris 1914 


Samstag 

„Lady Liberty“ wird Mariam al 
Mansouri heute von einem grinsenden 
US-amerikanischen CNN-Reporter ge¬ 
nannt. Die Flieger-Majorin aus den Ver¬ 
einigten Arabischen Emiraten bombar¬ 
diert IS-Stellungen. Ob sie die immer 
trifft oder ob es Kollateralschäden gibt, 
wird man nie erfahren. 

Was wir aber ziemlich genau ken¬ 
nen, ist die Situation der Frauen in 
den Vereinigten Arabischen Emiraten. 
Amnesty International schreibt 2010: 
„Im Oktober [2009, AR] bestätigte der 
Oberste Gerichtshof das Recht eines 
Ehemanns, seine Frau und seine Kin¬ 
der ,zu züchtigen ‘ vorausgesetzt, dass 
keine sichtbaren Spuren Zurückbleiben. 
Damit wird familiäre Gewalt quasi le¬ 
galisiert. Das Urteil legte fest, dass sich 
die Züchtigung innerhalb der Bestim¬ 
mungen der islamischen Gesetzgebung 
bewegen müsse 

Seitdem hat sich an der Rechtsla¬ 
ge nichts geändert. Von wegen Liberty 
(Freiheit). 

Sonntag 

Die Europäische Aufsichtsbehörde für 
Flugsicherheit (EASA) hat heute eine 
neue Richtlinie erlassen, die das Benut¬ 
zen der Handys auch ohne Flugmodus 
erlaubt. Ein Albtraum. 

Das Dauergequassei jetzt auch in 
der Luft - mit neuen Varianten. Ana¬ 
log zur Kurz-, Mittel- und Langstrecke 
wird die Lebensgeschichte in den ent¬ 
sprechenden Fassungen erzählt. Außer¬ 
dem:,, Wir fliegen gerade über Paris, ich 
kann den Eiffelturm sehen - ich auch 
..., ich auch ..., ich auch ...“. „Kannst 
Du mal nachgucken, ob wir den Herd 
ausgemacht,... die Garage abgeschlos¬ 
sen. .., die Rollläden runtergelassen ...“. 
„Ach ist Madrid klein ..., der Mont 
Blanc groß ..., die Donau grau ..., die 
Adria bewölkt “ usw. usf. 

Richtig fies wird es für Leute mit 
Flugängsten, wenn der Nachbar erzählt: 
„Hier gibt’s so komische Geräusche ..., 
wie riecht’s denn hier ..., das wackelt 
totaaaal..., wo ist eigentlich das Perso¬ 
nal ...“Alternative: Im Bordkino wer¬ 
den die „100 schönsten Flugzeugkata¬ 
strophen “ gezeigt. 

Es gibt Hoffnung. Empfang ist nur 
bis zu wenigen hundert Metern Höhe 
möglich. Dabei muss es bleiben. 


Die bleierne Zeit, D1981 

Der Film von Margarethe vonTrotta ist 
weit davon entfernt die gesellschaftli¬ 
chen Hintergründe der Baader-Mein- 
hof-Gruppe aufzuzeigen - Notstands¬ 
gesetze, Restauration, Mehltau der 
deutschen Nachkriegsgesellschaft. Der 
„linke Terrorismus“ war weit mehr als 
eine Familiengeschichte. Trotzdem wird 
der Ansatz, die Ensslin-Schwestern in 
den Mittelpunkt des Filmes zu rücken, 
den Vorgängen zur Zeit der Terroris¬ 
tenhatz viel gerechter als die heute üb¬ 
liche Verzerrung, wie sie auch der vo¬ 
rausgehende Film „Der Baader Mein¬ 
hof Komplex zeigt. 

So., 12.10., 1.20-3.05 Uhr, rbb 

Weiße Wölfe, DDR/Ju i960 

DEFA-Indianerspielfilm über die Si¬ 
tuation in den USA nach 1879. Kenn¬ 
zeichnend für diese Zeit sind Macht¬ 
kämpfe zwischen neu gegründeten 
Unternehmen. Historisch belegt ist 
der Ausbruch der Cheyenne aus ihrem 
Reservat. Der Film ist eine Fortsetzung 
von „Spur des Falken“. 

Mo., 13.10., 20.15-21.50 Uhr, arte 

Limonaden-Joe, CSSR1964 

„Unterhaltsame Parodie auf den Wil¬ 
den Westen, seine Filme und kapitalis¬ 
tische Lebensweisen. Einfallsreich und 
vielseitig gestaltete Musicalgroteske 
mit einigen zur Produktionszeit ak¬ 
tuellen Anspielungen“, urteilt das Le¬ 
xikon des Internationalen Films. Die 
New York Times lobte vor allem den 
geschickten Aufbau des Filmes. 


Montag 

Dasss die Bahn AG die Preise im Fern¬ 
verkehr nicht erhöht, versuchen die „Ma¬ 
cher“ als kundenfreundliche Tat zu ver¬ 
kaufen. Es ist tatsächlich die schiere Not. 
Man spürt die Macht der Fernbuskonkur¬ 
renz. Ansonsten bleibt alles beim Alten. 
Im Nahverkehr, auf den Millionen ange¬ 
wiesen sind, wird wieder zugeschlagen. 
Seit 2 000 hat es über zehn Erhöhungen 
gegeben. An die gleiche Zahl von Lohn¬ 
erhöhungen kann sich wohl keiner erin¬ 
nern. Die Bahn AG ist nach wie vor mehr¬ 
heitlich in Staatsbesitz. Wann gebieten die 
von uns gewählten Politiker den Schie¬ 
nenwegräubern Einhalt? 

Frei nach Brecht heißt es weiterhin: 
Was ist ein Eisenbahnraub, gegen den Be¬ 
trieb einer Eisenbahngesellschaft? 

Dienstag 

Hans-Dietrich Genscher hat wieder mal 
einen „großen “ Tag. Der 87-jährige fährt 
nach Prag, wo er vor 25 Jahren einigen 
hundert DDR-Bürgern die Reise in den 
Kapitalismus erhandelt hatte. 

Genscher ist auch heute fast so rührig 
wie zu Außenministerzeiten. Wir erinnern 
uns an den alten Witz: Begegnen sich zwei 
Flugzeuge über‘m Atlantik. In beiden sitzt 
Genscher. Wir erinnern uns aber auch, 
dass Genscher ein Politiker ohne Skrupel 
und wirkliche Überzeugungen war. Unge¬ 
rührt beendete er Anfang der 80er Jahre 
die Koalition mit den Sozialdemokraten 
und verhalf Helmut Kohl zur Kanzler¬ 
schaft. Damit trug er mit dazu bei, dass 
sich heute kaum noch einer erinnert, wie 
diese Partei hieß, in der er war. 

Mittwoch 

Wahrscheinlich ist es nur ein Mythos. 
Trotzdem gehen dem deutschen Bahn¬ 
reisenden Augen und Ohren über, wenn 
er liest und hört, dass der japanische 
Schnellzug Shinkansen seit 50 Jahren mit 
durchschnittlich nur 50 Sekunden Verspä¬ 
tung sein Ziel erreicht. 

Schrankenwärter in Japan. Das wäre 
eine Beschäftigung, bei der unsere Bahn- 
AG-Vor stände etwas lernen könnten. Man 
gewöhnt sich sehr schnell daran, dass man 
die Schranke jeden Tag zur gleichen Zeit 
herunterlassen kann. Unumkehrbare Ge¬ 
wohnheiten werden daraus aber nicht so 
schnell. M.E. wird das mindestens bis 
zum St. Nimmerleinstag dauern. Bis da¬ 
hin ist die Bahn bei uns saniert. Adi Reiher 


Mo., 13.10., 21.50-23.30 Uhr, arte 
Akte D, D 2014 

Der Sender preist an: „Akte D“ ist 
eine neue, investigative Dokumentati¬ 
onsreihe (3 Folgen), die die Zuschauer 
auf Spurensuche in die Vergangenheit 
mitnimmt und verdrängte Kapitel der 
deutschen Nachkriegsgeschichte neu 
beleuchtet. „Akte D“ räumt mit My¬ 
then und Glorifizierungen der deut¬ 
schen Nachkriegszeit auf. In der ersten 
Folge der Sendereihe geht es um „Das 
Versagen der Nachkriegsjustiz“. 

Mo., 13.10., 23.30-0.15 Uhr, ard 

Kapitalismus, quo vadis 

Auf diesen Themenabend sind wir ge¬ 
spannt. arte will das Thema historisch 
wie aktuell an drei Abenden erörtern 
(auch 21. und 28. 10). Die sechsteilige 
Geschichtsdokumentation „Der Ka¬ 
pitalismus“ blickt auf die historischen 
Etappen und kontroversen Strömun¬ 
gen des kapitalistischen Systems zu¬ 
rück. Investigative Dokumentarfilme 
schauen hinter die Kulissen der Wirt¬ 
schafts- und Konzernpolitik. 

Di., 14.10., 20.15-22.15 Uhr, arte 

Weitere Fernsehtermine: 

Landauer - Der Präsident (D, 2014) 
Mittwoch, 15.10., 20.15 Uhr, ard 

Landauer-gefeiert, verfolgt, 
vergessen (D, 2014) 

Mittwoch, 15.10., 22.00 Uhr, br 


D ie folgende Passage ist Max Aubs* 
Buch „Jusep Torres Campalans“ 
entnommen. Die „Biografie“ 
des nicht existenten Malers Campalans 
schildert u. a. die Pariser Künstlerszene 
am Vorabend des 1. Weltkriegs. Gerade 
ist der 1. Weltkrieg ausgebrochen, die II. 
Internationale hat versagt. Campalans 
anarchistisch-sozialistischer Freundes¬ 
kreis zerstreut sich in alle Winde. Er irrt 
durch Paris und trifft Bekannte. Der 
kurze Text widerspiegelt Verwirrung und 
Desillusionierung einer ganzen Gene¬ 
ration von (französischen und europäi¬ 
schen) Intellektuellen. 

... Wie immer und trotz allem war der 
Alte voller Hoffnung: 

„Der Krieg wird mit der Zeit zur Re¬ 
volution.“ 

„Das glaube ich nicht. Außerdem, um 
diesen Preis lohnt es sich nicht. Wenn 
sie sich bewusst gegen den Krieg auf¬ 
gelehnt hätten, meinetwegen! Wenn 
sie aber nur durch die Übel und Lei¬ 
den des Krieges zur Revolution kom¬ 
men, dann zum Teufel mit ihnen!“ 
„Was tut das zur Sache, wenn sie nur 
kommt!“ 

„Viel. Weil die Revolution für sie das 
kleinere Übel sein wird, sonst nichts. 
Und sie wird ihnen aus den Händen 
gleiten, sobald sie die Vorteile, die 
traurigen Vorteile des Friedens wit- 


1932 wurde der FC Bayern München 
das erste Mal Deutscher Fußballmeis¬ 
ter. Es ist kein Zufall, dass es 36 Jahre 
dauerte, bis die zweite Meisterschaft 
gewonnen wurde. 

Als die Faschisten 1933 an die 
Macht kamen, mussten die „Macher“ 
der Münchner Meisterschaft ihre Äm¬ 
ter aufgeben, weil sie Juden waren - 
Vereinspräsident Kurt Landauer und 


Gründerelf des FC Bayern 1900. 

der Trainer Richard Krohn alias Dom- 
bi. Beide standen für ein Vereinskon¬ 
zept, dass sich am erfolgreichen ös¬ 
terreichisch-ungarischen Fußball aus¬ 
richtete. Krohn war ein polyglotter 
Fußballfachmann, der selbst in der 
österreichischen Nationalmannschaft 
gespielt hatte. Zu seinen Trainerstatio¬ 
nen gehörten der FC Barcelona, Feye- 
noord Rotterdam, die Grasshoppers 
Zürich und verschiedene deutsche, ös¬ 
terreichische, ungarische und jugosla¬ 
wische Vereine. Er ließ ein technisch 
und taktisch geprägtes Kombinati¬ 
onsspiel spielen, wie es die „Wunder¬ 
teams“ aus Österreich in den dreißiger 
und aus Ungarn in den fünfziger Jah¬ 
ren praktizierten. 

Vereinspräsident Kurt Landauer, 
der ihn verpflichtet hatte, war 1913- 
14, 1919-1933 und noch einmal von 
1947-51 im Amt. Sein Wirken prägt 
den Verein bis heute, auch wenn Uli 
Hoeness sich immer sehr zugeknöpft 
zeigte, wenn er auf Landauer ange¬ 
sprochen wurde. Landauer war dafür 
verantwortlich, dass sich der FC Bay¬ 
ern in den zwanziger Jahren nicht na¬ 
tional orientierte, sondern versuchte, 
z.B. vom Fußball in den Donaulän- 
dern zu lernen. Dort wurde bereits 
professionell trainiert und gespielt, 


tern. Und alles fängt wieder von vorne 
an. Es lohnt sich nicht. So lange währt 
das Leben nicht.“ 

„Was willst du jetzt tun?“ 

„Das einzige, was in meiner Macht 
steht: nichts.“ 

„Dasselbe, was auch Gott tut.“ 

„Er wird seine Gründe haben.“ 

Sie sahen, dass es keinen Grund gab, 
weiter zu diskutieren und verabschie¬ 
deten sich. 

Am oberen Teil der Boulevards, dort, 
wo der Faubourg Poissonniere beginnt, 
traf Torres Campalans in der dichten 
Menge, die sich vor den Schaufenstern 
von Le Matin drängte und mit offenen 
Mündern auf die letzten Nachrichten 
wartete - die Rotationsmaschinen lie¬ 
fen ohne stillzustehen Tag und Nacht -, 
den Dichter Apollinaire**. Sie hatten 
sich seit über einem Jahr nicht mehr 
gesehen. Nach der Geschichte*** mit 
dem Diebstahl und der Hehlerei der 
Statuetten aus dem Louvre hatte der 
Dichter die Segel gestrichen. Er hatte 
damals furchtbare Ängste durchlitten, 
die bis zu einem gewissen Grad angeb¬ 
lich auch von Picasso geteilt wurden, 
wobei vieles nur Gerüchte waren. 
„Was meinst du?“ 

„Es ist so weit.“ („Ca y est.“) 

„Und Pablo?“ 

„In Avignon.“ 


was eine deutliche Weiterentwicklung 
des Spiels zur Folge hatte. 

Nach 1933 machten die Nazis das 
Landauer und anderen zum Vorwurf. 
Das verlogene nationale Amateursys¬ 
tem wurde propagiert und dem jüdi¬ 
schen Professionalismus entgegenge¬ 
halten. Vereine wie der FC Bayern 
München und die Frankfurter Ein¬ 
tracht fielen in Ungnade, die Schein¬ 


amateure des TSV 1860 oder des FC 
Schalke 04 wurden - ob sie wollten 
oder nicht - hofiert. 

Unter diesen Umständen stag¬ 
nierte die Entwicklung des FC Bay¬ 
ern. Topstürmer Oskar Rohr verließ 
den Verein, die Vereinsführung musste 
„freiwillig“ - wie andere auch - un- 



Kurt Landauer 


terzeichnen, für die „Entfernung der 
Juden“ zu sorgen. 

Bis 1938 blieb Kurt Landauer in 
Deutschland, nach der Reichspo¬ 
gromnacht wurde er verhaftet und in 


„Was wirst du tun?“ fragte Jusep, der 
wusste, dass der Schriftsteller wegen 
seiner verworrenen Abstammung von 
der Einberufung verschont blieb. 
„Mich freiwillig melden.“ 

Torres Campalans war sprachlos. Sie 
wurden nach rechts abgedrängt; die 
Massen wollten die Seiten der neus¬ 
ten Ausgabe lesen, die an den riesigen 
Scheiben ausgehängt waren, die den 
Blick ins Untergeschoss des Gebäudes 
freigaben, wo die Rotationsmaschinen 
arbeiteten und pausenlos große Papier¬ 
rollen fraßen. 

„Bist du verrückt?“ 

„Nein. Das ist meine Pflicht.“ ... 

AR 

*Max Aub, spanischer Schriftsteller fran¬ 
zösisch-deutscher Abstammung, Anhän¬ 
ger der Republik im Spanischen Bürger¬ 
krieg, den sein sechsbändiges Haupt¬ 
werkes magische Labyrinth“ schildert. 
**Guillaume Apollinaire, französischer 
Schriftsteller italienisch-polnischer Ab¬ 
stammung 

*** Die „Geschichte“ war der bis heute 
nicht völlig geklärte Diebstahl der Mona 
Lisa am 21. 8.1911. Apollinaire war einer 
der Verdächtigen, Picasso wurde von der 
Polizei verhört. Am 12. Dezember 1913 
tauchte das Gemälde in Florenz wieder 
auf. 


Dachau interniert. Bis dahin hatte er 
noch als kaufmännischer Angestell¬ 
ter arbeiten können. Seine Stellung 
als Fußballfunktionär und als ehema¬ 
liger Frontkämpfer hatte ihn vor dem 
Schlimmsten bewahrt und sorgte nun 
auch wohl dafür, dass er nach einigen 
Monaten entlassen wurde. Er floh in 
die Schweiz. Die meisten seiner enge¬ 
ren Familienangehörigen wurden von 
den Faschisten ermordet. 

Dass er sich nach diesen Erfahrun¬ 
gen entschloss, 1947 nach Deutschland 
zurückzukehren, hatte wirtschaftliche 
Gründe. Er selbst schreibt: „In der 
Schweiz hatte ich keinerlei Verdienst¬ 
möglichkeiten und bin dann aus die¬ 
sem Grund nach Deutschland zurück¬ 
gekehrt.“ Die erneute Übernahme des 
Präsidentenamtes beim FC Bayern 
München war für beide Seiten von 
Vorteil. 

Der Kaufmann Landauer knüpfte 
als Präsident Kontakte, die ihm und 
dem Verein halfen, die alte gesell¬ 
schaftliche Stellung wiederzuerringen. 
Zunächst profitierte der Verein davon 
weniger nazifiziert gewesen zu sein. 
Mit dem Beginn des Kalten Krieges, 
dem Ende der Entnazifizierung und 
dem Ausscheiden Kurt Landauers mit 
65 Jahren endete diese Ära. Die neuen 
Vereinsführungen brachen mit dieser 
Geschichte. In den offiziellen Rückbli¬ 
cken tauchten die jüdischen Wurzeln 
des Vereins nicht mehr auf. 

Erst eine engagierte neue Ge¬ 
schichtsschreibung des deutschen 
Fußballs deckt immer mehr von sei¬ 
nen wahren Wurzeln jenseits der 
Deutschtümelei und des Nationalis¬ 
mus auf. Und es sind die Fans, die im 
Zeichen des Kampfes gegen den Ras¬ 
sismus an die Wurzeln zurückkehren. 
Schon zum neunten Mal fand in die¬ 
sem Sommer in Starnberg das antiras¬ 
sistische Einladungsturnier um den 
Kurt-Landauer-Pokal statt (9. Anti¬ 
rassistisches Einladungsturnier um den 
Kurt-Landauer-Polkal 2014, 4.7.2014 
bis 6.7.2014). Dort wurde auch der 
Spielfilm über den bayrischen Fuß¬ 
ball-Pionier gezeigt. Neben den Spie¬ 
len gab es Vorträge u. a. zur Situation 
der Asylsuchenden in Bayern und zu 
den Themen „Es gibt keinen richtigen 
Ballsport im Falschen - Fußball und 
Kapitalismus“, „Subversiv*089 - Er¬ 
lebnisse aus der ,Ordnungszelle Bay¬ 
ern 4 “ oder „Zauber und Zorn am Zu¬ 
ckerhut“. 

Siggi Emmerich 


Der rote Kanal 


„Judenclub“ Bayern München 

Kurt Landauer, der Jahrhundertpräsident 






